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Bereits in den fünfziger Jahren haben amerikanische Wissenschaftler einige hundert Kulturbegriffe sammeln können. Es ist davon auszugehen, dass sich diese Zahl inzwischen erheblich vergrößert hat, zumal alle Wissenschaften mittlerweile einen cultural turn erlebt haben. Kultur hat Konjunktur und Kulturtheorie somit auch. Mit der Vielfalt kulturtheoretischer Erörterungen ist auch der Bedarf an Ordnung und Orientierung gewachsen. So gibt es inzwischen nicht nur gute Einführungen in die Kulturwissenschafen (z. B. K.P. Hansen, Kultur und Kulturwissenschaft, 2000), sondern auch geradezu enzyklopädische Handbücher (z. B. F. Jaeger/B. Liebsch (Hg.): Handbuch der Kulturwissenschaften, 3 Bde., 2004).
Die hier zusammengestellten Texte und Aufsätze aus den letzten Jahren sind im Kontext einer kulturpolitischen und kulturpädagogischen Praxis entstanden und sollen den dort beschäftigten Personen dabei helfen, den Überblick über die mitunter verwirrende Vielfalt von Ansätzen und Konzeptionen zu bewahren. Alle Texte bauen auf kulturtheoretischen Grundlagenbüchern auf: dem Buch „Mensch und Kultur“, das 1998 erschienen ist, und dem Text „Die Macht der Symbole“, das ebenfalls als download auf der Homepage der Akademie Remscheid (www.akademieremscheid.de, Publikationen) zur Verfügung steht. Die Textsammlung wird zudem ergänzt durch eine ähnlich angelegte Sammlung zur Kunsttheorie und Ästhetik für die pädagogische und politische Praxis.
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Teil I:

Kunst, Kultur, Ökonomie und Politik in Zeiten der Globalisierung

Aktuelle Theorien und ihre Bedeutung für die Kulturpolitik – Eine Skizze

Abstract

Die Globalisierung hat neben der ökonomischen auch eine politische, soziale und kulturelle Dimension. Umgekehrt müssen aktuelle Theorien der Kultur, der Kunst, der Politik, der Ökonomie und der Gesellschaft heute die Tatsache weltweiter Vernetzung berücksichtigen. Im vorliegenden Text werden einige neuere Theorieentwicklungen in den verschiedenen Feldern vorgestellt und im Hinblick auf ihre Relevanz für die Konzeption von Kulturpolitik überprüft.
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1. Anliegen und Rahmen

Wandel ist geradezu das zentrale Kennzeichen der Moderne. Alle relevanten Theorien der Moderne sind zugleich Theorien des Wandels, wobei es sich um sozialen, kulturellen, ökonomischen, politischen oder technologischen Wandel handeln kann. Der Begriff des Wandels ist dabei meist positiv besetzt. Dies zeigen auch bedeutungsnahe Begriffe wie „Wachstum“ und „Entwicklung“, die eine Bewegung in Richtung Vervollkommnung, Verbesserung oder – alteuropäisch – Perfectibilität versprechen. Auch die Pädagogik klinkt sich nicht aus dieser Wertschätzung von Wachstum aus, sind doch ihre zentralen Begriffe wie „Bildung“ oder „Erziehung“ Bewegungsbegriffe. Und selbst Bert Brecht lässt Herrn K. erblassen, als ein früherer Bekannter bei einer Begegnung meint, er hätte sich nicht verändert. Es ist also plausibel, wenn man sich aus einem jugend-, kultur- oder bildungspolitischen Interesse heraus mit diesem gesellschaftlichen Wandel befasst und nach Theorien in den verschiedenen Gesellschaftsbereichen fragt, die den aktuellen Sachstand und eventuelle Entwicklungstrends möglicherweise besser auf den Begriff bringen als herkömmliche Theorien. 

Die selbstverständliche Annahme eines Wandels hat dazu geführt, dass sich viele Bereichspolitiken und Politik insgesamt auf die allgemeine Zielstellung einigen konnten, den (sozialen, ökonomischen, kulturellen etc.) Wandel gestalten zu wollen. Geht man von der Annahme eines Wandels aus, dann stellt sich nicht nur die Frage danach, ob und wie dieser Wandel beschrieben werden kann. Man möchte zudem gerne wissen, was den Wandel bewirkt, was der Motor der Entwicklung ist. Dies gilt in besonderer Weise dann, wenn bestimmte Entwicklungen krisenhaft erfolgen und man nach Ansatzpunkten für eine Behebung der Krise sucht. Ein solcher Versuch einer Steuerung gehört zu der Aufgabe von Politik. Dabei ist man bereits mitten im Thema der Präsentation aktueller Konzeptionen von Politik, denn gerade diese Möglichkeit von Steuerung wird in frage gestellt. Es wird zudem analysiert, welches Netzwerk an Akteuren heute für politisch Aktivitäten verantwortlich ist und welche Rolle hierbei der Staat spielt (siehe Abschnitt 4).

Politik ist dabei nur ein Bereich, bei dem gegen Ende des 20. Jahrhunderts ein erheblicher Wandel diagnostiziert wurde. Hobsbawm (1998) findet gleich eine ganze Reihe nicht nur von Entwicklungstrends, sondern von Krisen, bei denen fraglich ist, ob herkömmliche Theorien sie zu erklären im Stande sind: das Ende des Ost-West-Konfliktes, der Niedergang des Sozialismus in der Dritten Welt, der Zusammenbruch Ost-Europas, Bevölkerungswachstum, ökologische Katastrophen, das Risiko kriegerischer Auseinandersetzungen, die Entgrenzung des Kapitalismus. Viele dieser Trends haben dabei offenbar damit zu tun, dass der Kapitalismus in ein neues, „globalisiertes“ Stadium eingetreten ist.

Kultur-, Jugend- und Bildungspolitik, die hier im Mittelpunkt stehen, brauchen als spezifische Fachpolitikfelder offensichtlich dreierlei:

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
eine Vorstellung (Theorie, Konzept) der Gesellschaft, in der sie stattfinden, die die materielle Basis der Gesellschaft ebenso thematisiert wie den Überbau, der das Sein in dieser konkreten Gesellschaft reflektiert, überhöht oder auch verfälscht;

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
eine Vorstellung (Theorie, Konzept) von Politik, der Machtverhältnisse und der Möglichkeiten von Steuerung;

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
eine Vorstellung (Theorie, Konzept) ihres Inhalts bzw. Gegenstandes, nämlich jeweils von „Kultur“, „Jugend“ bzw. „Bildung“.

Es ergibt sich so der folgende Verweiszusammenhang

Abb. 1





Nun verläuft praktische Politik („politics“) vermutlich nur in den selteneren Fällen theorie- oder zumindest konzeptgeleitet. Doch darf man davon ausgehen, dass die beteiligten Akteure alle ihre – wenn auch oft impliziten – Vorstellungen über Kultur, Bildung und Jugend, über Politik und die Gesellschaft haben. Hierzu gibt es inzwischen auch empirische Fallstudien, in denen dies gezeigt wird, wobei es oft zu Brechungen kommt: So gibt es gelegentlich erhebliche Unterschiede zwischen „öffentlichem“ Programm und inneren Überzeugungen oder zwischen einer überzeugten Programmatik und der sichtbaren Praxis (z. B. Weck 1995). 

Andererseits darf man nicht unterschätzen, in welcher Weise etwa die Parteien oft theoretische Konzeptionen von Gesellschaft, Staat und Politik in ihr praktisches Handeln oder zumindest in ihre Programmatik einbeziehen. So waren etwa an Konzepten wie dem Schröder/Blair-Papier („dritter Weg“) oder dem „aktivierenden Staat“ durchaus namhafte internationale Wissenschaftler und Philosophen beteiligt. Auch gibt es bei den inzwischen alltäglich gewordenen Beschreibungen unserer Gesellschaften als „Wissens- oder Informationsgesellschaft“, die zudem durch „Pluralisierung“ und „Individualisierung“ gekennzeichnet sind, einen erheblichen wissenschaftlichen Aufwand, um sie theoretisch und empirisch zu unterfüttern. Nationale und internationale Organisationen, Regierungen, einzelne Ministerien haben zudem eine enorme Zahl an Beiräten und Kommissionen von Fachleuten zum Zweck der Politikberatung. Selbst der größte Pragmatiker unter den Politikern verzichtet heute ungern auf die Theorieangebote der Wissenschaften. So ist etwa darauf hingewiesen worden, dass sich in der vergangenen Legislaturperiode die Anzahl der Kommissionen und Beiräte – häufig aus regierungsexternen Fachleuten bestehend oder zumindest durch solche erweitert – erheblich vergrößert  hat. 

Als einen groben Rahmen für die Gliederung dieser diffus erscheinenden Fülle von Diskursen nehme ich den Alltagsdiskurs, der in gesellschaftlichen Fragen eine politische, ökonomische, soziale und kulturelle Dimension unterscheidet. Hinter dieser Aufzählung von Dimensionen stehen ganz entwickelte soziologische Theorien, die auf den amerikanischen Soziologen Talcott Parsons zurückgehen und der ein System von Vierfelderschemata zur Erfassung der Gesellschaft entwickelt hat („AGIL-Schema“):

Abb. 2:




Dieses Schema liefert eine erste Grobordnung für das Sortieren der Theorien, Praxen und Diskurse, wobei allerdings viele soziologische Theorien entstanden sind, die die Möglichkeit einer solchen, vielleicht sogar noch als trennscharf unterstellten Aufteilung dieser vier Subsysteme bezweifeln.

Das am Ende dieses Textes befindliche Überblicksschema zeigt jedoch, dass sich auch neue Theorien durchaus sinnvoll mit dieser groben Unterteilung sortieren lassen.

Parsons hat – wie soll es zunächst auch anders sein – seine soziologischen Theorien auf  einen in irgendeiner Form abgrenzbaren bestimmten Gesellschaftstyp bezogen: es ging um die Analyse moderner Gesellschaften. Dabei hat er insbesondere die Studien von Emile Durckheim zu Frankreich (Anomie, Rolle des Selbstmordes und der Religion) sowie Max Webers (zu Deutschland, ökonomische Relevanz von Weltreligionen, Funktionsweise moderner Gesellschaften) verwertet und auf die Vereinigten Staaten zu übertragen versucht. In diesen Zeiten der Nationalstaaten hat man hierbei oft umstandslos „Gesellschaft“ mit „Staat“ – zumindest im Hinblick auf die räumliche Abgrenzung – gleichgesetzt.

Nun hat es in der Entwicklung der Menschheit immer wieder Eroberungszüge gegeben, so dass „Weltreiche“ entstanden sind, in denen diese Gleichsetzung von „Gesellschaft“ und „Staat“ schwerfällt (sie fällt im übrigen auch deshalb schwer, weil eine Diskussion über „Gesellschaften“ in ihrem Verhältnis zum „Staat“ europäisch-neuzeitlichen Ursprungs ist, so dass man grundsätzlich die Frage nach der Tauglichkeit solcher moderner Kategorien für die Erfassung älterer Entwicklungen stellen kann). Weltreiche entstanden auch in der Neuzeit, etwa durch die Kolonialisierung ganzer Erdteile. Insbesondere hat die Unersättlichkeit des Kapitalismus nach der Erschließung immer neuer Rohstoffgebiete, Arbeitskräfte und Absatzmärkte etc. eine Internationalisierung mit sich gebracht, die man seit Mitte der 80er Jahre des 20. Jahrhunderts „Globalisierung“ nennt. In dieser Globalisierungsbewegung spielt zwar die Wirtschaft – und hierbei insbesondere der Finanzmarkt – eine wichtige Rolle. Doch unterscheidet man hierbei ebenfalls neben der ökonomischen eine soziale, kulturelle und politische Dimension. Dabei zeigt es sich, dass sich diese Dimensionen ebenfalls nicht trennscharf voneinander abgrenzen lassen, sich jedoch trotzdem spezialisierte Diskurse und unterscheidbare Handlungs-, Politik- und Wissenschaftsfelder ergeben. 

Man sieht dies leicht an der regelmäßig erscheinenden Publikation „Globale Trends“ (hier „Globale Trends 2002“) der Stiftung Entwicklung und Frieden (Hauchler/Messner/Nuscheler 2001). Das Buch gliedert sich in die folgenden Kapitel, unter denen sich unschwer die oben vorgestellten Subsysteme erkennen lassen:

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Perspektiven für Global Governance

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Weltgesellschaft

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Weltkulturen

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Weltwirtschaft

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Weltökologie

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Weltpolitik und Weltfrieden.

„Global Governance“ ist dabei ein (Welt-)Politikkonzept, das den Netzwerkcharakter unterschiedlichster Akteure bei der politischen Steuerung (Staaten, Staatenbündnisse, ökonomische Global Player, zivilgesellschaftliche Gruppen und NGO’s etc.) berücksichtigt und eine (Wieder-)Herstellung von Handlungs- und Gestaltungsfähigkeit zum Ziel hat.

Historisch geht dieser Begriff auf eine Gruppe von „eminent persons“ zurück, die auf Einladung von Willy Brandt 1991 Vorschläge für die Reform der UN-Charta erarbeiteten. Daraus ging die Commission of Global Governance hervor, die 1995 ihren Bericht („Our Global Neighbourhood“/„Nachbarn in einer Welt“) vorlegten.

„Global Governance“ (globale Ordnungspolitik) meint dabei ein breiteres Verständnis von Politik, einen „breit angelegten dynamischen und komplexen Prozeß interaktiver Entscheidungsfindung, der sich ständig weiterentwickelt und sich ändernden Bedingungen anpaßt“. (Institut für Entwicklung und Frieden (INEF) 1996, S. 18f.).

„Global Governance“ ist heute eines der einflussreichsten Leitbilder der internationalen Politik, so dass sich unschwer die Weltkonferenzen der UNO oder der UN-Organisationen mit ihren Spezialproblemen zuordnen lassen: Umwelt (1992), Lage der Kinder (1990), Menschenrechte (1993), Bevölkerung und Entwicklung (1994), Soziale Entwicklung (1995), Frauen (1995), Stadtentwicklung (1996), Kultur (1998). Diese globalen Diskurse beruhen oft auf umfassenden empirischen Bestandsaufnahmen (Weltberichte zur Lage der Kinder, der Kultur, der Bildung, der Armut etc.). Sie führen jedoch auch zu neuen theoretischen Bemühungen um eine „Weltgesellschaft“, eine „Weltwirtschaft“, einen „Weltstaat“, eine „Weltkultur“, eine „Weltpolitik“, ein „Weltbürgertum“.

Dabei arbeitet eine Vielzahl unterschiedlicher Professionen an diesem Thema, so dass diese globale oder Weltperspektive eine verwirrende Fülle von Fachsprachen bereithält (ökonomische, philosophische etc. Sprachen) und ihre Welttheorien gemäß eigenen fachlichen Traditionen anbietet. So reicht das Spektrum zwischen elaborierten ökonomischen Analysen (z. B. Altvater/Mahnkopf 1996), empirisch gesättigten soziologischen Vorschlägen Castells 2001, 2002) hin zu Entwürfen aus Rechts- oder Politischer Philosophie (Höffe 2002), die ihre Vorstellung einer Weltordnung  weit gehend empiriefrei auf der Basis einer über 2500jährigen philosophischen Tradition am Reißbrett entwirft. 

Für jede engere fachliche Sicht stellt sich daher das Problem, dass zwar einerseits alles mit allem zusammenhängt, man in der Tat ohne das Risiko eines grandiosen Verfehlens des Erkenntniszieles kaum auf eine der genannten Facetten verzichten kann, jedoch nicht in der Lage ist, seriös alle Facetten gleichermaßen berücksichtigen zu können. Das letztere Risiko ist jedoch einzugehen. Denn insbesondere kulturpolitische Ansätze stehen immer wieder in der Gefahr, die ökonomische und politische Wirklichkeit aus den Augen zu verlieren. Dieser Gefahr wurde auch dadurch Vorschub geleistet, dass es in den letzten Jahren in fast allen Disziplinen einen „cultural turn“ gegeben hat, der häufiger von einer Überbetonung des Kulturellen und zu einer Vernachlässigung des Politisch-Ökonomischen geführt hat. Hilfreich sind daher Sammelwerke (wie die genannte Serie „Globale Trends“ oder etwa Tetzlaff 2000), aber auch die Weltkulturberichte der UNESCO (bislang zwei 1998, 2000), in denen Kultur im Kontext von Krieg und Gewalt, Ausgrenzung, Armut etc. diskutiert wird. Hier kann die nationale Diskussion eindeutig von dem internationalen Diskussionsstand lernen. 

Mir geht es im vorliegenden Text um ausformulierte Theorien jüngeren Datums. Ich habe für das Feld der Kulturpolitik im Jahre 1998 eine Studie vorgelegt (Fuchs 1998), in der eine ganze Reihe von seinerzeit relevanten Theorien über Kultur, Gesellschaft und Politik vorgestellt und im Hinblick auf ihre Relevanz für eine (theoretisch begründete) Kulturpolitik überprüft wurden. Die internationale („globale“) Perspektive wurde in diesem Buch u. a. durch Einbeziehung der UNESCO-Diskussion berücksichtigt. Dies ist nach wie vor relevant. Nunmehr will ich – v. a. angesichts der angesprochenen Globalisierungsprozesse – einige aktuelle Entwicklungen in der Theorienbildung der verschiedenen angesprochenen Felder Revue passieren lassen und sie auf ihre Relevanz für eine u. U. modifizierte Theorie der Kulturpolitik überprüfen. Diese Bilanzierung des aktuellen Standes kann jedoch im Rahmen dieses Aufsatzes nur kursorisch und ohne Anspruch auf Vollständigkeit geschehen. Einen raschen Überblick bieten Abb. 3 und 4 am Ende des Textes.

2. Gesellschaftskonzepte

Vermutlich könnte man jeden der nun folgenden Abschnitte, die sich mit aktuellen Konzepten und Theorien von Gesellschaft, Kultur, Ökonomie und Politik befassen, mit der Bemerkung beginnen: Es besteht kein Mangel an ausgearbeiteten Theorien zu dem Gegenstand. Die gilt in besonderer Weise für Gesellschaftstheorien, deren Etikettierungen längst auch in den Medien kursieren: Zivil-, Risiko-, Erlebnis-, Informations- oder Multioptionsgesellschaft, die postmoderne, postindustrielle oder multikulturelle Gesellschaft. Diese Etikettierungen beziehen sich auf verschiedene Dimensionen der Gesellschaft: auf einen Wandel der Produktionsweise (etwa hin zu Dienstleistungen), auf einen kulturellen oder Wertewandel (z. B. Erlebnisgesellschaft), auf eine nunmehr die Gesellschaft als Ganzes bestimmende technische Entwicklung (Informationsgesellschaft). Dies ist deshalb aufschlussreich, weil damit eine Aussage darüber getroffen wird, wo bei aller Komplexität und Interdependenz der Teilbereiche und Subsysteme der Motor der Entwicklung gesehen wird: In der Ökonomie, in der Technik, im Kulturellen oder im Mentalen. Kein Zweifel besteht heute daran, dass die Globalisierung in ihren ökonomischen, kulturellen und politischen Dimensionen und in ihrer Auswirkung etwa auf Migrationsprozesse eng mit den beschriebenen Wandlungsprozessen zusammenhängt und sie voran treibt. Interessant ist zudem, dass die meisten der genannten Konzepte auch zur Beschreibung solcher Gesellschaften verwendet werden, die eine andere Entwicklung als die westlichen (post)industriellen Gesellschaften gewonnen haben, für die sie ursprünglich entwickelt wurden.

Zumindest grobe Unterteilungen lassen sich in dieser Fülle an Gesellschaftskonzepten dadurch erzielen, dass man sie auf zu Grunde liegende soziologische Großtheorien bezieht: Handlungs-, Struktur- und Systemtheorien auf der einen Seite und interpretative Soziologie-Ansätze andererseits erfassen immer noch ein weites Spektrum möglicher Ansätze. Ihre Erklärungskraft müssen diese Vorschläge darin beweisen, dass aktuelle Entwicklungen darin einen Platz finden. Entsprechende Denkschriften und Konzeptpapiere benennen etwa die folgenden Entwicklungen und Probleme, die nunmehr erklärt werden müssen: Globalisierung und Internationalisierung von Wirtschaft, Politik, Kultur und Lebensverhältnissen, weltweite Kommunikation, Bevölkerungswachstum und Migration, Armut, Ausgrenzung und Marginalisierung, Gewalt, politische Partizipation, Geschlechterverhältnis, Ökologie, Wertewandel. 

Die unterschiedlichen Ansätze von Gesellschaftstheorien sind inzwischen gut aufbereitet, entsprechende Überblicke liegen vor (Kneer u. a. 1997, Schimank/Volkmann 2000). In ihren wesentlichen Aussagen sind die meisten dieser Theorien miteinander kompatibel und stehen eher in einem Komplementärverhältnis, insofern sie sich – wie erwähnt – auf bestimmte Entwicklungsdimensionen von Gesellschaft konzentrieren. Sie geraten nur dort in Widerspruch zueinander, wo es um die Bestimmung des zentralen Entwicklungsmomentes geht. Diesen Aspekt kann man jedoch in der Perspektive des vorliegenden Textes außer acht lassen. Eine immer wieder diskutierte Frage ist dabei das Problem der Gültigkeit von Theorien, die für (i.d.R. westliche) „entwickelte“ Gesellschaften erarbeitet wurden, bei Ländern und Gesellschaften in anderen Regionen.

Die Tauglichkeit dieser gesellschaftsheoretischen Konzepte bei Ländern der Dritten Welt etwa kann hier nicht weiter untersucht werden. Mir scheint, dass sich etwa Fragen der Erosion herkömmlicher sozialer Milieus und die Folgen für die Entwicklung von Identitäten möglicherweise ähnlich stellen, aber doch andere Ursachen als in den Industrieländern haben. Hier greifen sicherlich eher Theorien, die im Rahmen des postkolonialen Diskurses entwickelt wurden sowie Untersuchungen zur Entwicklungspolitik. Die zentralen Probleme dieser Länder beziehen sich oft auf Probleme einer extremen Unterversorgung. Es geht um Armut, Bevölkerungswachstum, Verstädterung, Verschuldung, Umweltzerstörung. 

Die „Globalen Trends 2002“  (2001, S. 49ff.) sprechen daher von der Notwendigkeit einer „Herausbildung einer Weltsozialordnung“ auf dem Fundament einer sich „stetig vertiefenden Globalethik“. Die VN haben in diesem Zusammenhang ambitionierte Ziele der Armutsbekämpfung (Reduzierung der extremen Armut auf die Hälfte bis 2015) formuliert, genauer:

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Halbierung des globalen Bevölkerungsanteils in extremer Armut (weniger als 1 Dollar/Tag);

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Grundbildung für alle;

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Geschlechtergleichheit in der Bildung;

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Reduzierung der Säuglings- und Kleinkindersterblickeit um 2/3;

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Senkung der Müttersterblichkeit um 3/4;

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
reproduktive Gesundheitsversorung für alle.

Im Hinblick auf die Umsetzung gibt es allerdings erhebliche Kontroversen über die zu Grunde liegenden theoretischen Modelle (Ziai 2000; Tetzlaff 1995 PVS). Insbesondere geraten immer wieder die (neoliberalen) Konzepte von Weltbank und IWF in die Kritik. Im Hinblick auf „Weltsozialtheorien“ spielen die jeweiligen Welt-„Berichte über die menschliche Entwicklung“ des UNDP (United Nations Development Programme) eine wichtige Rolle. Hier seien z.B. die Indikatorensysteme erwähnt, mit denen versucht wird, komplexe Entwicklungsprozesse auf nur eine einzige Zahl zu komprimieren. Ich will nur den HDI, den Human Development Index nennen, der sich aus Kennziffern zur Lebenserwartung, Alphabetisierungsgrad und Bruttosozialprodukt pro Kopf ergibt. Die fast revolutionär zu nennende Neuerung besteht darin, „Entwicklung“ nicht mehr bloß als ökonomisches Datum (z. B. Steigerung des Bruttosozialproduktes), sondern unter Einbeziehung weiterer wichtiger Daten einen menschgemäßen Lebens zu verstehen. Inzwischen gesteht auch der zunächst solchen Quantifizierungsversuchen gegenüber kritische Wirtschaftsnobelpreisträger Armatya Sen zu, dass entsprechende Rankings von Nationen durchaus hilfreich bei der politischen Steuerung von Entwicklungshilfe sein können (in der Ausgabe des Entwicklungsberichts 1999, S. 27). 

Eine Gesamtschau über 10 Jahre – unter dem optimistischen Motto „Globalisierung mit menschlichem Antlitz“ – liefert der Weltentwicklungs-Bericht 1999, der die thematischen Schwerpunkte der vergangenen Jahre bündelt (Geschlechter, Wachstum, Armut, Konsum, Wissen). Alle Weltberichte zeichnet aus, dass sie einen engen Zusammenhang zwischen der ökonomischen Entwicklung mit Selbstorganisation, Rechtssicherheit, politischer Partizipation, Freiheit und kultureller Entwicklung sehen. Der kulturellen Dimension von Entwicklung wird dabei in den vergangenen Jahren eine wachsende Bedeutung zugemessen.

Die theoretische Basis dieser weltweit angelegten empirischen Bestandsaufnahmen ist in den vorgestellten Studien allerdings wenig explizit gemacht. Dabei gibt es inzwischen eine ganze Reihe von theoretischen Konzeptionen einer „Weltgesellschaft“, die über die eingangs vorgestellten, zunächst nur auf territorial – in der Regel nationalstaatlich – begrenzten Ansätze hinausgehen.

Ein heute verbreiteter Ansatz, eine weltgesellschaftliche Perspektive einzunehmen, ist die Verwendung des Konzeptes der „Globalisierung“. In der neueren Soziologie wird dies etwa von Anthony Giddens (1995; zuerst 1990) in der Theorielinie „Globalisierung als Wesen der Moderne“ (ebd., S. 84ff) ausgearbeitet. Hier ordnet sich die Globalisierungstheorie also der Modernisierungstheorie unter (van der Loo/van Reijen 1992). Der politisch-ökonomische Ansatz wiederum unterstellt eine kaum aufzuhaltende Dynamik des Kapitalismus, so dass die Menschheitsgeschichte als (Erfolgs-)Geschichte der Durchsetzung der kapitalistischen Produktionsweise beschrieben werden kann (so etwa der französische Historiker F. Braudel in seinem monumentalen Werk, wobei vor allem der Handel die geographische Dynamik mit sich bringt (Braudel 1986). Immanuel Wallerstein entwickelt analog seine Weltsystemtheorie als politisch-ökonomische Theorie.  Wallerstein sieht übrigens den Beginn der Globalisierung in der Ausbreitung des Agrar- und Handelskapitalismus zwischen 1450 und 1640, also in der Zeit der Entstehung der großen Kolonialreiche von Portugal, Spanien und England. Andere Ansätze untersuchen die Weltgesellschaft unter der politischen Perspektive des „Aufstiegs und Niedergang von Weltreichen“, (so etwa Paul Kennedy). In der Tat stellt sich die Frage, ob man sinnvoll von „Weltgesellschaft“ sprechen kann. Wallerstein sieht den Ursprung einer solchen im „langen sechzehnten Jahrhundert“, andere sprechen von der „westfälischen Ordnung“, die seit 1648 die Herausbildung von Nationalstaaten mit sich gebracht hat und zugleich die Dynamik der kapitalistischen Entwicklung in Gang gesetzt hat. 

Theresa Wobbe (2000) stellt gleich drei aktuelle Ansätze einer (soziologischen Theorie der) „Weltgesellschaft“ vor, die alle bereits in den siebziger Jahren entwickelt worden sind (John Meyer, Perter Heintz und Niklas Luhmann). Auf die Systemtheorie i. S. von Luhmann bezieht sich auch Stichweh (2000). 

Zentrales Thema einer „Weltgesellschaft“ ist die Frage danach, wie und ob man von sozialer Integration sprechen kann, davon also, was diese Gesellschaft zusammenhält (vgl. für Deutschland Heitmeyer 1997, der systematisch Formen der Integration und Desintegration zusammenstellt). Sozialer Zusammenhalt und Spaltung der Gesellschaft – etwa durch ökonomische Prozesse der Verschärfung ökonomischer Ungleichheit – sind kaum voneinander zu trennen. So diskutieren Münch 1998 und Rodrick 2000 die sozialen Folgen der ökonomischen Globalisierung facettenreich – und skeptisch im Hinblick auf soziale Folgen. Münch (a.a.O.) spricht etwa davon, dass nach einer Ersten Moderne (ökonomischer Liberalismus und liberaler Rechtsstaat) und Zweiter Moderne (Wohlfahrtsökonomie und demokratischer Rechtsstaat) nunmehr die Dritte Moderne zu bewältigen ist, bei der jenseits der Nationalstaaten „die ökologische, soziale und kulturelle Sprengkraft des globalen Kapitalismus neu unter Kontrolle gebracht werden“ muss (S. 11). In jeder der genannten Dimensionen sieht er erhebliche Risiken der Desintegration, deren Bewältigung er in einer globalen gestaltenden Politik (einer „Mehrebenendemokratie“) sieht. 

Ökonomische Integration, so auch Rodrik (2000), führt leicht zur sozialen Desintegration. Hier ergibt sich eine Verbindung zu einem weiteren wichtigen Thema, das inzwischen auch die OECD erreicht hat: die Erosion bzw. Neuschaffung von Sozialkapital (i.S. von R. Putnam; vgl. CERI 2001).

All diese Ansätze verweisen letztlich auf die Notwendigkeit der politischen Gestaltung der Globalisierung.

Dabei ist es hilfreich, unterschiedliche Formen und Bereiche der Globalisierung zu unterscheiden. „Globale Trends“ werden etwa in der Weltgesellschaft, Weltkultur, Weltökonomie, Weltökologie und Weltpolitik ausgemacht.

Ähnlich ist die Unterscheidung von Hübner (1998, S. 19), wonach es folgende Globalisierungkonzepte gibt:

1. Globalisierung von Finanz- und Kapitalbeziehungen (Deregulation, Steigerung internationaler Kapitalmobilität, shareholder value).

2. Globalisierung von Märkten und Unternehmensstrategien (strategische Allianzen, netzwerkorientierte Unternehmen).

3. Globalisierung von Technologie und F & E (globale Unternehmensnetzwerke, Aufstieg der I-K-Technologien, globale Ausbreitung neuer Produktionsmodelle).

4. Globalisierung von Konsummustern, Lebensstilen, Kultur (Medien und Werbung, Tourismus, Normangleichung).

5. Globalisierung als politische Vereinheitlichung (Hegemonialnationen, Aufstieg von NGO’s, Aufstieg internationaler Regime).

6. Globalisierung von Bewusstsein und Wahrnehmen („Weltbürger“, ökologisches Eineweltmodell).

3. Ökonomische Theorien

Gerade weil die ökonomische Dimension der Globalisierung oft genug diejenige ist, die andere Dimensionen zurückdrängt, ist die Literatur über dieses Thema unüberschaubar (man gebe nur etwa das Stichwort „Globalisierung“ in einer Internet-Suchmaschine bzw. bei einem UB-Katalog ein; hier genügt der Verweis auf Altvater/Mahnkopf 1997; Themenheft „Kapitalismus als Schicksal“ des Merkur, Heft 9/10, 1997, Bischoff 1999). An dieser Stelle werde ich daher nur einige wenige Hinweise geben, die in der Zielstellung dieses Textes relevant sind.

Ein Sprung in der weltweiten Ausdehnung des kapitalistischen Systems war der Zusammenbruch des sozialistischen Systems. Seither prägt die normative Kraft des Faktischen, nämlich die Tatsache, dass scheinbar nur eine einzige Wirtschaftsordnung überlebensfähig ist, jede Diskussion über Wirtschaft und Wirtschaftstheorien. Als Theorie oder Ideologie des nunmehr weltweiten Kapitalismus gilt der Neoliberalismus, der nicht nur jahrelang die Vergabe von Wirtschaftsnobelpreisen dominierte (Reagonomics, „Chicago-Boys“ rund um Milton Friedman), sondern der sich auch in entsprechenden global playern (Weltbank, IWF, OECD, EU) seine Institutionen geschaffen hat. Erst nach Jahren der Verunsicherung ergaben sich im Laufe der neunziger Jahre sowohl politische Aktivitäten zur Begrenzung und Steuerung der globalisierten Wirtschaft (z. B. Attac) als auch alternative theoretische Aktivitäten zum besseren Verstehen des Kapitalismus. Denn alle Vorstellungen, dass sich der Kapitalismus von selbst zu Tode wirtschaften wird oder Menschen auf Grund der offensichtlichen Gerechtigkeitslücken den Ellbogenkapitalismus („Abbau des Sozialstaates“) in übergreifenden Protestbewegungen zum Abdanken zwingen würden, haben sich als Illusion erwiesen. 

Immerhin gibt es inzwischen einige Theorie-Ansätze aus der Politischen Ökonomie, die Verständnisangebote entwickeln. Die empirische Basis ist dabei wohlbekannt: Das Auseinanderklaffen von Arm und Reich sowohl auf nationaler Ebene (für Deutschland siehe Deutscher Bundestag 2001) als auch auf internationaler Ebene (siehe Globale Trends 2002, S. 219 ff). Es ist die „Verschuldensfalle“, aus der die betreffenden Länder kaum herauskommen, die für sie ungünstige Entwicklung der „terms of trade“, die harten Deregulierungs- und Liberalisierungsforderungen der Weltbank oder des IWF, wenn diese Länder finanzielle Unterstützung haben wollen. Gleichzeitig gibt es immer noch die Politik, ganze Kontinente als „Vorhof“ zu betrachten (etwa Südamerika als Vorhof der USA) und entsprechend zu schalten und walten. Der vielleicht einflussreichste Theorieansatz ist die „Theorie der Regulation“, die von der gleichnamigen Publikation des französischen Sozialwissenschaftlers Michel Aglietta (2000) im Jahre 1976 ihren Ausgang nahm, sich inzwischen in Frankreich und auch weltweit ausdifferenziert hat und bei der – unter Bezug auf Marx, Althusser und Antonio Gramsci – eine Theoriesynthese von Ökonomie, Politik und Geschichte vorgenommen wird (vgl. Demirovic u.a 1992, v. a. die theoriegeschichtlichen Beiträge von Alain Lipietz und Krebs/Sablowski). Ziel ist – auf der Grundlage des nunmehr abgeschlossenen industriellen Zeitalters des „Fordismus“ – eine Analyse der Steuerungsmöglichkeiten eines postfordistischen Zeitalters. Diese Ansätze sehen also die Entwicklung des Staates, der Gesellschaft, der Ökonomie als Einheit (Hübner 1989). 

Neben fachökonomischen Beiträgen haben soziologische Analysen der sich globalisierenden Wirtschaft (und Gesellschaft) möglicherweise mehr Resonanz. In Deutschland hat Ulrich Beck eine Reihe von einschlägigen Publikationen vorgelegt, international hat Manuel Castells mit seinem dreibändigen „Informationszeitalter“ eine große Bedeutung, die Weltsystemtheorie von Immanuel Wallerstein wird diskutiert und nicht zuletzt war der ambitionierte Gesamtentwurf des Literaturwissenschaftlers Michael Hardt und des Philosophen Antonio Negri (Empire. Die neue Weltordnung, 2000; zur Kritik siehe U. Brand im Argument 245, 2/2002) geradezu das Grundbuch der Kuratoren von documenta XI. 

Ein zentrales Problem ist auf internationaler wie auf nationaler Ebene die Dominanz des Marktdenkens. Gerade die Systemtheorie – hier im Verständnis von Münch 1991 – zeigt, wie die Gesellschaft aus dem Gleichgewicht geraten kann, wenn eines der Subsysteme (Abb. 2) zu dominant wird. Insbesondere ist schon häufiger nachgewiesen worden, dass der Markt diejenigen Werte, die er zum Funktionieren braucht, nicht selbst erzeugen kann. Andererseits strebt er danach, seine Denkweise und Handlungslogik den anderen Feldern wie Soziales, Politik und Kultur überzustülpen – und damit deren Funktionsfähigkeit zu beeinträchtigen. Eine Kultur, die lediglich nach kommerziellen Gesichtspunkten funktioniert, grenzt aus, verhindert letztlich Innovation und Diskurs und kann ihre Kulturfunktionen nicht mehr erfüllen (siehe Weltkulturberichte der UNESCO). Eine Politik, die ihre relative Autonomie an die weltweit operierenden Konzerne verliert oder abgibt, verliert ihre Steuerungskompetenz und Legitimation (Brühl u. a. 2001). Ein kommerzialisiertes Sozialsystem erfüllt gerade nicht mehr seinen Auftrag, die Härten des kapitalistischen Profitdenkens abzufedern. Und schließlich verhindert eine Wirtschaftspolitik im Interesse der großen Unternehmen oder der reichen (OECD-) Staaten eine ökonomische Entwicklung ganzer Kontinente, die notwendig wäre, um Selbstständigkeit in der Versorgung zu erzielen (Tetzlaff 2000 mit Berichten aus Afrika, Lateinamerika und Asien).

Politische Gestaltung der – auch und gerade ökonomischen – Globalisierung nach dem Prinzip in der Gerechtigkeit und Freiheit (Sen 2000) tut not – auch im Interesse einer Überwindung des Kolonialismus. Denn die Globalisierung 
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wird in der Dritten Welt als westliches Phänomen wahrgenommen,
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erzeugt Globalisierungsverlierer gerade in muslimischen und afrikanischen Staaten,
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zerstört lokale und nationale Räume des Alltagslebens, ohne gleichmäßig die Chancen einer weltweiten Kommunikation zu eröffnen (Tetzlaff in Tetzlaff 2000, S. 362 ff.)

Tetzlaff (ebd.) zieht aus diesen (und anderen) Befunden die folgenden Konsequenzen (eine Auswahl):

1. Auf der normativen Ebene ist die Idee der Menschenrechte umzusetzen und weiterzuentwickeln (v. a. Recht auf Entwicklung).

2. Es sind internationale politische Regelsysteme (UN-Konventionen) weiterzuentwickeln.

3. Es sind Rahmenbedingungen für den internationalen Finanzverkehr zu schaffen.

4. Es sind soziale Mindeststandards zu schaffen, damit der völlige Abbau von Sozialleistungen keinen Wettbewerbsvorteil ergibt.

5. Die Fusionswelle internationaler Konzerne muss kontrolliert werden (Weltkartellbehörde).

6. Der Schutz der Märkte der reichen Länder gegenüber den armen Ländern muss abgebaut werden.

7. Die Neubelebung heimischer Traditionen ist so zu befördern, dass sich das Leitbild des kulturellen Pluralismus erfüllt.

Politische Steuerung der Globalisierung tut also not, wobei es immer wieder die ökonomische Globalisierung – und hierbei die finanzielle Globalisierung – ist, die gesteuert werden muss. Gerade hierbei wirkt jedoch am stärksten die (neoliberale) Ideologie, dass die Globalisierung eine Art Naturereignis sei, das man hinzunehmen habe. 

Kern der ökonomischen Globalisierung ist die Öffnung der Finanzmärkte und das Auseinanderentwickeln von realen Wirtschaftsaktivitäten und Finanzströmen. Nur eine Zahl mag das verdeutlichen. 1987 stand weltweiten Exporten von Waren und Dienstleistungen in Höhe von 1,31 Bio Dollar ein jährlicher Devisenumsatz von 4,6 Bio Dollar entgegen. 1995 standen einem Dienstleistungs- und Güterverkehr von 4,8 Bio Dollar ein Finanzverkehr von mehr als 370 Bio Dollar entgegen, was heißt: Die realen ökonomischen Warenbewegungen machten nur noch 1,6% der Geldbewegungen aus (Hübner 1998, S. 37). Es schwappen also gigantische (virtuelle) Finanzströme um die Welt, deren Quelle etwa die nicht eingesetzten Ölerträge sind, die in - oft hochspekulativen – Transaktionen das Wirtschaftsleben ganzer Staaten lahm legen können. Der Ansatz des Wirtschaftsnobelpreisträgers Tobin, durch eine entsprechend Spekulationssteuer diese Finanztransaktionen zu zähmen, wird also hoch plausibel.

Man kann die Globalisierung als Öffnung von Märkten durch alle Wirtschaftsbereiche durchdeklinieren. So führt die Öffnung der Arbeitsmärkte zu neuen Spannungen, weil nur bestimmt Berufs-Qualifikationen einen weltweiten Wettbewerb bestehen können – und andere eben nicht. Die Deregulierung des internationalen Arbeitsmarktes führt daher zu erheblichen sozialen Spannungen, wobei auch hier sowohl Spannungen auf je nationaler Ebene als auch zwischen unterschiedlichen Ländern gibt (Rodrik 2000, S. 10ff.). Der Staat hat dabei – in den Augen der Deregulierer und ihrer Kritiker – nur mehr die Aufgabe, die je nationalen Volkswirtschaften für diesen internationalen Wettbewerb durch weit reichende Öffnung wettbewerbsfähig zu machen. Er wird also zu einem „nationalen Wettbewerbsstaat“ (J. Hirsch), bei dem günstige Verwertungsbedingungen für das Kapital durch Abbau aller kosteninduzierenden (v.a. Sozialstaats-)Maßnahmen erreicht werden sollen. 

Die vermutlich ertragreichste Neuentdeckung einer kapitalismuskritischen Theorienbildung ist dabei die Wiederentdeckung des italienischen (marxistischen) Politikers und Theoretikers Antonio Gramsci. Grob lässt sich sein Ansatz als Überwindung einer bloß ökonomistischen Perspektive beschreiben, der Annahme also, dass sich alle gesellschaftlichen Prozesse kurzschlüssig auf die ökonomische Basis zurückführen lassen. Die moderne Gesellschaft und insbesondere der moderne Staat funktionieren komplexer, es gibt mehrere Akteure und insbesondere geschieht sehr vieles außerhalb des Staates i.e.S. An dem Kampf um „Hegemonie“, so ein Kernbegriff dieses Ansatzes, sind etwa längst die Medien und die Kultur als ideologische Mächte beteiligt. Dies u. a. nennt Gramsci „societa civile“. Dabei ist zu beachten, dass die aktuellen deutschen Begriffe wie „Bürger- oder Zivilgesellschaft“ oder die „civil society“ nicht deckungsgleich mit diesem Begriff sind (auch wenn dieser oft mit „Zivilgesellschaft“ übersetzt wird), da andere historische Bezugspersonen und Strömungen (Hegel, Marx: „bürgerliche Gesellschaft“ bzw. der politische Liberalismus angelsächsischer Provenienz) eine Rolle spielen. Dies zu berücksichtigen war für Gramsci notwendig, da alle Krisen und Verelendungstheorien, denen zufolge der Kapitalismus an seinen eigenen ökonomischen Widersprüchen quasi im Selbstlauf zu Grunde gehen würde, spätestens durch die Weltwirtschaftskrise in den zwanziger Jahren widerlegt waren. Gramsci sah die Ursache für die politische Stabilität selbst des krisenhaftesten Kapitalismus in Veränderungen der ökonomischen Produktionsweise („Fordismus“), die zudem durch ein anderes Konzept von Staat gestützt und die ideologisch-kulturell flankiert wurde (vgl. Röttger 1997, v.a. S. 131ff.). Es war deutlich, „dass man unter Staat außer dem Regierungsapparat auch den privaten Hegemonieapparat oder Zivilgesellschaft verstehen muss“, dass also in den allgemeinen Staatsbegriff Elemente eingehen, die dem Begriff der Zivilgesellschaft zuzuschreiben sind (in dem Sinne könnte man sagen, dass Staat = politische Gesellschaft + Zivilgesellschaft, das heißt Hegemonie gepanzert mit Zwang“ ist (zitiert nach Röttger 1997, S. 134). 

Politische Ökonomie, Politikwissenschaft und Kulturtheorie sind also gleichzeitig zu betreiben, um angemessen die Gesellschaft verstehen zu können. Daher wird auch in den folgenden Abschnitten bei der Vorstellung aktueller Theorieentwicklungen auf diesen Ansatz zurückzukommen sein. Dabei spielen in systemkonformen und in systemkritischen Ansätzen die möglichen Unterschiede zwischen den verschiedenen Ausprägungen des Kapitalismus eine große Rolle. Der „Rheinische Kapitalismus“ als sozial abgefedertes Modell wurde dabei durchaus als Exportschlager angepriesen. Die Möglichkeit, auch in nicht demokratischen und/oder autoritären Gesellschaften eine Kapitalismusvariante zu entwickeln, wurde ebenso studiert wie die Passfähigkeit unterschiedlicher Wertesysteme und Religionen mit dem Kapitalismus (etwa die Kompatibilität konfuzianischer oder islamischer Wertevorstellungen mit einer kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung).

In einer kapitalismuskritischen Perspektive spricht man bei der Unterscheidung verschiedener Kapitalismen etwa von der „Periodisierungsfrage“ (vgl. Das Argument 1/2001, H 239), wobei speziell die Folgestufen des „Postfordismus“ als neoliberaler Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung in Zeiten der Globalisierung interessieren. Denn spätestens mit der Durchsetzung der Globalisierung zeigt sich, dass eine zu starke Konzentration auf den Staat traditionaler Provenienz (also als Nationalstaat) Erkenntnismöglichkeiten eher verhindert. (Das Argument 3/2000, H. 236 „Topografie des neoliberalen Staates; vgl. auch Candeias/Deppe 2001). 

Sowohl die systemkonformen als auch die systemkritischen ökonomischen Theorien mussten zur Kenntnis nehmen, dass der nun zu Ende gehende Typus des Kapitalismus einige Besonderheiten hatte, die nicht „gesetzmäßig zusammengehören, dass etwa Produktivitätsfortschritte quasi zwanglos zu Lohnsteigerungen führen. Aktuelle ökonomische Theorien müssen etwa die folgenden Entwicklungen verstehbar machen: globale Finanzmärkte, transnationale Produktionsnetzwerke, neue Technologien und neuere Formen von Arbeit, die technologische Durchdringung von Arbeit, Umwelt, Alltag, Körper und Psyche, die Veränderungen in Klassen- und Geschlechterverhältnissen etc. Die kursierenden Begriffe wie Dienstleistungsgesellschaft, New Economy, Informations-, Wissens- oder Netzwerkgesellschaft müssen in ihrem realen und ideologischen Kern begriffen werden.“ (Candeias/Deppe 2001). 

Auf einen weiteren wichtigen Bereich ökonomischer Theorienbildung soll abschließend zumindest hingewiesen werden: Die Veränderung der Erwerbsarbeit in den Betrieben. Zum fordistischen Typ von Volkswirtschaft gehörten bestimmte Managementpraxen, die die Arbeitstätigkeiten im Hinblick auf die Rendite optimieren sollten: z.B. die Management- und Organisationsansätze von Taylor oder Gilbreth oder der Human-Relation-Ansatz. Eine neue kapitalistische Formation bringt jedoch auch neue Formen betrieblicher Organisation, neue Betriebsformen und neue Formen von Arbeitstätigkeit mit sich (vgl. Boyer in Demirovic u. a. 1992). New Economy, Neue Dienstleistungen, eine neue Bedeutung von Imageberatern, Werbeagenturen und Kommunikationsfachleuten, die für den „Kampf um Aufmerksamkeit“ die Betriebe rüsten. Die vermutlich gravierendsten Veränderungen sind die Verlagerung des Marktdenkens in die betriebliche Organisation hinein und die Dominanz der Finanzmärkte (Shareholder-Value, Casino-Kapitalismus) mit entsprechenden (überhöhten) Renditeerwartungen an die Betriebe. Bench Marking, Controlling, Profitcenter etc. heißen die Begriffe, mit denen der Wettbewerbsgedanke zum Managementprinzip wird. Damit entstehen neue Anforderungen an das arbeitende Subjekt, das nunmehr als „Unternehmer seiner eigenen Arbeitskraft“ ein professionalisiertes Selbstmanagement erlernen muss. Kreativität, Flexibilität, Mobilität heißen die neuen Anforderungen (Sennett 2000), Selbstausbeutung und Überforderung sind oft genug die Folgen. Auf der Haben-Seite stehen jedoch verstärkte Partizipation und verbesserte Gestaltungsmöglichkeiten (vgl. die auf die veränderte Betriebsorganisation bezogenen Beiträge von Bischoff/Detje, Dörre und Sablowski/Alvasseri in Candeias/Deppe 2001 sowie insgesamt Pientak/Sieben/Timmerberg 2002). 

Hingewiesen sei zudem auf neue aktuelle Verbindungen bislang eher getrennt verlaufender Diskurse etwa bei der Integration von Ökonomie- und Ökologieentwicklung (Nachhaltigkeitsdiskurs) in Verbindung mit kulturellen Prozessen (Jungkeit in Pientak u.a. 2002; Themenheft „Kultur der Nachhaltigkeit“ der Kulturpolitischen Mitteilungen, H. 97, II/2002). Weitere gesellschaftspolitische Fragen wie etwa die der Geschlechtergerechtigkeit oder neuer Familienformen, die Frage nach der Entwicklung und Bewertung der Erwerbsarbeit im Rahmen einer umfassenden Tätigkeitsgesellschaft, die anderen Tätigkeiten als Erwerbsarbeit eine stärkere Anerkennung zukommen lässt als bisher (Erziehungsarbeit, Bildungsarbeit, ökologisch relevante Aktivitäten, bürgerschaftliches Engagement): all diese Fragen lassen sich mit der genuin kulturellen und kulturpolitischen Frage nach der individuellen und sozialen Lebensweise verbinden (vgl. BKJ 1999, 2000, 2001 sowie die Ergebnisse des DFG-Projektes „Alltägliche Lebensführung“, hier etwa Behringer in  BKJ 2001 sowie Fuchs 2001). Arbeit, Politik, Alltag, Kultur und Identitäsentwicklung werden jeweils und in ihrer Beziehung zueinander neu bestimmt, wobei oft genug die Setzungen im Ökonomischen für die anderen Felder die Richtung angeben. So gesehen hat der Ökonom Birger Priddat recht (in Pientak u.a. 2002), wenn er davon spricht, dass die Wirtschaft selbst (auch) „Kultur“ im Sinne von Werthaltungen und Lebensweisen schafft – und konsequent eine neue veränderte Kultur zur Folge hat. Neue Management- und betriebswirtschaftliche Theorien sehen demzufolge auch den Einzelbetrieb in seiner politischen, sozialen und kulturellen Eingebundenheit. 

4. Politik und ihre Theorien

Traditionelle und traditionsreiche Politiktheorien sind inzwischen hinreichend in Handbüchern dargestellt (z. B. Nohlen, D. (Hg.): Lexikon der Politik in 7 Bänden, seit 1994). Alte und neue Politik-Theorien müssen sich den aktuellen Herausforderungen stellen. Im letzen Abschnitt wurden einige Aspekte benannt, die gestaltungsbedürftig sind und die daher von (Theorien) der Politik auch erfasst werden müssen: die Frage der Legitimation der politischen und insbesondere der staatlichen Ordnung; Migrationsbewegungen, die immer wieder Fragen an das Verständnis von Staatsbürgerschaft stellen; Steuerungsfragen angesichts transnational wirksamer global players; die zukünftige Bedeutung von Nationalstaaten und ihrer Regelungskompetenz etc.

Neuere Ansätze werden – auch in der Politikwissenschaft – häufig unter dem Etikett „Postmoderne“ verhandelt. Den zentralen sozialen und soziologischen Kern dieses Labels formuliert Klaus von Beyme (1991) bereits in der Überschrift des diesbezüglichen Teils seines Lehrbuchs: „Theorien der Postmoderne – Hilfe zur Selbststeuerung in einer fragmentierten Welt ohne Zentrum und Normkonsens“. Es geht also um Ansätze, die Abschied von zentralen Annahmen der Moderne nehmen wie
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Annahme eines stabilen Ichs,
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Reklamierung eines privilegierten Durchblicks,
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Annahme einer Realität außerhalb des Betrachters,
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Unterstellung, dass die politische Philosophie in der Lage sei, die nötigen Verbindungen von Vernunft, Autonomie und Freiheit herzustellen,
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die Postulierung, dass Sprache für die Erzählung ein adäquates Mittel sei,
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eine rationalistische und optimistische Philosophie, die von der Perfectibilität des Menschen ausgeht.

Dagegen geht es nunmehr um den Befund von:

Unbestimmtheit, Fragmentierung, Auflösung des Kanons, Verlust von Ich und Tiefe, das Nichtzeigbare, um Ironie, Hybridisierung, Parodie und Travestie, Karnevalisierung, Immanenz und Konstruktcharakter (Beyme 1991, S. 173f.).

Von Beyme diskutiert als entsprechend neue politikwissenschaftliche Ansätze die Systemtheorie von Niklas Luhmann, feministische Ansätze einer Theorie der Politik, die Theorie der Risikogesellschaft, phänomenologische Ansätze rund um die (Wiederentdeckung der) Lebenswelt, Habermas` politische und Sozialphilosophie. Er verortet die Positionen in einer zweidimensionalen Grafik, bei der die X-Achse zwischen den Polen System- und Akteursansatz und die Y-Achse zwischen Makro- und Mikroebene (als „Operationsbereichen“ der entsprechenden Theorien) liegt.

Mir scheint, dass sich aktuelle politische Theorien zumindest zu drei Problemen äußern müssen, die miteinander zusammenhängen
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der Problematik der Steuerung,
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der Neubestimmung der Rolle des Staates und

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
der Entwicklung der politischen Partizipation der BürgerInnen.

Auf dem Feld der Steuerung werden weiterhin Geld und Recht Medien (i. S. der Systemtheorie) bleiben. Weichere Formen durch Einflussnahme (etwa durch öffentliche Medien) wachsen allerdings in ihrer Bedeutung. Kontrolle und Mitsteuerung durch möglichst viele Menschen wird jedoch nur dann gelingen, wenn die betroffenen Menschen ein größeres Engagement entwickeln. Hierfür wiederum sind neue Organisationsformen politischer Einflussnahme notwendig, so wie sie in den Konzepten der Zivilgesellschaft diskutiert werden, wie sie Ulrich Beck (1993) als Neu-„Erfindung des Politischen“ beschreibt und wie sie im UN-Konzept der „Global Governance“ formuliert werden (s. u.). Erkenntnisse vermittelt dabei die Systemtheorie, insbesondere in der Fassung von Willke (1996) mit seinem Vorschlag der „dezentralen Kontextsteuerung“. Das Grundproblem der Steuerung ist leicht einsichtig: Die Tendenz gesellschaftlicher Subsysteme, sich nur noch mit sich selbst zu beschäftigen. Steuerungsimpulse von außen werden kaum noch registriert. Steuerung gelingt dann nur noch, wenn es gelingt, das von außen gesetzte Problem zu einem systemimmanenten Problem zu machen. 

Eine besondere Rolle spielt unter allen politischen Akteuren dabei der Staat. Man muss nicht an die These vom zwangsläufigen Absterben des Staates glauben, um zumindest einen Funktionsverlust feststellen zu können. Es gibt dabei ganz unterschiedliche Traditionen, in denen sich (unterschiedliche) Modelle von Staat gebildet haben (Wimmer 1996, Luhmann 2000, Benz 2001). Gerade in Deutschland hat sich ein starker Staat mit einer Fülle von „Staatsaufgaben“ entwickelt, so dass hier der Wandel des Staates besonders auffällig wird. Allerdings unterliegt der Staat immer schon einem Wandel, wie historische Darstellungen zeigen (Breuer 1998, Wimmer 1996). Umstritten ist, welche Organisationsform von Macht und Herrschaft bereits die Bezeichnung „Staat“ verdient und ob es nicht verwirrend ist, vormoderne Ordnungs- und Herrschaftssysteme mit dem modernen Staatsbegriff in Verbindung zu bringen (vgl. Bendix 1980, Mann 1994). Die Globalisierung stellt zudem auf neue Weise die Frage nach politischen Steuerungsmöglichkeiten, so dass sich hierbei auch wichtige Diskurse um einen – eventuell neu zu fassenden – „Staat“ ergeben (s. u. und Beck 1998). Der moderne Staat – klassisch bestimmt durch die Trias Staatsvolk, Staatsterritorium und Staatsgewalt (Jellinek) – wird in einem aktuellen Lehrbuch (Benz 2001) nach den folgenden Kriterien untersucht:
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Staat als Institution (und hierbei nach den Kriterien Territorium, Staatsfunktionen und Staatsgewalt, Verfassung, Demokratie, Organisation/Bürokratie)
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Akteure und Interaktionsstrukturen im Staat,
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Staatstätigkeit, Staatsaufgaben,
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Veränderungen von „Staatlichkeit“.

Eine Verlagerung von bisherigen Staatsaufgaben sowohl an Private (Brühl u. a. 2001) als auch an übergeordnete politische Organisationen wie die EU  bewirkt, dass sich die bisherigen Vorstellungen von Staatlichkeit ändern. Benz (2001, S. 285ff; siehe Abb. 3) skizziert als Entwicklungsrichtung den „Mehrebenenstaat“ als neuer Herrschaftsform wie folgt:
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Der Territorialstaat wird nicht aufgelöst, sondern in komplexere Organisationen integriert.
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Der Mehrebenenstaat wird durch mehrere Staatsbürgernationen gebildet.
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Staatsfunktionen werden auch von transnationalen Organisationen wahrgenommen.
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Die Demokratie bleibt nationalstaatlich organisiert.
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Der Mehrebenenstaat entsteht durch Vertragsschließung.

Abb. 3: Zum Staatscharakter der EU (als Beispiel)

	Merkmale eines Staates
	Merkmale der EU
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Staatsgebiet
	Variable Geometrie, Gebietshoheit liegt bei den Mitgliedsstaaten

	 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Staatsbürgernation
	Formale Unionsbürgerschaft, die aber nationalstaatlich definiert ist; die bürgergesellschaftliche politische Willensbildungsgemeinschaft ist angesichts nationalstaatlich organisierter Kommunkationsstrukturen und Strukturen der Interessenvermittlung noch nicht weit entwickelt.

	 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Staatsfunktion und Staatsgewalt
	Die EU erfüllt dem Staat ähnliche Funktionen und Kompetenzen, aber nur für begrenzte Politikfelder. Vorrang haben wirtschaftliche Funktionen, Funktionen in anderen Bereichen sind komplementär.

	 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Verfassung
	Der EG-Vertrag erfüllt partiell die Funktion eines „Verfassungsvertrags“, beruht aber nicht auf einem Akt demokratischer Verfassungsgebung.
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Demokratie
	Demokratische Repräsentation und Mehrheitsprinzip sind nur ansatzweise verwirklicht, Dominanz von Verhandlungssystemen.

	 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Bürokratie
	Die Kommission stellt eine Verwaltung eigenen Typs dar; das EU-Recht wird in der Regel durch nationale Bürokratien vollzogen.


Quelle: Benz 2001, S. 284

Jenseits des Staates setzen viele Autoren ihre Hoffnung auf die „Bürger- oder Zivilgesellschaft“.

Diese leben von Assoziationen von Bürgern/Innen, die sich mehr als bisher um die Regelung ihrer Belange kümmern (Schmalz-Bruns 1995). Dieser Ansatz scheint kompatibel zu sein mit Vorstellungen eines aktivierenden Staates, der nicht mehr die Allzuständigkeit wie bisher hat. Eine Grundidee ist die Vorstellung von Netzwerken, in denen Problemlösungen ausgehandelt werden (Schmalz-Bruns 1995; Reese-Schäfer 2000; Habermas 1996).

Von Beyme (1995) sieht aktuell zwei einflussreiche Theorieströmungen:
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auf der Makroebene die Theorie autopoietischer Systeme

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
auf der Mikroebene den rational-choice-Ansatz.

Er beschreibt allerdings auch die „Wiederkehr einer normativen Politischen Theorie“ (S. 25ff.), die sich – auch auf Grund der politikwissenschaftlichen Bedeutung des Streits zwischen Kommunitaristen und Liberalen – an den Themen civil society und citizenship festmacht. Beide haben mit Wertezerfall-Diagnosen in modernen Gesellschaften und der deshalb problematisch gewordenen Integration der Menschen zu tun. Man erkennt – und dies ist Teil des cultural turns auch in der Politikwissenschaft –, dass es neben der civil, political und social citizenship auch eine cultural citizenship geben muss, wobei Politik, Kultur, Soziales und Ökonomie je unterschiedliche Angebote an Integration und Identität machen (Peters 1993).

Das sicherlich einflussreichste Konzept einer internationalen Steuerung („Weltordnungspolitik“) ist das von der „Commission on Global Governance“ entwickelte Konzept einer „Global Governance“(dt.: „Nachbarn in einer Welt“, Stiftung Entwicklung und Frieden 1995), eine letztlich auf Willy Brandt zurückgehende Initiative, der – als damaliger Vorsitzender der Nord-Süd-Kommission der UN – im Jahre 1990 andere Weltkommissionen zu einer gemeinsamen Beratung eingeladen hatte (Palme-Kommission zu Sicherheitsfragen; Brundtland-Kommission zu Umwelt und Entwicklung, Südkommission). In der Global-Governance-Kommission arbeitete aus Deutschland der sächsische Ministerpräsident Kurt Biedenkopf mit. Es geht um die Regierbarkeit der „Einen Welt“, bei der zur Kenntnis genommen werden muss, dass es eine Vielzahl von Akteuren (Staaten, Staatenbündnisse, ökonomische, soziale, kulturelle Akteure, Zivilgesellschaft etc.) gibt („governance without government“). Es ist ein Politikkonzept, das alle Gesellschaftsfelder erfasst. So enthält der Bericht Kapitel über militärische Aktionen, ökonomische Trends, Wertefragen, Sicherheitspolitik, Umweltschutz, Rechtsstaatlichkeit und die Reform der UN.

Basis des Berichts sind grundlegende Rechte und Pflichten jedes Menschen.

Rechte:

sicheres Leben, gerechte Behandlung, Lebensunterhalt, Unterschiedlichkeit, Partizipation, Zugang zu Information und Gemeingütern.

Pflichten:
Beitrag zum Gemeinwohl, Rücksicht, Förderung der Gleichberechtigung, Nachhaltigkeit, Bewahrung des Menschheitserbes, aktive politische Beteiligung, Beseitigung von Korruption.

Zustimmend wird Vaclav Havel mit einer allgemeinsten Norm zitiert: Verantwortung gegenüber der Ordnung des Seins zu übernehmen. Auf dieser Grundlage zählt der Bericht Globale Trends 2002 21 Trends in den Feldern Weltgesellschaft, Weltwirtschaft, Weltökologie, Weltpolitik auf und entwickelt entsprechende Strategien einer Global Governance zur politischen Gestaltung dieser Trends – im Sinne von Elementen einer Global-Governance-Architektur. 

In diesem Zusammenhang sind Theorien eines „Weltstaates“,  zur „Politik in der Weltgesellschaft“, einer „Weltrepublik“ entwickelt worden (siehe Beck 1998 sowie Gobale Trends 2002, Kapitel „Weltpolitik und Weltfrieden“).

Nun ist gerade die Reflexion über Politik vielleicht am wenigsten frei von Interessen und Wertsetzungen. Als Kontrastfolie nehme ich Beiträge aus Berndt/Sack 2001, die sich kritisch mit dem Konzept der „Global Governance“ auseinander setzen („Ausblendung von Herrschaft“ so Röttger in Berndt/Sack 2001), obwohl es nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion eine kapitalismuskritische Theorie zunächst einmal schwer hatte (vgl. die im Literaturverzeichnis angegebenen Ausgaben von der Zeitschrift Das Argument sowie Röttger 1997 und aktuell Candeias/Deppe 2001). Einig ist sich die auf Gramsci stützende aktuelle Politische Ökonomie mit ihrem Grundbegriff der Hegemonie mit dem Grundansatz des Global-Governance-Konzeptes, dass von einer Vielzahl von Akteuren auszugehen ist und der Staat nicht mehr alleine das Monopol auf politische Gestaltung hat. Allerdings beginnen hier auch die Differenzen. Es macht etwa einen erheblichen Unterschied, ob man die ökonomische Globalisierung als quasi „naturgesetzlich“ hinnimmt und folglich bloß noch für ordnungsgemäße Abläufe sorgen will (dies steckt zum Teil in dem Begriff der „Weltordnungspolitik“). Auf der Basis der Unantastbarkeit von Eigentum und ökonomsichen Verläufen wird eine Moralisierung der Weltpolitik insofern betrieben (so Brand in Berndt/Sack 2001, S. 93 ff.), als die Rhetorik der Menschenrechte intensiviert wird. Diese Kritik richtet sich u. a. an die oben vorgestellte Stiftung Entwicklung und Frieden und ihren Leiter Dirk Messner („Die Netzwerkgesellschaft“, 1998). Vor diesem Hintergrund macht die Unterscheidung einer „rot-grünen“ und einer „liberalen“ Variante von Global Governance Sinn, die durchaus unterschiedliche Strategien bei der Wiedergewinnung von Handlungsfähigkeit in der postfordistischen Politik verfolgen. 

In dieser Moralisierung der Politik, die von deutscher Seite von dem Verteidigungs- und Außenminister anlässlich des Kosovo-Krieges extensiv betrieben wurde, ist natürlich nicht die Berufung auf gemeinsame Werte das Problem, sondern die feststellbare Willkür, bei welchen Ländern bzw. Geschehnissen eine solche Bewertung erfolgt – und wann dies nicht geschieht.

5. Kulturtheorien

Einen cultural turn, eine kulturalistische Wende hat es inzwischen in allen Fachdisziplinen gegeben: Überall betrachtet man seinen Gegenstand danach, inwieweit er in Verbindung gebracht werden kann mit einem eigenen Werte- und Normensystem, inwieweit diskursiv über Symbole und Bedeutungen verhandelt wird, inwieweit Rituale und Praktiken identifiziert werden können. Dieser kulturelle Blick kann dabei Gegenstände der Sozialwissenschaften wie soziale Gruppen ebenso treffen wie Betriebe und Unternehmen. Und natürlich trifft er die Gegenstände der früheren Geisteswissenschaften, die sich inzwischen alle unter dem Dach der Kulturwissenschaften versammelt haben. Der cultural turn ermöglicht dann zwar oft, neue Seiten des Gegenstandsbereichs kennenzulernen – etwa die Relevanz von „Unternehmenskulturen“. Es wird jedoch inzwischen auch schon auf Gefahren der Verengung hingewiesen: Wenn in Geschichte, Gesellschaft und Politik die Ökonomie, das Soziale und Politische keine große Rolle neben dem Kulturellen mehr spielen, dann geraten Fragen der Anerkennung, der politischen, sozialen und ökonomischen Ausgrenzung oder Integration schnell aus dem Blick.

Der Siegeszug des kulturellen Ansatzes lässt sich an verschiedenen Indikatoren erkennen:

So ist die Umbenennung der Geistes- in Kulturwissenschaften zu erwähnen, die nunmehr alle Wissenschaften rund um die Kunst-, Musik-, Literatur-, Tanz- und Theaterwissenschaften integrieren zusammen mit den jeweiligen historischen Disziplinen (Winter 1996). Auch die cultural studies als durchaus neue Mischung von Soziologie, Politologie und Medienforschung gehören zu diesem Siegeszug. Den Reifegrad eines solchen Paradigmenwechsels kann man etwa daran erkennen, inwieweit er sich auch wissenschaftssystematisch etabliert. So gibt es inzwischen eine ganze Reihe von Einführungen in das Studium der Kulturwissenschaften (Böhme u. a. 2000, Hansen 2000), es gibt Darstellungen der Geschichte des cultural turns in den Kulturwissenschaften (Musner u.a. 2001), einschlägige Handbücher (Nünning 1998, Schnell 2000) sowie anspruchsvolle Theorien oder sogar Philosophien der Kulturwissenschaft (Steenblock 1999).

Neu ist diese kulturwissenschaftliche Orientierung nicht, auch wenn eine „moderne Kulturtheorie und Kulturkritik .... oft merkwürdig desinteressiert an ihrer eigenen Geschichte“ sind, so Brackert/Wefelmeyer (1984, S. 19) in ihrer Einführung zum ersten Band einer Darstellung kulturtheoretischer und -philosophischer Positionen von der französischen Aufklärung bis zur Jahrhundertwende um 1900 (Rousseau, Kant, Herder, Schiller, Hegel, Heine, Marx, Darwin, Haeckel, Burckhardt, Nietzsche bis Max Weber). Ein zweiter Band (Brackert/Wefelmeyer 1990) stellt die Konzeptionen und Theorien von Freud über das Bauhaus, Spengler, Cassirer, Musil, Jünger, Frankfurter Schule, Gehlen, Elias, Levi-Strauss bis zur demokratischen Kulturpolitik und der Kybernetik vor (vgl. auch Konersmann 1996 und Jung 1999). Eher postmoderne Theorien stellt – trotz des anders lautenden Titels – Andreas Kuhlmann 1994 vor, nämlich prominente Vertreter der – vor allem angelsächsischen – Postmoderne wie David Harvey, Fredric Jameson, Douglas Kellner und Richard Shusterman. Und auch Ethnologie und Volkskunde haben ihren cultural turn hinter sich gebracht. Bei diesen Disziplinen geht es darum, den westlichen Blick auf Kulturen zu überwinden und aufzuzeigen, inwieweit immer wieder von Ethnologen ihr Beobachtungsgegenstand (westlich) konstruiert oder sogar erfunden worden ist (vgl. Berg/Fuchs 1993 sowie die Beiträge von Said und Assmann zur Erfindung des Orients bzw. von Ägypten in Schröder/Breuninger 2001).

Die cultural studies haben inzwischen auch in Deutschland Fuß gefasst (Hepp u. a. 1997, Göttlich/Mikos/Winter 2001, Hörning/Winter 1999). Auch an dieser literarischen Aufarbeitung und Selbstdarstellung kann man ablesen, dass sowohl klassische Disziplinen wie Kultursoziologie und Kulturphilosophie als auch die neueren Ansätze der Kulturwissenschaften einen gewissen Reifegrad erreicht haben, so dass die Entwicklungen leicht nachvollzogen werden können. 

In einigen Arbeiten habe ich aus dieser Fülle vorliegender Konzepte den Ansatz einer Kulturtheorie entwickelt, die versucht, die Kulturphilosophie von Cassirer mit aktuellen Symboltheorien des Kulturellen (Geertz, Bourdieu) zu vermitteln (Fuchs 1998 – Politik, 1999) sowie historische Entwicklungstrends aufzuzeigen (Fuchs 1998 – Macht, 2001). Ein besonderer Fokus liegt dabei auf einer Kulturgeschichte und -theorie des Subjekts. Kultur, so lehrt es die Anthropologie, hat es mit der Tatsache der bewussten Lebensgestaltung zu tun: Der Mensch ist das einzige kulturell verfasste Wesen. Hier ist der „Mensch an sich“ Gegenstand der Untersuchung. Wie die kulturelle Selbstschaffung des Menschen jeweils historisch-konkret erfolgt, zeigen kulturgeschichtliche und kultursoziologische Ansätze. Dass das „Kulturelle“ dabei nicht automatisch zum Guten führt, musste etwa Cassirer selbst am eigenen Leib erleben – und zog entsprechende theoretische Konsequenzen (Cassirer 1949; vgl. auch Thurn 1990).

Der Kulturbegriff als Mittel der Selbstreflexion spielt erst seit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts eine Rolle. Es musste Herder erst zeigen, dass der Mensch eine Vielzahl von „Kulturen“ als im Grundsatz gleichberechtigten Formen, sein Leben menschlich zu leben, hervorgebracht hat. Herder wird so zum Vater eines Kulturkonzeptes der Homogenität jeder einzelnen Kultur, aber auch zu demjenigen, der auf Pluralität als Kennzeichen des Kulturellen hingewiesen hat. Bezieht sich „Kultur“ auf die Normalität und Selbstverständlichkeit alltäglicher Lebensvollzüge, dann wird es einsichtig, dass erst durch eine Konfrontation mit dem Anderen diese Selbstverständlichkeit in Frage gestellt wird: Der Kulturdiskurs ist wesentlich ein Diskurs des Unterschiedes – auch: des Unterschiedes zwischen hochfliegenden Plänen einer Humanisierung von Mensch und Gesellschaft und der traurigen Realität. Der Kulturdiskurs ist daher oft ein Diskurs der Kritik im doppelten Sinne: Der Artikulation von Unzufriedenheit und der Beschreibung von Unterschieden (Konersmann 2001). Und dies gilt letztlich auch für Kulturen innerhalb derselben Gesellschaft, in der „Distinktion“ der zentrale Modus der Vergesellschaftung ist (P. Bourdieu). Wichtig ist auch, die Reichweite der jeweiligen Kulturbegriffe im Auge zu behalten:

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Der philosophische Begriff der Kultur hat den Menschen als Gattungswesen im Blick. Hier wird – mit universellem Geltungsanspruch, d. h. mit entsprechender Vorsicht – ein allgemeines Fundament jeglichen Nachdenkens über Mensch und Gesellschaft gelegt.

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Die normativen Theorien in diesem Feld – von Kant bis zu Cassirer – taugen dazu, Ziele einer politischen oder pädagogischen Intervention zu begründen.
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Der weite (ethnologische) Kulturbegriff ist näher an der Realität, allerdings immer noch total in seiner Zielperspektive: Er will das Ganze der menschlichen Lebensweise – zumindest in einer abgrenzbaren Region und Zeit – in den Blick nehmen. Für die Politik und Pädagogik beschreibt er quasi das Operationsgebiet („Bedingungsfeld“). 

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Der wissens-, symbol- oder bedeutungsbezogene Kulturbegriff grenzt den Bereich des Kulturellen auf das Geistige einer bestimmten Gesellschaft (oder eines Unternehmens) ein. 

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Schließlich kann man noch einen soziologischen Kulturbegriff unterscheiden, der sich auf Werte und deren (symbolische) Kommunikation in der Gesellschaft bezieht. 

Ich selber arbeite seit einigen Jahren in kulturpolitischen und -pädagogischen Kontexten mit diesen fünf Kulturbegriffen:

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
der anthropologische Kulturbegriff (Der Mensch und die Kultur)
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der ethnologische Kulturbegriff (Kultur als Lebensweise)
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der soziologische Kulturbegriff (Kultur als soziales Subsystem)

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
der enge Kulturbegriff (Kultur = Kunst)
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der engagierte normative Kulturbegriff (Kultur als humane Entwicklung).

In einer umfangreichen Darstellung aktueller Kulturtheorien untersucht Andreas Reckwitz (2000) den cultural turn in den Sozialwissenschaften. Er schlägt als Typologie die folgende Unterscheidung vor (S. 64ff):
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normativer Kulturbegriff (von Cicero bis Alfred Weber)

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
totalitätsorientierter Kulturbegriff (von Herder bis zur aktuellen Ethnologie)

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
differenztheoretischer Kulturbegriff (v. a. Kultur als Subsystem der Gesellschaft im Gefolge von T. Parsons)
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bedeutungs-, symbol- und wissensorientierter Kulturbegriff (von Cassirer, dem Pragmatismus bis zu aktuellen Ansätzen).

Den letzteren verfolgt Reckwitz – als den s. M. n. heute sozialwissenschaftlich einzig akzeptablen – weiter in den beiden wichtigsten soziologischen Theoriesträngen:
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dem strukturalistischen Strang: von Levi-Strauss über Oevermann und Foucault bis zu Bourdieu
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dem interpretativen Strang: von Alfred Schütz über Goffmann und Geertz bis zu Charles Taylor.

Sein Resümee, das in ähnlicher Form auch von anderen Autoren geteilt wird, läuft darauf hinaus, eine Konvergenz zwischen neostrukturalistischen und interpretativen Ansätzen festzustellen. Im Hinblick auf das Kulturkonzept geht es darum, endgültig Abschied von Homogenität und Abgrenzungsvorstellungen zu nehmen zu Gunsten der Annahme kultureller Interferenzen (S. 617 ff.).

Dieser Abschied von – in den Worten Ulrich Becks – „Container-Modellen“ von Kultur, Gesellschaft und Politik hat mit den Entgrenzungserscheinungen der (Post-)Moderne, speziell unter den Bedingungen der Globalisierung zu tun. Zu dieser Abkehr vom Container-Denken gehört auch die Abkehr eines Denkens in „Dingen“: Soziales und Kulturelles werden nicht durch Dinge, sondern durch Beziehungen konstituiert. Komplexität, Relationalität und Kontingenz sind daher die entscheidenden Merkmale des Sozialen und Kulturellen. Überraschend ist hierbei die Hartnäckigkeit des Denkens in Ding-Begriffen. Denn die Philosophie- und Wissenschaftsgeschichte datiert einen entsprechenden Paradigmenwechsel in die Zeit rund um 1800; so hat es bereits Ernst Cassirer (1923) Anfang des 20. Jahrhunderts analysiert.

Hinzu kommt, dass durch verschiedene Entwicklungstrends zumindest ein gemäßigter Konstruktivismus inzwischen weit verbreitet ist. Dies meint, dass je individuelle Akte der aktiven (De-) Konstruktion von Wissen über die Außenwelt entscheidend für die individuellen Wissens- und Bedeutungssysteme sind. Zu dieser Akzeptanz des Konstruktivismus haben ganz unterschiedliche Trends geführt: Die neue Rolle der Kognitionswissenschaften, die Aufnahme konstruktivistischer Elemente in die Luhmannsche Systemtheorie, die cultural studies mit der Betonung der entscheidenden Rolle individueller Sinnkonstruktionen, die sich dynamisch entwickelnde Medientheorie unter starker Mitwirkung von S. J. Schmidt (1994). Nicht unwichtig war bei der Durchsetzungsstrategie dieses Ansatzes auch, dass das einflussreiche Funkkolleg Medien von Anhängern dieser Position gestaltet wurde (Merten u.a .1994). 

Die Allgegenwart der Medien in der Gesellschaft, die Tatsache, dass die Medienentwicklung auch ein Motor der Globalisierung war und ist, hat dazu geführt, dass die Medientheorie innerhalb der Kulturtheorie eine wichtige Rolle spielt. Viele Protagonisten der Postmoderne sind Medientheoretiker und belegen die Plausibilität ihrer Ansätze an der Medienentwicklung: J. Baudrillard, P. Virilio, V. Flusser, N. Bolz (vgl. Kloock/Spahr 2000). Wichtige Begriffe aktueller Kulturanalysen kommen direkt aus den Medientheorien oder sind zumindest kompatibel mit ihnen: die neue Rolle des Bildes zusammen mit der Auseinandersetzung um Oralität und Literalität; die Aktualität der Semiotik, insbesondere Ansätze, die die Semantik der Zeichen in Frage stellen („Simulacren“); neue Konzeptionen beschleunigter Wahrnehmung und einer veränderten Wahrnehmungslogik. Auch die Kunsttheorie wird z. Zt. wesentlich von Ästhetikkonzeptionen beeinflusst, die aus dem Umgang mit den neuen elektronischen Medien kommen (Reck 1991, 1994, Rötzer 1991).  Nicht ohne Bedeutung ist zudem die Erforschung der Alltagskulturen gerade bei Jugendlichen, die seit einigen Jahren sogar den Mainstream in der Jugendforschung ausmacht (Baacke 1987).

Interessant ist, dass Reckwitz (2000) als Haupt-Opponent eines kulturwissenschaftlichen Vorgehens, so wie es oben skizziert wurde, den Rational-Choice-Ansatz sieht – durchaus als Gegensatz von Differenz und Kontingenz auf der einen Seite und potenzieller Steuerbarkeit und Gesetzmäßigkeit auf der anderen Seite. Die deterministischen Handlungserklärungsversuche des Rational-Choice-Ansatzes, der auch in der Politikwissenschaft eine wichtige Rolle spielt, ist durchaus kompatibel mit der neuen Welle der Kognitionswissenschaften, so dass es sich fast um eine Neuauflage des Streits zwischen den zwei Kulturen (Snow) handelt. 

Im Hinblick auf die Zwecke dieses Textes scheint mir gerade der Aspekt der kulturellen Globalisierung für eine entsprechend ausgerichtete Kulturpolitik als Politik eines aktivierenden symbolischen Diskurses über die Sinngrundlagen der sozialen Praxis zu sprechen. Denn die nunmehr globale Entgrenzung des Kulturellen geht mit einer Vergrößerung der Kontingenz und Komplexität einher. „Die bereits alltagsweltliche Erfahrung, dass man, wenn man nur die Sinnsysteme wechselt, auch ganz anders leben, denken, sprechen könnte...., ist keine exotische intellektuelle Erkenntnis mehr. Dieses Kontingenzbewusstsein, aber auch der praktische Zwang, mit ihm umzugehen, liefern wohl auch künftig den machtvollsten Antrieb für eine kulturwissenschaftlich ausgerichtete Soziologie“. (Reckwitz 2000, S. 663) – und für eine entsprechende Kulturpolitik (Fuchs 2002 – Culture unlimited).

Im Hinblick auf eine globalisierte Kultur sprechen „Globale Trends 2002“ die globalisierte Kulturwirtschaft, die Menschenrechtsentwicklung als normative Grundlage, die Medienentwicklung und den interkulturellen Dialog an. All dies sind auch Themen entsprechender Weltkonferenzen von Unicef (zur Bildung) und UNESCO (zu Wissenschaft, Bildung und Kultur) sowie von Weltberichten (zur Bildung bzw. zu Kultur). An dieser Stelle sollen nicht einzelne politische Ergebnisse (siehe hierzu etwa den Aktionsplan der UNESCO-Weltkonferenz in Stockholm im Jahre 1998; DUK 1998), sondern theoretische Grundlagen einer gobalisierten Kultur(politik) interessieren. Interessant sind dabei Trends und Tendenzen in Resolutionen und Entschließungen. Dabei ist festzustellen, dass die UNESCO noch stärker als früher von einem „Container-Begriff“ von Kultur (Kultur ist einheitlich, homogen, innerhalb bestimmter geographischer Grenzen) abgeht. So ist zwar immer noch von einem „Dialog zwischen Kulturen“ die Rede (etwa in dem jüngsten Expertenbericht „Brücke in die Zukunft“, Anan 2001), was die Vorstellung fester Kultur-Blöcke zwischen denen nunmehr kommuniziert werden soll, zu bestätigen scheint. Doch heißt es auch: „Cultures are no longer the fixed, bounded, crystallized containers they were formerly reputed to be. Instead, they are transboundary creations exchanged throughout the world via the media and the Internet. We must regard culture as a process rather than a finished product.“, so die langjährige Vizedirektorin der UNESCO Lourdes Arizpe in der Einleitung zum Weltkulturbericht 2000 (UNESCO 2000, S.15). Man geht inhaltlich also davon aus, dass Kultur „Fluss und nicht Mosaik“ ist. In diese Richtung geht auch die neueste Initiative der UNESCO, neben Artefakten auch das immaterielle Kulturerbe – kulturelle Produkte, Rituale, Traditionen etc. – schützen zu wollen. Und so ist sinngemäß auch die letzte UNO-Resolution zur kulturellen Vielfalt (November 2001) formuliert, die erstmals in einem offiziellen Dokument feststellt, dass ein Mensch mehrere kulturelle Identitäten zugleich haben kann.

Kulturelle Vielfalt, ihre Erhaltung, die daraus sich ergebende Notwendigkeit zum Austausch und Dialog, aber auch der Umgang mit Differenzen oder sogar mit kulturellen Widersprüchen ist in diesem Feld das zentrale Thema. Oft werden kulturelle Zuordnungen so stark thematisiert, dass ökonomische, soziale und politische Probleme darüber verdeckt werden. Tatsache ist aber auch, dass „Kultur“ als gemeinsame Lebensform, als System von geteilten Werten und Überzeugungen, die sich immer auch symbolisch – und künstlerisch – mitteilen, eine so starke Bedeutung für die Menschen hat, dass sie in der Tat oft zum Gegenstand von Angriffen und Unterdrückung werden. „Kultur“ ist nicht das Harmlose, der schöne aber verzichtbare Schmuck, sondern das, was Leben und Identität entscheidend ausmachen. So auch Terry Eagleton (2001, S. 181 f): Einerseits sind „die hauptsächlichen Probleme ... Krieg, Hunger, Armut, Krankheit, Verschuldung, Drogen, Umweltverschmutzung, die Entwurzelung ganzer Völker -, ...keineswegs besonders ‚kulturell‘“. Aber: „Kultur ist nicht nur das, wovon wir leben. In erheblichem Maße ist sie auch das, wofür wir leben. Liebe, Beziehungen, Erinnerung, Verwandtschaft, Heimat, Gemeinschaft, emotionale Erfüllung, geistiges Vergnügen, das Gefühl einer letzten Sinnhaftigkeit – dies alles steht den meisten von uns im Grunde genommen näher als die Charta der Menschenrechte oder Handelsverträge.“

„Kultur“ ist also beides: die lokale „Heimat“ und das globale Gemeinsame. Die Rede von einer „Weltkultur“ meint dabei nicht die völlige Harmonisierung aller Unterschiede, sondern den Hinweis auf gewisse Gemeinsamkeiten oberhalb der notwendigen Differenz. Damit ist zugleich eine Bewertung und Gestaltung der globalen Trends verbunden, die Teil der Globalisierung sind: die Globalisierung der Medien, des Informationsflusses, der Konsummuster und Mentalitäten, der künstlerisch-kulturellen Teilbereiche, der kulturellen, politischen und religiösen Dialoge und Konflikte, des globalen Rechtssystems, der globalen Wertesysteme (so „Globale Trends 2002, S. 144). In kulturtheoretischer Hinsicht dürften im Fokus der Globalisierung Forschungsrichtungen interessant sein, die immer noch – zumindest in den meisten westlichen Ländern – nicht zum Mainstream der Kulturtheorie gehören. Dieser hat zwar auch – wie oben am Beispiel des Buches von Reckwitz (2000) gezeigt – das Interkulturelle als Modus des Kulturellen entdeckt. Es werden – allerdings eher behutsam – Konzepte der hier vorzustellenden Diskurse wie Hybridität, Creolisierung oder Négritude zur Kenntnis genommen (man durchforste etwa das Metzlersche „Lexikon Kultur der Gegenwart“, Schnell 2000, nach den genannten Begriffen). Doch wird in all den Diskursen der Genderstudies, der Cultural Studies, der neuen Medientheorien, der Popularkultur und nicht zuletzt in den Postcolonial Studies die gemeinsame Ausrichtung gegen Container-Modelle von „Kultur“ und „Gesellschaft“ radikalisiert (vgl. Storey 1998, Schöder/Breuninger 2001, Young 1995, 2001, Mongia 1996, Ashcroft u.a. 1998). Gerade die politischen Befreiungsbewegungen der (ehemaligen) Kolonien und ihre Theorien haben in diesen Diskursen eine große Bedeutung, wobei Frantz Fanon (1925 – 1961) mit seinem posthum erschienenen Buch „Verdammte dieser Erde“ (1961) und seiner Frühschrift „Schwarze Haut, weiße Masken“ (1952) und die frühe postcoloniale Schrift „Orientalism“ (1978) des Palästinensers und US-Amerikaners Edward Said mit ihrem Kampf gegen die Selbstverständlichkeit eines verabsolutierenden westlichen Blicks auf Afrika, Asien und Südamerika quasi die wichtigsten Autoren bzw. die theoretischen Grundlagenbücher dieses Ansatzes sind (zu einer Kritik siehe die Einführung des Herausgebers in Mongia 1996, S. 1ff. Insbesondere geht es um den möglichen Eindruck, den das „post-“ suggeriert, dass die Periode des Kolonialismus vorüber wäre). 

Postcolonialism hat eine starke Verankerung in der englischen Literaturwissenschaft, da gerade das britische Empire eine besondere Dauer und geographische Ausdehnung hatte. Man erinnere sich, dass alleine der Subkontinent Indien fast 1 Mrd Einwohner hat und die englischsprachige Literatur – vor allem die Romanliteratur im „imperialistischen Zeitalter“ (1875 – 1914; Hobsbawm 1995) – bedeutende Autoren hervorgebracht hat. Edward Said, ebenfalls Literaturwissenschaftler, zeigt in seinem letzten großen Werk („Kultur und Imperialismus“, 1993), wie sehr der imperiale und kolonisierende Blick auch bei den bedeutendsten der Schriftsteller und Komponisten dieser Zeit (v. a. Conrad, Kipling, Dickens, Auden aber auch Verdi) Einfluss auf deren Werk hat. Er zeigt, dass die (englische) Literaturwissenschaft geradezu aus der Zielstellung entstanden ist, den Kolonien einen Kanon der eigentlich wichtigen Kultur präsentieren zu können. Postkolonialismus dekonstruiert die weißen Lesarten von Kulturen und Entwicklungen und entwickelt eigene Bilder von sich und der westlichen Welt. Mittel dieser Dekonstruktion ist die Analyse des westlichen Diskurses, der als Diskurs der Macht (i.S. von Foucault) dechiffriert wird. Vor dem Hintergrund dieses Sendungsbewusstseins der Weißen, über die einzig wertvolle Kultur („Culture“ mit großem C) zu verfügen, wird verständlich, dass die Kontinente der Dritten Welt von den Geographen als leere und weiße Fläche dargestellt wurden, ohne Menschen mit Zivilisation oder Kultur. Die Romane waren in dieser Situation besonders wichtig, weil die Selbstverständlichkeit, mit der sie solche Vorstellungen ihren Handlungen und Akteuren zu Grunde legten, durchaus wirkungsvoll auf die verbreitete Mentalität in der gesamten Bevölkerung waren. Said nutzt hier das Konzept der „Gefühlsstrukturen“, das von dem Kultur- und Literaturtheoretiker Raymond Williams eingebracht wurde. Kunst – hier Literatur – ist also durchaus wirkungsvoll bei der Gestaltung von Gesellschaftlichkeit, bei der Verbreitung von Einstellungen und Werten. Kunst im Sinne einer Formung von „Gefühlsstrukturen“ ist Teil der gesellschaftlichen Psychologie.

Diese postcoloniale Kulturtheorie ist m. E. heute in mehrfacher Hinsicht relevant (vgl. Fuchs 2002: Kunst + Politik)
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als kritisches Kontrollmuster für die – oft entfernte – Eurozentriertheit von Kultur- und Kulturpolitikkonzepten, die quasi zu einer erneuten Kolonialisierung führen könnte,
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als Möglichkeit, kulturelle Hegemonie und Unterdrückung in nationalen, multiethnischen Gesellschaften zu erkennen, zu vermeiden oder zu beheben.
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als Chance des Widerstandes aller Kulturen gegen negative Folgen einer sich hegemonial durchsetzenden kulturellen Globalisierung.

Postcoloniale Theoretiker zeigen zudem die Funktionsweise von Theorienbildung als Konstruktion, etwa wenn sie zeigen, wie die Wissenschaftler, die Napoleon mit auf seinen Ägypten-Kriegszug nahm, „Ägypten“ in der Folgezeit erst konstruierten (Assmann in Schöder/Brenninger 2001, S. 59ff), wie mit „Aida“ ein Ägyptenbild, mit „Madame Butterfly“ ein Japan-Bild, mit „Salammbô“ ein Bild von Nordafrika oder mit „Kim“ und dem „Dschungelbuch“ ein Indien-Bild (Said 1993 und in Schröder/Brenninger 2001, S. 39/ff) entworfen wurde und wie diese Bilder durchaus wirkungsmächtig im Bewusstsein der Bevölkerung und daher auch für die Politik waren. Nicht zuletzt wird diese mentale Dimension kultureller Konstruktionsprozesse in der aktuellen Auseinandersetzung um die Rolle der USA bedeutungsvoll, da gezeigt werden kann, wie stark derartige kulturelle Konstruktionen über sich und andere die US-amerikanische Mentalität prägen, was letztlich „Polizeimaßnahmen“ in unterschiedlichen Teilen der Welt – mit und ohne UNO-Auftrag – als gerechtfertigt erscheinen lässt. Ein besonderes Dokument sind dabei die Ausführungen amerikanischer Intellektueller zum „gerechten Krieg“ (gegen „Islamisten“, „Fundamentalisten“, gegen die „Achse des Bösen“; dokumentiert in den Blättern für deutsche und internationale Politik 6/02, 9/02 und 11/02; die Debatte hält an).

Kultur und insbesondere Religion sind also mitnichten das Unpolitische. Sie sind vielmehr vielfach mit politischen, sozialen und ökonomischen Prozessen verquickt. Die Art dieser „Verquickung“ zu analysieren ist jedoch nicht immer einfach und gelegentlich auch nicht gewollt. Einfache Lösungen bei der Analyse des Zusammenhangs bieten „Ökonomismus“ bzw. „Kulturalismus“: Ersterem liegt oft ein simples Marxverständnis zu Grunde, das rasch alles auf die Ökonomie zurückführen möchte; letzterer verabsolutiert die kulturelle Dimension. Der Wert des postcolonialen Diskurses wie generell von Kulturtheorien, die aus der Sicht von Unterdrückung, Marginalisierung und Benachteiligung formuliert werden, besteht darin, dass die Frage ökonomischer Gerechtigkeit und die Frage von Macht und Herrschaft nicht ausgeklammert werden können; so wie das in den – auch hier angesprochenen – Mainstream-Theorien von Kultur und Gesellschaft gelegentlich geschieht. Daher sei abschließend auf einen Kulturdiskurs hingewiesen, der „Kultur“ als Teil eines komplexen und integrierten Herrschaftsprozesses begreift. 

Es ist etwa daran zu erinnern, dass „Neoliberalismus“ zwar eine reale Basis in den entsprechend zu charakterisierenden realen ökonomischen Prozessen hat, die jedoch durch vielfältige ideologische Beeinflussungen flankiert werden. Es geht nicht bloß um die normative Kraft des Faktischen, es geht auch um Strategien, das Bewusstsein der Menschen so zu beeinflussen, dass sie dieses Faktische als alternativlos und gut bewerten. Pierre Bourdieu hat immer wieder auf diese Macht des Kulturellen hingewiesen (symbolische Gewalt). In marxistischer Terminologie hat man es hierbei mit Ideologie, oder – wenn man so will – mit ideologischem Klassenkampf zu tun. Es wird etwa auf die enormen Ausgaben hingewiesen, die zur Erhaltung der „Hegemonie“ – ein Begriff, den Gramsci an dieser Stelle eingeführt hat – investiert werden: Von alltagskulturellen und massenmedialen Beeinflussungen bis hin zu Think-Tanks auf höchstem intellektuellem Niveau (vgl. Demirovic: Hegemoniale Projekte, in Das Argument 239, H.1/2001). Kultur, zumindest ein Teil der ästhetischen und geistigen Kultur, ist ein Feld des Ideologischen. Demirovic weist darauf hin, in welchem Umfang eine riesige Kulturindustrie seit den zwanziger und dreißiger Jahren hier ihr Werk verrichtet: SportlerInnen, Schlagerstars, FernsehmoderatorInnen, FilmschauspielerInnen – sie alle zeigen Verhaltensmuster, Lebensstile, Werthaltungen in Kosmetik, Kleidung, Körperausdruck, Wohnungseinrichtungen, Freizeitverhalten und Karriereorientierung (ebd., S. 64 f.), so dass Demirovic die Frage stellt, ob der Postfordismus überhaupt noch den großen Intellektuellen zur ideologischen Flankierung seiner Hegemonie braucht. In systematischer Hinsicht zeigt diese ideologische und hegemoniebezogene Diskussion über Kultur, welche wichtige Rolle sie im Zusammenspiel mit Ökonomie und Politik spielt: Sie ist Teil der Mentalitäts- und Bewusstseinsformung, sie ist Angebotspalette für die Ausformung von Subjektivitäten, sie ist Legitimations- (oder Delegitimations-)Instanz für Sinnangebote – und selbst zugleich Sinnlieferantin. Dies gilt auch im globalen Maßstab. 

Inzwischen ist die Untersuchung der kulturellen Globalisierung und der kulturellen Dimension der ökonomischen Globalisierung immer häufiger Gegenstand von Untersuchungen. Bekannte Soziologen, Politik- und Kulturwissenschaftler wie A. Giddens, R. Robertson oder M. Featherstone begannen eine Auseinandersetzung mit dieser Thematik (vgl. Winter in Robertson/Winter 2000, S. 26ff.). Auch die bereits häufiger zitierten „Globale Trends“ haben in ihrer Ausgabe 2002 ein Kapitel „Weltkulturen“ aufgenommen, um entsprechende kulturelle globale Trends identifizieren zu können. Zwischen kulturpessimistischen Ansätzen, die eine weltweite totale Homogenisierung aller kulturellen Ausdrucksformen nach Maßgabe von Hollywood und MTV erwarten, und Positionen, die eine große Hoffnung in die kreativen Umgangsweisen des Einzelnen setzen, selbst wenn das kulturelle „Ausgangsmaterial“ sehr standardisiert wäre, ist inzwischen jede Positionierung zwischen Autonomie und Unterwerfung möglich.

Als eine tendenziell positive Sichtweise, die ich weitgehend teile, zitiere ich die Thesen von Breidenbach/Zukrigl 2000 (S. 35 ff.):

1. „Durch die Globalisierung differenziert sich die Welt“. Es bilden sich mehr Ausdrucksmöglichkeiten heraus.

2. „Menschen interpretieren globale Waren und Ideen höchst unterschiedlich“. Hierbei ist auf die Studien im Rahmen der Cultural Studies hinzuweisen, die diese kreative Rezipientensicht enorm stärken.

3. Es gibt nicht nur den US-amerikanischen „Kulturimperialismus“ als einzige Einflussgröße – vielmehr gibt es immer wieder starke Impulse aus anderen Weltregionen.

4. Geographische Räume verlieren zunehmend an Bedeutung.

5. Die Ausdifferenzierung der Welt erfolgt über ein globales Referenzsystem

6. Die Globalkultur ist keine Kulturschmelze.

7. Die Globalkultur ist von ungleichen Machtverhältnissen geprägt.

8. Die Globalkultur ist authentisch.

9. Die Globalkultur verändert sich ständig.

Die Begründung dieser Thesen kann hier nicht referiert werden. Doch scheint mir insbesondere der Gedanke eines globalen Referenzsystems ertragreich zu sein. Damit ist (mit meinen Worten) gemeint, dass immer mehr (lokale) Vorstellungen über Werte, symbolische Ausdrucksformen und Lebensstile über die weltweit vernetzten Informationssysteme zugänglich und von jedem Einzelnen und von Gruppen genutzt werden können. Dies bedeutet gerade nicht Angleichung, sondern in Beziehung setzen, Differenz- oder Ähnlichkeitserfahrungen machen zu können und auf diese Weise Bewusstheit über die eigene Lebensform zu erlangen. Dies ist daher ein zutiefst sozialer Akt, der selbst dann zu einer Art sozialer oder kultureller Vergemeinschaftung führt, wenn Identität nicht das Ergebnis ist: Ich habe mich nämlich mit meinen Vorstellungen in das vorhandene soziale und kulturelle Beziehungsnetz eingeklinkt und kann dieses alleine durch diese Anreicherung verändern.

Auch dieses mögliche Ergebnis, dass bestimmte Praktiken, Wertungen oder Sichtweisen überhaupt nicht integrierbar sind, sind ein positives Ergebnis, da nunmehr bewusst mit der Differenz umgegangen werden kann. 

In theoretischer Hinsicht geht mit den meisten jüngeren Arbeiten zur kulturellen Globalisierung eine verstärkte Rezeption theoretisch-methodischer Ansätze aus der Postmoderne- und Rekonstruktivismusdiskussion einher: „Kultur“ in ihrer Vielfalt, Dynamik, Widersprüchlichkeit sprengt die „Container-Begriffe“ der traditionellen Soziologie. (Eine Ausnahme: Münch 1998). Weniger die kulturellen Inputs – etwa der Kulturindustrie –, sondern die je individuellen Lesarten (Kultur = Text) bzw. (Re-)Konstruktionen von Sinn und Bedeutung stehen im Mittelpunkt. In dieser Sichtweise wird oft der Konsum rehabilitiert, zumindest wird besonderes Augenmerk auf die internationale Kultur- und Medienwirtschaft gerichtet (so auch im Kapitel „The Globalisation of  Culture“ in Held 2000). Die Gefahr eines Kultur-Imperialismus oder einer weltweiten Homogenisierung der Kultur wird weniger dramatisch gesehen, da die Rezeption kontextabhängig je unterschiedliche Sinngehalte auch desselben Programmangebotes generiert. In einem solchen Ansatz ist der Wandel von Kultur, ist Veränderung eher das Normale, und die Konstanz von Lebensorientierungen und Werthaltung, die in der strukturalistischen Soziologie Kultur ausmacht („latent pattern maintenance“) das Erklärungsbedürftige. „Kultur“ bezieht sich nicht mehr auf das Stabile, Harmonische und Homogene, sondern ist ein konfliktreiches Feld des „Widerstreits zwischen Repräsentationen von Welt, Subjekt, Geschichte usw.“ (E. Bronfen; zitiert nach Winter in Robertson/Winter 2000, S. 55f.).

Der neue Kultur(theorie)diskurs – insbesondere in der Perspektive der Globalisierung – bildet sich so in einer Gemengelage, in der traditionelle Kulturwissenschaften (Musik-, Kunst-, Literaturwissenschaft), Soziologien unterschiedlichster Schulzugehörigkeit, vor allem der interpretativen und ethnologisch vorgehenden Soziologie, Cultural Studies, Gender Studies, Postkolonialismus, Postmoderne-Diskurs, Medienforschung, Ethnologie und Cultural Anthropology, Völkerkunde ihre jeweiligen Sichtweisen, Methoden und Wissenschaftstraditionen einbringen, so dass diese Kulturtheorie der Globalisierung selbst das beste Beispiel für die Auflösung traditionellen Denkens ist. 

6. Kunsttheorien

Trotz allen Redens über den weiten Kulturbegriff, der seit der UNESCO-Weltkonferenz 1982 in Mexiko offiziell etabliert ist, der in der letzten Weltkonferenz zur Kulturpolitik in Stockholm 1998 bestätigt wurde (Deutsche UNESCO-Kommission 1999) und der die Lebensweise der Menschen als Gegenstand von Kulturpolitik bestimmt, bleibt Kern einer jeglichen Kulturpolitik der Umgang mit Kunst und Künstler/Innen. Man braucht sich nur einmal den „Kultur“-Etat einer Stadt oder eines Landes anzuschauen, der sich i. d. R. zu 80% bis 90% mit traditionellen Künsten und ihren Einrichtungen beschäftigt. Auch auf Bundesebene geht es wesentlich um Strukturfragen für die Erhaltung und Weiterentwicklung des Betriebssystems der Künste. Es ging – auch im Zuge der Umsetzung des weiten Kulturbegriffs – zunächst einmal um die Demokratisierung – nicht der „Kultur“, sondern – der Künste. Und dies ist eine Aufgabe, die längst nicht gelöst ist.

Es lassen sich auch weitere gute Gründe dafür angeben, wieso die Künste oder zumindest eine ästhetische Praxis im Mittelpunkt der Kulturpolitik stehen. Dies gilt sogar für soziokulturelle Ansätze, die sich stark um marginalisierte Kunstformen und Künstlerinnen bzw. um den Kunstzugang von marginalisierten Gruppen kümmern. Kunst und Ästhetik zumindest als Kernbereich von Kulturpolitik zu definieren, hat zudem den Nutzen, dass damit das Politikfeld für andere fassbar bleibt. Denn bei allen umfassenden kulturpolitischen Ambitionen in Richtung „Gestaltung des Sozialen und Kulturellen“ wird man sich fragen lassen müssen, mit welchen Ideen, Mitteln, Kompetenzen, Möglichkeiten und Erfolgsaussichten man diesen Gestaltungsauftrag überhaupt übernehmen will. Die Künste und ihre Entwicklungen sowie die einschlägigen Theorien dazu haben daher eine hohe Relevanz für die Kulturpolitik.

Dies gilt um so mehr, als Theorien des Kulturellen oft Theorien des Ästhetischen und der Künste enthalten bzw. von ihnen angeregt werden. Ich gebe einige Hinweise: 

Die „Postmoderne“ als Zeitsignatur kam zunächst aus den Künsten, speziell der Architektur. Inzwischen hat in jeder Kunstwissenschaft ein Diskurs begonnen, der zeigt, inwieweit in der jüngeren Geschichte jeder Kunstsparte Elemente der Postmoderne (Dezentrierung, Auflösung des Subjekts und der Wirklichkeit, Dekonstruktion, Abkehr von verbindlichen Traditionen und Stilen, Auflösung herkömmlicher Ordnungsvorstellungen, Verabschiedung des Werkes und des Autors, Einkehr des Spielerischen, Ironischen, Verabsolutierung der Zeichenebene, Spiel mit Oberfläche etc.) lange vor der Rede über die „Postmoderne“ vorgefunden werden können. 

Der Diskurs über Postmoderne ist also auszudifferenzieren in 
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die Postmoderne in der Philosophie,
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die Postmoderne in der Soziologie,

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
die Postmoderne in den jeweiligen Kunstsparten- bzw. Medientheorien sowie  - als reale und empirisch nachweisbare Erscheinungen – in den jeweiligen Gegenstandsfeldern (also in Kunst und Gesellschaft selbst).

Es ist dabei zu berücksichtigen, dass sich die verschiedenen Bereichsdiskurse vielfältig beeinflussen. Viele philosophische Theoretiker beziehen sich dabei auf bestimmte Kunstentwicklungen (Baudrillard auf die Medien, Lyotard auf die Bildende Kunst, Derrida auf die Literaturwissenschaften). George Steiner und Fredric Jameson sind Literaturwissenschaftler, ebenso wie es der Altmeister der modernen Kulturtheorie, Raymond Williams, war. Nur zur Erinnerung: Dies ist durchaus eine bekannte Tradition in der Geschichte der Kulturtheorie, dass diese von Theorien der Künste beeinflusst wurde. Man denke etwa an die Rolle von Musik und Literatur bei Adorno, an die kunsttheoretischen Arbeiten von Lukacs, Benjamin, Gehlen und Cassirer, die alle auch Theorien der Moderne vorgelegt haben.

Ein zentrales kunsttheoretisches Thema – vielleicht das entscheidende – einer kritischen Auseinandersetzung mit der Moderne ist der Abschied vom „Werk“ eng verbunden mit dem Abschied vom „Autor“ und vom „Subjekt“ schlechthin (Nagl-Docekal/Vetter 1987, Frank 1988). Diese Entwicklung beginnt spätestens in den 50er Jahren des 20. Jahrhunderts, in Vorformen sicherlich früher. So zeigt Zima (1997), wie der Modernismus in der Literatur (1850 – 1950) bereits typische postmoderne Topoi wie Ambivalenz, Ambiguität und Indifferenz zum Gegenstand hat und dies durch eine Kritik an der klassischen Philosophie der Aufklärung (der „Moderne“), insbesondere durch Nietzsche flankiert wird. Beispiele sind Robert Musil und Marcel Proust, Hermann Hesse und André Gide. Die (postmoderne) Rede vom Tod des Subjekts ist dabei offenbar eine Nachbildung von Nietzsches Rede vom Tod Gottes (Bürger 1998, S. 14f.). 

Hierbei ist die historische Semantik des Subjektbegriffs aufschlussreich. Bis zum 18. Jahrhundert war das Subjekt das Unterworfene (subiacere = unterwerfen). Mit der klassischen deutschen Philosophie, vor allem mit Kant wird aus dem Unterworfenen das Tragende, der Motor der Entwicklung (Fuchs 2001). Genau diese Allmachtsvorstellung des Subjektgedankens wird in der Modernekritik bereits im 19. Jahrhundert angegangen und auch in den Künsten verarbeitet. Zima (2000, S. 183ff.) zeigt dies am Roman „Clockwork Orange“ von Anthony Burgess, bekannt auch durch die kongeniale Verfilmung von Stanley Kubrick. Die Hauptperson Alex ist Mitglied einer gewalttätigen Jugendgruppe, die brutal ein Ehepaar überfällt und die Frau vergewaltigt – ein Akt der (versuchten) Zerstörung von Integrität. Die Gruppe verrät Alex. In der anschließenden verhaltenstherapeutischen Therapie muss Alex ununterbrochen Akte brutalster Gewalt anschauen, begleitet von Musik von Beethoven. Kultur, so die Botschaft, hat zu tun mit Gewalt. Und auch Kunst auf ihrem (humanistischen) Höhepunkt ist in diese unheilige Liaison eingebunden. Die Therapie versucht, das destruktive Subjekt zu zerstören. Am Ende trifft Alex die Entscheidung, über Beruf und Ehe sich in die Gesellschaft zu integrieren. Das Beispiel ist instruktiv, weil mit Literatur, Musik und Film gleich drei Kulturbereiche involviert sind.

Die Bildende Kunst untersucht Hans Belting (1998). Er beschäftigt sich mit der Rolle des Werkes (und seinem Künstler-Produzenten): „Am Werk hing auch der verdächtige Anspruch des Künstlers, sich selber auszudrücken. In dieser Hinsicht war ein Künstler nur der Schauspieler des modernen Subjekts, dessen Autonomie selbst nach dem Ende des bürgerlichen Individualismus nur ungern preisgegeben wird. Die Kunst war daher nur ein Spiegel, in dem sich das Subjekt als autonom betrachten konnte.“ (ebd., S. 91). Der Künstler als Höhepunkt bürgerlicher Subjektivität – dies zeigt auch die Studie von Ruppert (1998). Die „Heiße Phase“ der Zerstörung dieser Idee in der Postmoderne datiert Belting auf die Zeit seit den 60er Jahren. Andy Warhol und seine Arbeiten sind hier beispielhaft für das Spiel mit Identitäten und die Zerstörung der Einmaligkeit und Aura des einzigartigen Kunstwerks. Nunmehr zerstören Künstler ihre Werke, produzieren erst gar keine mehr oder zitieren nur noch in einem Ausmaß, dass Urheberschaften völlig verdeckt werden. (Klotz 1994, Harrison/Wood 1998).

Was hat dies mit den globalen Entwicklungen in Gesellschaft und Kultur zu tun? 

Die aktuellen Gesellschaftsdiagnosen werden heute auch in weniger entwickelten Ländern zur Beschreibung ihrer Gesellschaft verwendet. Das bedeutet, dass offenbar Wandlungs- und Zerrüttungsprozesse wie Pluralisierung und Individualisierung auch dort auftauchen, wo sich eine industrielle Moderne noch gar nicht herausgebildet hat und sich auch nicht mehr herausbilden wird. Die „empirische Basis“ der (post-)modernen Gesellschafts- und Kulturentwicklung, nämlich reale Dezentrierungs- und Auflösungserscheinungen, liegt also auch hier vor. Es ist daher wenig verwunderlich, dass die oben angedeuteten Entwicklungstrends auch in den Künsten international auftauchen. Der Kunstdiskurs, die Verhandlung von Gesellschaft und Künsten in den Künsten selbst, ist ein globaler Diskurs. Dies ist bereits ein Erbe der Moderne, die auf allgemeine Werte, Prinzipien, Verfahren usw. setzte (Damus, 2000, S. 402ff). Hier knüpft der internationale Charakter der postmodernen Kunstentwicklung an, auch wenn sich nunmehr statt einer einzigen künstlerischen Weltsprache viele Ausformungen ausbreiten (Fuchs 2002 – documenta XI). 

Doch wahr ist auch dies: Es globalisiert sich auch der Kunstbetrieb als Teil einer globalen Kulturwirtschaft. Damus (2000, S. 404) spricht von der strukturellen Gewalt des (kapitalistischen) Kunstbetriebs, und er sieht kaum noch eine Chance, dass eine derart vermarktete Kunst eine Alternative zur Unterhaltung bieten könne: sie ist bloß noch Teil des globalisierten Kulturmarktes. Eine pessimistische Bewertung, die ich nicht in dieser Form teile. Auch ist die Rede vom Ende des Subjekts leiser geworden. Es gab sogar eine Explosion von Ich-Bezogenheit: ganz praktisch im Alltag, aber auch als Reflex in den Wissenschaften. „Ich-Jagd“ nennt der Soziologe Peter Gross (1999) seine diesbezüglichen Beobachtungen, und er spricht von einer „Icherwachungsbewegung“ als Dritter Moderne (ebd., S. 264). In der Philosophie hat die Individualethik, hat die Philosophie der Person (Sturma 1997) geradezu eine neue Konjunktur. Das Ich ist sich seiner selbst unsicher geworden, dies ist zweifellos richtig. Und es gilt auch hier Abschied zu nehmen von allzu weitreichenden Vorstellungen an Wirkungsmacht, Kohärenz und Geradlinigkeit. Die Komplexität der Globalisierung stellt neue Anforderungen an die Integrationsleistungen des Einzelnen. Wie diese heute aussehen können, war Gegenstand eines umfangreichen Forschungsprojekts unter der Leitung von Heiner Keupp. Die Antwort: Identitäten müssen heute konstruiert werden. Man spricht von einer ständigen Identitätsarbeit, und das Ergebnis ist nach wie vor Kohärenz. Freilich nicht so selbstverständlich wie früher, auch nicht im Sinne von widerspruchsfreier Einheitlichkeit und Stabilität, sondern als Prozess des Ausbalancierens und in engem Zusammenhang mit Vorstellungen des „Wir“, mit kollektiver Identität (Keupp 1999, S. 294ff.). Damit sind wir wieder bei einer entscheidenden Kulturfunktion angelangt, deren Relevanz umfassend und seriös in dem Projekt von Keupp und Mitarbeitern/innen nachgewiesen wird.

Durchaus vergleichbar mit dieser Entwicklung des Subjekt-Diskurses ist der Durchgang durch die Geschichte des Werk-Begriffs von Belting. Die Ambivalenz ist auch bei diesem Problem längst bei den Künstlern angekommen: Die Suche nach dem eigenen Werk, aber gleichzeitig die Angst davor: „Der Kampf um das Werk war zugleich ein Konzept, den das Künstlerische mit sich selbst führte. Der Künstler fürchtete sich davor, dass sich ein Selbstausdruck im Werk verdinglichte, und zog dennoch aus diesem Prozess die einzige Gewissheit, dass er überhaupt existierte.“ (Belting 1998, S. 486). So lebt das „Werk“ weiter: als unsichtbare Idee, aber auch als Rekonstruktion und Erinnerung des „Werkes“ in Film, Fotografie und Literatur. Das Werk macht sich selbst zum Gegenstand von Reflexivem – ganz so, wie Beck in seiner These von der „Zweiten Moderne“ diese als reflexive Moderne kennzeichnet. Damit setzt sich wiederum ein anthropologischer Tatbestand (Reflexivität auf Grund der exzentrischen Positionalität des Menschen; vgl. Fuchs 1999) als bewusste Gestaltungsstrategie auch in den Künsten durch. So viel ist klar: Der Werkbegriff der klassischen Moderne ist hinfällig geworden. Dieser bedeutet idealtypisch, dass ein „Künstler in einem privaten Raum seine individuelle Persönlichkeit in ein formvollendetes Kunstwerk entäußert, das, falls es Anerkennung findet, in einem öffentlichen Raum .. vom Publikum kontemplativ betrachtet werden kann.“ (Thies in Kleinmann/Schmücker 2001, S. 208). Dieser Werkbegriff wurde durch die Avantgarde gezielt zerstört, durch die Entwicklung der modernen Kunst in entscheidenden Dimensionen in Frage gestellt: Die Abkehr vom „Formvollendeten“ oder sogar vom Artefakt (ready mades), durch Montagetechniken, durch Unsichtbarmachen und schließlich durch Möglichkeiten der Digitalisierung (Rötzer 1991). Doch hat bereits im Jahre 1983 das Kolloquium Kunst und Philosophie (Oelmüller 1983) versucht, angesichts dieser Entwicklungen eine Neudefinition des Werkbegriffs zu formulieren. In jüngster Zeit scheint es in dieser Hinsicht nunmehr eine neue Dynamik zu geben. Es gibt heute in der philosophischen Ästhetik Versuche einer Neufassung des Kunstbegriffs, die sich an der aktuellen Kunstentwicklung orientieren. Die klassischen Bestimmungen von Kunst, „eine Sichtweise, Weltauffassung, ein Weltbild, Weltverhältnis, Weltweisen oder einfach Welten zu erstellen, zu reflektieren oder darzustellen“ (Hilmer in Kleinmann/Schmücker 2001, S. 88) werden überprüft und präzisiert in beiden Richtungen: In Richtung Subjekt über eine Auseinandersetzung mit „ästhetischer Erfahrung“ und in Richtung Objekt über eine Neubestimmung des Begriffs des „Kunstwerks“. Ästhetische Erfahrung ist dabei eine „kontemplative, auf einen bestimmten Wahrnehmungsgegenstand gerichtete Aufmerksamkeitskonzentration, die um der Gewahrung der Eigenheit dieses Gegenstands willen erfolgt.“ „Kunstwerke“ zeichnen sich dann durch ihre kunstästhetische Funktion aus, eine besondere ästhetische Erfahrung auszulösen, nämlich eine solche, „die in ein Verstehen einmünden kann und will“ (Schneider in Kleinmann/Schmücker 2001, S. 23f.; siehe auch Schmücker 1998). In diesem Diskurs löst man sich von dem neuzeitlichen Postulat einer autonomen (= funktionslosen) Kunst und respektiert, dass heute „Wesensbestimmungen“ von Kunst auch den Aspekt ihrer sozialen Konstitution berücksichtigen müssen: „Kunst“ ist eben auch das, was Fachleute dafür halten (Danto) oder – etwas anspruchsvoller –: „daß das Verständnis der jeweils zeitgenössischen Kunstproduktion nur aus der Analyse ihrer historisch-kulturellen Voraussetzungen zu gewinnen ist“ (Schmidt 1997, S. 13). Auf dieser Grundlage lässt sich dann ohne ideologische Begrenzungen über inner- und außerästhetische Funktionen und Wirkungen von Kunst nachdenken, auch um hierüber Erkenntnisse für eine Neufassung des Kunstbegriffs zu bekommen (Schmücker 1998.; vgl. auch Fuchs/Liebald 1995, S. 94 ff.)

Neben „Subjekt“ und „Werk“ ist es das Thema „Zeit“, das für die Künste, aber auch in einem weiten kulturellen Sinn von Belang ist. Eine der notwendigen Kulturfunktionen in einer Gesellschaft ist die Herstellung eines bewussten Verhältnisses zur Zeit. Auch Zeitvorstellungen unterliegen einem Wandel. Der vermutlich größte Wandel war der Übergang von einem zyklischen zu einem linearen Zeitbegriff im Übergang zur Moderne. Die zurückliegende Zeit als erkennbare Geschichte und die vor einem liegende Zeit als zu gestaltende Zukunft zu erkennen, waren weitere entscheidende Aspekte bei der Entstehung der Moderne. Beides, die Geschichte und die Zukunft, sind heute zum Problem geworden. Und eine Ursache für die Berechtigung der (postmodernen) Angriffe gegen den modernen Umgang mit Zeit und Zeitbewusstsein dürfte in der Gewaltförmigkeit liegen, mit der die Moderne sich immer wieder auch zeitlich selbst erfunden – und die Geschichte rückwirkend in dazu passende Epochenbeschreibungen zerlegt und hierzu „Große Erzählungen“ erfunden hat (vgl. Burke zur erzählerischen Konstruktion der „Renaissance“, J. Assmann zur Erfindung von „Ägypten“ und E. Said zur europäischen Konstruktion des Orients in Schröder/Breuninger 2001). Walter Grasskamp konstatiert demzufolge eine – gelegentlich pathologische – Übertreibung des Zeitbewusstseins in der Moderne und führt diese letztlich auf eine Enttäuschung darüber zurück, dass Kunst seit der Renaissance nie wieder so repräsentativ für die Gesellschaft gesehen werden konnte, wie zu dieser Zeit. Denn die Kunstwissenschaften lieferten allen anderen historischen Disziplinen letztlich die verschiedenen Epochenbeschreibungen (Merkur, Themenheft „Postmoderne“, Sept./Okt. 1998; vgl. auch Daniel 2002).

Die Geschichte ist also ein kulturelles und speziell ein künstlerisches Thema, insofern das kulturelle Gedächtnis als gegenwartsbezogene Konstruktion des Vergangenen in seiner Sinnstiftungsfunktion durchaus umstritten ist. In Deutschland ist es aktuell der Historikerstreit und speziell die Auseinandersetzung um ein Holocaust-Denkmal, an der diese Auseinandersetzung immer wieder entsteht. In kunsttheoretischer Hinsicht stellt sich hierbei etwa die Frage, inwieweit die Bildende Kunst (bei dem Holocaust-Denkmal) alleine die Kulturfunktion der Erinnerung trägt oder ob sie durch entsprechende diskursive Programme ergänzt werden müsste. 

Die Globalisierung könnte hierbei durchaus Verschiedenes bewirken: Es werden sehr viele und verschiedene kulturelle Umgangsweisen mit Zeit zugänglich, so dass man Anlass hat, den eigenen Zeitbegriff zu reflektieren. Und dies erscheint notwendig, da eine frühe Kritik an der Postmoderne die Zerstörung von Zeitbewusstsein war (Schmidt 1994). Dies wird jedoch nur dann möglich sein, wenn die Pluralität der Zeitvorstellungen nicht eingeebnet wird zu Gunsten einer einheitlichen Weltzeit, die sich womöglich an den großen Börsenplätzen orientiert.

Im Hinblick auf die (Gestaltung von) Zukunft stellt sich nicht bloß bei politischen und sozialen Utopien, sondern auch bei Fragen der Bewertung von Technik und Wissenschaft eine politische Gestaltungsaufgabe (z. B. bei der Informations- und Gentechnologie; vgl. das Themenheft des Merkur: Zukunft denken – Nach den Utopien“, Heft 9/10, Sept./Okt. 2001).

Im Hinblick auf die Globalisierung des Kunstbereichs ist bereits auf die Globalisierung des Kunstmarktes und die weltweite Vorbereitung der Medien (populäre Kultur) hingewiesen worden. Die documenta XI war im Bereich der Bildenden Kunst weltweit bislang das herausragendste Ereignis, Kunst aus der Dritten Welt zu ihrem Recht kommen zu lassen. Die Kritik hat allerdings ironisch darauf hingewiesen, dass der klassische documenta-XI-Künstler zwar in einem Land der Dritten Welt geboren wurde, heute jedoch in London, New York und Berlin lebt und arbeitet. Zum Teil – und dies gilt vor allem für die Literatur – ist es ein erzwungenes Exil (man denke etwa an Salman Rushdie). Die Anerkennung der Literatur aus Ländern der Dritten Welt ist dabei zwiespältig. Zum einen ist für einen Teil des Diskurses die Saul Bellow zugeschriebene Aussage typisch, Afrika habe bislang keinen Tolstoi hervorgebracht – und solange könne man auch nicht  einen entsprechenden Respekt erwarten. Andererseits gibt es bei der Verleihung der Literaturnobelpreise eine große Zahl an Preisträger/innen aus solchen Ländern. Diese Literatur ist allerdings oft sperrig für europäische Märkte, da sie den Europäern einen Spiegel vorhält, der nicht ihrem Selbstbild des Kulturellen und Zivilisatorischen entspricht. AutorInnen nehmen dabei sehr selbstkritisch die Situation und die Probleme ihrer Heimatländer ins Visier und thematisieren Ausbeutung, Unterdrückung, Gewalt, Korruption und – in den letzten Jahren – Aids.

Ich will es bei diesen kursorischen Bemerkungen bewenden lassen (vgl. Fuchs 2002 – Kunst)  und auf die je kunstspartenbezogenen Auseinandersetzungen mit aktuellen Entwicklungstrends hinweisen: Aus literaturwissenschaftlicher Sicht siehe Zima 1991, 1994, 1997; für Bildende Kunst, Architektur und Medien siehe Reck 1991, 1994; für Musik siehe Lachenmann 1996 oder die Arbeiten von C.-St. Mahnkopf, z. B. seinen Beitrag „Neue Musik am Beginn der zweiten Moderne.“ In: Merkur Heft 9/10, 1998. Im Theaterbereich hat Erika Fischer-Lichte ihre Arbeiten kulturwissenschaftlich ausgeweitet und ein umfangreiches Forschungsprojekt zur Theatralität und dem „performative turn“ gestartet. Gabriele Klein (1999) setzt ihre tanztheoretischen Studien (mit dem Umgang mit dem Körper im Mittelpunkt) konsequent in Untersuchungen der neuen Jugendkulturen des Techno fort. Im Mittelpunkt aller darstellenden Kunstformen steht dabei der Körper, dessen Wiederkehr man im Zuge der Postmoderne ebenso gefeiert hat wie den Abschied vom Subjekt (Kamper/Wulf 1982; vgl. insgesamt Wulf 1997). Interessant ist, dass es schon recht bald nach einer radikalen ersten Phase der Postmoderne, bei der die ästhetische Vernunft der theoretischen Vernunft als das bessere und andere der (theoretischen) Vernunft – vor allem bei den französischen Postmodernen Lyotard, Baudrillard und Derrida – gegenüber gestellt wurde, in der Philosophie zu Vermittlungsvorschlägen kam. Der vielleicht einflussreichste Vermittlungsvorschlag ist das Konzept der transversalen Vernunft von Wolfgang Welsch (1996). Diese fungiert als Moderations- und Vermittlungsinstanz, die die Beziehungen zwischen theoretischer, praktischer und ästhetischer Vernunft hervorhebt und die jede Bereichsvernunft zu ihrem Recht kommen lassen will (zum Zusammenhang von Ethik und Ästhetik siehe etwa auch Fuchs 2002 – Ethik).

Meine These ist auch hier: die anthropologische Bestimmung eines (spezialisierten) Handlungsfeldes Kunst/Ästhetik bleibt weiterhin erhalten (Frey 1994, Fuchs 1999, Schmidt 1997): Kunst und ästhetische Praxis leisten für den Einzelnen und die Gesellschaft auf spezifische Weise Aufgaben, die kein anderes Praxisfeld (wie z. B. Wirtschaft, Wissenschaft oder Technik) es leisten können. Man kann diese Aufgaben „Kulturfunktionen“ nennen. Allerdings ist die Art und Weise, wie sie das tun, nicht unabhängig von den Kontexten. Es werden dabei herkömmliche ästhetische Prinzipien in Frage gestellt – etwa die Problematisierung von Wahrnehmung und Wirklichkeitserfassung (Barck u.a. 1993; siehe umfassend das von K. Barck herausgegebene Historische Lexikon der Ästhetik). Doch bleibt es bei allen kunstimmanenten Revolutionen im Kern bei diesen anthropologisch bestimmbaren Aufgaben von Ästhetik/Kunst, wobei der Modus der Kunstentwicklung oft nicht bloß „Wandel“, sondern sogar Stil- und Tabubruch bzw. Infragestellung von Tradition ist. (Die Kunst- als Kulturfunktionen werden von vielen Kunsttheoretiker/innen und ÄsthetikerInnen diskutiert in Kleimann/Schmücker 2001).

Abbildung 4 fasst die Überlegungen der bisherigen Kapitel zusammen.
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7. Kulturpolitische Schlussfolgerungen

Man kann das „Kulturelle“ so weit fassen, dass Ökonomie, Soziales und Politik subsumiert werden. Dies war etwa Gegenstand des Grundsatzstreites in der amerikanischen Soziologie der 50er Jahre, der dann in Gemeinschaftsarbeiten von T. Parsons und A. L. Kroeber (als jeweiligen „Oberhäuptern“ der Sozial- und Kulturfraktion) mit dem Ziel einer „friedlichen Koexistenz“ beider Ansätze mündete (vgl. Tenbruck 1996, S. 14ff.). Mit der Konjunktur von „Kultur“ seit den 80er Jahren und dem „cultural turn“ in den verschiedenen Fachdisziplinen ist dieser – eigentlich nie völlig beruhigte – Streit erneut ausgebrochen. Dies ist durchaus relevant für die Kulturpolitik, da ein sehr weiter und scheinbar universell anwendbarer Kulturbegriff zu Allmachtphantasien verleitet: Wenn „Kultur“ das Ganze der menschlichen Existenz erfasst, dann müsste Kulturpolitik die umfassende Gestaltung dieser Existenz als Aufgabe haben. Dies klingt zwar einigermaßen abstrus, hat aber in den 80er und 90er Jahren durchaus Resonanz bei den kulturpolitischen Akteuren gefunden. Ich plädiere dagegen für eine Kulturpolitik der Bescheidenheit, die sich allerdings ihrer real vorhandenen Möglichkeiten versichert und diese nutzt. 

Im Abschnitt über neuere Theorien zur Gesellschaft wurden eine ganze Reihe von Konzeptionen benannt, bei denen ich davon ausgehe, dass sie sich auf einen real vorhandenen und empirisch prüfbaren Befund beziehen, auch wenn sich darüber streiten lässt, welche systematische Rolle der jeweilige Befund als „Motor“ gesellschaftlichen Wandels spielt.

Zentrale gesellschaftliche Probleme, die diese Gesellschaftsdiagnosen benennen und die sich auch für ein spezialisiertes Politikfeld Kulturpolitik stellen, sind u. a. die folgenden: Pluralisierung und Individualisierung, Migration, Desintegration, Ausgrenzung und Marginalisierung, Gewalt, Identitätsdiffusion. Alle gesellschaftlichen Teilbereiche wie etwa Wirtschaft und Politik sehen dies und reagieren entsprechend. Selbst in einer engen ökonomischen Sicht, wie sie etwa die OECD einnimmt, wird die soziale Situation interessant, weil man erkennt, dass das selbstgesetzte Ziel des ökonomischen Wachstums nur in einer funktionierenden Gesellschaft realisiert werden kann: Gewalt, Armut, Desintegration sind auch für die Wirtschaft keine günstigen Voraussetzungen, so dass sozialwissenschaftliche Konzepte wie das Konzept des „Sozialkapitals“ in den Blick genommen werden. Soziale Integration, die die Vielfalt von Werten und Lebensvorstellungen respektiert, ist daher eine Forderung aus den Gesellschaftsanalysen, die auch für die Kulturpolitik relevant ist.

Kulturpolitik kann aus diesem Einflussfeld Zielbestimmungen übernehmen. Sie sollte sein:
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eine Politik der Vielfalt,
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eine Politik der Vermittlung von Einzelnem und Kollektivem.

Dabei ist immer wieder die Gratwanderung zu berücksichtigen, dass Kulturpolitik kaum eines der großen Weltprobleme lösen kann. Doch sind oftmals diese Probleme kulturell verbrämt. Kulturpolitik könnte dann zeigen, inwiefern bestimmte Probleme (der Ausgrenzung, Armut, Migration etc.) eben keine kulturellen, sondern ökonomische und politische Probleme sind.

Kulturpolitik ist hier, wie in anderen noch zu nennenden Fällen, eine Diskurspolitik.

Aktuelle Kulturtheorien zeigen, dass der Modus des Kulturellen heute kulturelle Interferenz, also das Trans- oder Interkulturelle ist. Entgrenzung, Komplexität und Kontingenz sind Kennzeichen der aktuellen Gesellschafts- und Kulturentwicklung.

Daraus ergeben sich als Ziele für eine zeitgemäße Kulturpolitik
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Herstellung eines kulturellen Gedächtnisses, Kulturpolitik als Politik des Umgangs mit Zeit,
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Herstellung einer Kompetenz im Umgang mit Unsicherheit und Vielfalt,

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Bewusstheit für Möglichkeiten kultureller Ausgrenzung; Kulturpolitik der Anerkennung.

Insgesamt ist kulturelle Integration ein Thema für die Kulturpolitik, wenn man beachtet, dass kulturelle Integration gerade nicht Assimilation bedeutet, sondern als spezifische Form der Integration Vielfalt ausdrücklich zuläßt (Peter 1993).

Kulturpolitik kann die Vielzahl unterschiedlicher Lebensformen darzustellen helfen; sie kann zugleich Bewertungsmaßstäbe bereitstellen, die die unterschiedlichen Lebensformen beurteilen lassen.

Kulturfunktionen wie etwa

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Aufzeigen und Aushalten von Vielfalt,

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Selbstreflexion,

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Aushalten von Unordnung, Herstellung von Ordnungsideen,

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Kontingenz- und Komplexitätsbewältigung,

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Selbstbeschreibung,

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Bereitstellen von Identitätsangeboten

sind – so die Gesellschaftsanalysen – nach wie vor relevant und somit Aufgabe auch von Kulturpolitik.

Es ist hierbei jedoch zu beachten, dass das Kulturelle bzw. dass Kulturpolitik oft genug nicht die Lösung von Problemen, sondern das Problem selbst sind. Gerade der Diskurs des Postkolonialen zeigt, wie tief das Gefühl der Selbstverständlichkeit der eigenen Werthaltung und Lebensweise kulturelles, künstlerisches und politisches Handeln bestimmt. Die Kulturtheorie zeigt jedoch auch, dass dies bis zu einem gewissen Grad auch notwendig ist, da eine Bestimmung von „Kultur“ als das Selbstverständliche im Leben Sinn macht. Daher geht es um die Gratwanderung, diese Bestimmung ernst zu nehmen, ohne sie zu verabsolutieren. Gerade Kulturpolitik könnte dafür sorgen, dass gezeigt wird, dass in anderen Teilen der Welt – und auch in der eigenen Gesellschaft – sehr unterschiedliche Vorstellungen von „Normalität“ existieren. Eine besondere Sensibilität ist immer dann angebracht, wenn der eigene kulturelle Blick mit Imperialismus, Unterdrückung, Entwürdigung, Marginalisierung und (erneuter) Kolonialisierung verbunden ist. 

Insbesondere könnte Kulturpolitik zeigen helfen, wie groß der Anteil des Kulturellen bei gesellschaftlichen Problemen wirklich ist und wo das Kulturelle als Problem lediglich vorgeschoben wird, um ökonomische, politische und soziale Problemursachen zu überdecken. „Kultur“ funktioniert eben auch als subtiles Manipulations- und Herrschaftsinstrument. Kultur hat mit Macht zu tun. Und wo Machtfragen verharmlost werden, da wird Kultur zur „symbolischen Gewalt“ (Bourdieu).

„Kultur“ hat also einen eigentümlichen Doppelcharakter: als Eigenwert und als Darstellungsmittel für anderes.

Die Aufgaben sind also da. Doch gibt es auch die „Medien“, mit denen dies erreicht werden kann? „Medien“ kann hierbei zweierlei bedeuten: die Instrumente, mit denen inhaltlich die Kulturfunktionen realisiert werden könnten, und die politischen Mittel der Umsetzung. Bei den „Instrumenten“ will ich hier nur auf die Künste verweisen. Meine These war, dass bei allen neuen Wellen und Kunstrevolutionen die anthropologische Bedeutsamkeit von Kunst/Ästhetik erhalten bleibt. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass „Kunst“ jeweils historisch-konkret auftritt, also unter besonderen ökonomischen und politischen Rahmenbedingungen. Künste fördern nicht per se Ziele, wie sie ein normatives Verständnis von Kultur-(politik) formuliert (Fuchs 2002 – Ethik). Die alte Diskussion über Möglichkeiten einer politisch-ideologischen Indienstnahme bzw. über den Einfluss einer kapitalistischen Verwertungslogik auf die Künste wird fortgesetzt werden müssen. Die „Autonomie der Künste“ als politisches Ziel – und nicht als ontologische Beschreibung ihres „Wesens“ – ist daher unverändert relevant für die Kulturpolitik.

Im Hinblick auf die Anerkennung vielfältigster künstlerischer Traditionen hat es die Kulturpolitik im Grund leicht. Denn inzwischen gibt es prominente Würdigungen solcher Traditionen. Zu denken ist etwa an die letzte documenta (vgl. Fuchs 2002 – Kunst + Politik) und vor allem an die Literaturnobelpreise. Die Eigenständigkeit und Qualität der nichtwestlichen Literaturen ist inzwischen hinreichend nachgewiesen. Allerdings besteht durchaus die Gefahr der Diskriminierung. So wurde afrikanischer Kunst eine Beteiligung an einer deutschen Kunstmesse verwehrt, weil es sich bloß um „Kunsthandwerk“ handele. Ebenso gelten Tanz und Musik oftmals nur als „Ethnokunst“, die vielleicht besser im Völkerkundemuseum aufgehoben wären. Ethnisierung als Exotisierung ist ein probates kulturpolitische Mittel der Diskriminierung. Und die geheime Botschaft dieser Praxis ist die der kulturellen Hegemonie des westlichen Kunstbegriffs. 

Aus dem Abschnitt über Ökonomie sind ebenfalls kulturpolitische Schlussfolgerungen zu ziehen. Hier geht es um die Dominanz des Ökonomischen, um die Ausbreitung des Marktdenkens auf den Kulturbereich und um dessen weitgehende Kommerzialisierung. Nicht umsonst hat etwa die UNESCO-Weltkonferenz in Stockholm im Jahre 1998 festgestellt, dass Kulturwaren Waren eigener Art sind. Denn eine neoliberale Ideologie macht erst einmal keinen Unterschied zwischen den Handelsobjekten, so dass der Schutz von Kunstwerken und KünstlerInnen besonders erkämpft werden muss. Die ökonomische Globalisierung erfasst natürlich auch die Kulturwirtschaft. Möglicherweise sind – neben den Finanzmärkten – die Kulturmärkte sogar diejenigen Märkte, die am weitestgehendsten von Globalisierung betroffen sind. Globale Trends 2002 befassen sich im Abschnitt „Weltkulturen“ daher überwiegend mit dieser Frage. Dabei geht es nicht nur um die Kommerzialisierung von Kulturangeboten, sondern es geht auch um die schleichende Übernahme von Praktiken und Mustern des Marktes in der Kulturproduktion selbst. Die Unterschiede zwischen einer Zielgruppenorientierung bei der Entwicklung von Kulturangeboten und einem Marketing, das die Produktion „vom Markte aus steuert“, sind klein. Kulturpolitisches Ziel muss daher sein, Kultur weit gehend aus den internationalen Deregulierungabkommen der Wirtschaft heraus zu halten. 

Teil der Kulturpolitik ist die Medienpolitik. Gerade die Informationstechnologie als Basis der Medien ist geradezu ein Motor der Globalisierung. Damit ergeben sich jedoch neue Aufgaben, zum einen in Richtung Meinungsfreiheit, zum anderen im Hinblick auf Zugang zu Medien und Ausstattung. Vor dem Hintergrund der Überlegungen zu dem Kulturellen als Teil des Ideologischen in Abschnitt 5 wird man einsehen, dass all diese Fragen höchst relevant sind bei der Frage nach Möglichkeiten, Vorstellungen über die eigene Lebensweise zu gewinnen.

Doch wie funktioniert heute noch Politik im Kulturellen?

Offensichtlich muss auch die Kulturpolitik die Veränderungen der Funktionsweise des Politischen registrieren. Der Netzwerkgedanke – etwa verbunden mit Vorstellungen einer „Bürgergesellschaft“ – wird zunehmend relevant. Das bedeutet, dass andere Akteure mitspielen und neue Kooperationsformen zwischen Akteuren gesucht werden müssen. Insbesondere ändert sich die Rolle des Staates, insbesondere in Deutschland mit seiner starken etatistischen Tradition. „Steuerung“ funktioniert immer weniger top-down, immer seltener in einer Konzentration auf einen Staat, den man sich im Mittelpunkt des politischen Geschehens denkt. Das bedeutet, dass man mehr als bisher – neben Staat (Parlament und Exekutive) und Parteien – die politische Öffentlichkeit als Arena der unterschiedlichen Akteure ansprechen muss. Dies heißt aber auch, dass eine rationale Politik – „rational“ im Sinne einer Begründungsverpflichtung – eine Politik der Selbstvergewisserung über die eigene Wirksamkeit sein muss. Auf internationaler Ebene hat man dieses neue Verständnis von Politik und ihren Akteuren etwa dort angesetzt, wo in Delegationen zu Welt-Konferenzen Vertreter der „Zivilgesellschaft“ (also NGO’s) aufgenommen werden.

Wenn auch der Staat, in Deutschland also Bund und Länder, eine Bedeutungsverschiebung hinnehmen muss, so bleibt er doch weiterhin ein wichtiger Kristallisationspunkt des Politischen, bleibt als institutionalisierte Ordnung weiterhin Garant für innere und äußere Sicherheit. Dies gilt auch in der Kulturpolitik.

Man kann hier viele kollektive Akteure unterschieden: Staat, Kommune, Markt und 3. Sektor. Nach wie vor erwartet man (in Deutschland) vom Staat (unter Hinzuziehung der Kommunen) das Vorhalten von kulturellen Strukturen und die Sicherstellung einer Art „Grundversorgung“. Die öffentliche Kulturpolitik muss sich – anders als die Kulturwirtschaft und ihre Strategien – für die Wahrnehmung der Kulturfunktionen verantwortlich fühlen. Dies ist letztlich die Legitimation für das öffentliche Engagement einschließlich einer öffentlichen Kulturfinanzierung.

Die Herstellung geeigneter Rahmenbedingungen – insbesondere durch Gesetzgebung – bleibt Aufgabe des Staates: Staatliche Kulturpolitik ist entschieden kulturelle Struktur- und Ordnungspolitik. Mit Steuern steuert der Staat. Mit der Ausländersteuer für Künstler/innen wird deren Arbeit gefördert oder erschwert – mit gravierenden Folgen für interkulturelle Beziehungen. Strukturfragen sind also immer auch inhaltliche Kulturfragen. Der Staat wirkt also unmittelbar und mittelbar auf das kulturelle Leben ein. Er ist selbst Träger von Kultureinrichtungen, trifft inhaltliche Entscheidungen – etwa bei der Personalauswahl –, wirkt jedoch auch mittelbar über gesetzliche Regelungen (z. B. Urheberrecht, soziale Absicherung von Künstlern/innen, über Quotierungen bei Medien, Stiftungsrecht, Steuerrecht etc.). Der Nationalstaat ist insbesondere der Partner bei internationalen Regelungen (z. B. WTO, GATS), da hier kaum NGO’s Zugang haben.

Der Staat regelt das Ausbildungswesen (künstlerische Hochschulen) und hat die letztliche Verantwortung für die nachwachsende Generation über die Lehrpläne für künstlerische Fächer an den Schulen.

Man sieht, Kulturpolitik funktioniert heute anders als früher. Rahmenbedingungen haben sich verändert, Aufgaben sind ebenfalls einem Wandlungsprozess unterworfen. Kulturpolitik ist heute zwar weitaus mehr als staatliche Kulturpolitik, benötigt letztere jedoch nach wie vor. Kulturpolitik insgesamt ist solange unverzichtbar, wie man Möglichkeiten sieht, das Kulturelle (im engeren Sinne) in seinen Wirkungen auf die Gesellschaft als Gestaltungsaufgabe wahrzunehmen.

Die internationale Diskussion zeigt aber, dass „Gestaltung“ kaum mehr bedeuten kann, in linearen Ursache-Wirkungs-Folgen zu denken. Vielmehr ist das Konzept des Netzwerkes mit vielen Akteuren hochrelevant. Dieses Netzwerk trägt den Diskurs, in dem sich Hegemonien und Einflusszonen herausbilden.

Kulturpolitik als Diskurspolitik, als Politik zur Anregung von Diskursen über die Weise, wie wir leben wollen, hat sogar einen besonders wichtigen Platz in diesem Diskursfeld, da sie mit ihren Medien Einfluss auf Mentalitäten nehmen kann. Dies gilt insbesondere dort, wo sich Kulturpolitik auf eine normative Basis bezieht. So ist etwa Auswärtige Kulturpolitik – als „dritte Säule der Außenpolitik“ – Werten verpflichtet: Sicherung des Friedens, Konfliktverhinderung, Verwirklichung der Menschenrechte, Partnerschaftlichkeit der Zusammenarbeit, Armutsbekämpfung, Nachhaltigkeit des Wachstums, Teilhabe am wissenschaftlich-technologischen Fortschritt, Schutz der natürlichen Ressourcen (Konzeption 2000 des Auswärtigen Amtes).

Werte und Normen sind gemäß demokratischer Standards besonders begründungsbedürftig. Insbesondere erfordern sie eine besondere Konsequenz in ihrer Befolgung. Gerade im Hinblick auf Menschenrechte – die Konzeption einer Auswärtigen Kulturpolitik als Menschenrechtspolitik wurde in den letzten drei Jahren stark forciert – ist dann einzufordern, dass es keine Willkür bei der Auswahl von Staaten geben darf, bei denen Menschenrechtsverletzungen angeprangert werden. In den Berichten von amnesty international lässt sich nachlesen, dass es im eigenen Land, aber auch bei bewährten Partnern nicht unbedingt optimal mit der Umsetzung bestellt ist.

Das Subsystem „Kultur“ hat in der soziologischen Systemtheorie die Aufgabe des Sinndiskurses. Diese Aufgabe ist notwendig und mit den zur Verfügung stehenden Medien auch leistbar. „Sinn“ kann hierbei bedeuten: das je individuelle, aber auch gemeinsame „Projekt des guten Lebens“ zu definieren. „Lebenskunst“ haben wir dies in jüngster Zeit genannt, nämlich die Bestimmung dessen, was ein gutes, gelungenes und glückliches Leben ist. Vermutlich gibt es so viele derartige Bestimmungen, wie es Menschen gibt. Und jeder Einzelne wird möglicherweise seine Vorstellung im Laufe seines Lebens auch immer wieder ändern wollen.

Auf  Herder geht der plurale Kulturbegriff zurück.  Er hat gezeigt, dass es viele Kulturen im Sinne menschlicher Lebensweisen gibt. Kulturpolitik kann – national und international – zeigen, dass diese Pluralität je legitimer und begründeter Lebensformen, dass die Pluralität pluraler Symbolsysteme, mit denen sich die Menschen ihrer Lebenssituation und -pläne versichern, einen Reichtum darstellt, ein Beleg für die Vielfalt menschlicher Kreativität ist. Dies alleine ist eine grandiose zivilisatorische Aufgabe. 

Abb. 5: Kultur, Politik und Ökonomie
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Dialog zwischen den Kulturen – kulturtheoretische und -politische Anmerkungen

Überlegungen und Statements zur internationalen Abschlusskonferenz „Kulturpolitik als globale Aufgabe“ des UNO-Jahres „Dialog zwischen den Kulturen“ vom 16. – 18. 11. 2001 im Haus der Kulturen der Welt in Berlin

Das UNO-Jahr des „Dialogs zwischen den Kulturen“ – Vorbemerkung 

Die UNO spricht von ca. 10.000 Kulturen, die es weltweit gibt. Etwa 2000 solcher Kulturen sind geographisch fixierbar, d. h. sie sind an einen identifizierbaren Ort zu binden. Alleine die Tatsache, dass es nur etwa 200 Staaten weltweit gibt, zeigt, dass die Vorstellung homogener Kulturen, die sich praktisch an Staatengrenzen orientieren, völlig abstrus ist. Die Wirklichkeit jedes einzelnen Staates ist eine multikulturelle Wirklichkeit. Hierzu kommt, dass die Vorstellung einer homogenen Kultur in einer sozialen Gemeinschaft selbst von den Ethnologen kaum noch vertreten wird. Diesen ist nämlich letztlich der „weite Kulturbegriff“ zu verdanken, demzufolge Kultur die gesamte Lebensweise ist. Doch hatte dieser ethnologische Kulturbegriff immer den Geburtsfehler, auf kleine Gruppen von Menschen bezogen zu sein, bei denen die Vorstellung von Homogenität ebenso plausibel war wie die Annahme, dass es in diesen untersuchten Stämmen keine sonderliche Entwicklungsdynamik gibt. Inzwischen spricht sich herum, dass zwar die Weite des Kulturbegriffs, so wie die Ethnologen ihn benötigen, erhalten bleiben muss. Doch hat man weitestgehend Abschied genommen von der Vorstellung statischer und homogener Kulturen:

„Kultur“ ist ein Pluralitätsbegriff, und „Kultur“ ist dynamisch.

Eine Vielfalt von Kulturen ist also Charakteristikum jeder „entwickelten“ Gesellschaft, so dass sich ernsthaft niemand mehr diese Frage stellt. Wohl aber ergibt sich daraus das politische Gestaltungsproblem, wie mit dieser Vielfalt umzugehen ist. Vielfalt als Reichtum zu betrachten ist dabei ein konkret-utopisches Ziel. Doch auf dem Wege dahin sind Möglichkeiten zu entwickeln, kulturelle Konflikte auszuhalten und zu moderieren. „Dialog“ ist hierbei ein Grundprinzip, und dieser „Dialog“ meint nicht nur Dialog zwischen Staaten – dann würde man letztlich doch der falschen Vorstellung anhängen, diese Staaten mit nur einer einzigen Kultur identifizieren zu können. Dialoge müssen stattfinden zwischen den vielen Kulturen im selben Staat und natürlich über Staatengrenzen hinweg. Auf der 31. Generalversammlung der UNESCO am 2. 11. 2001 wurde dabei in Paris eine zukunftsweisende „Allgemeine Erklärung zur kulturellen Vielfalt“ verabschiedet, die wichtig genug ist, um in einzelnen Abschnitten hier zitiert zu werden. 

Zunächst zur Frage nach dem Kulturverständnis. So wird bekräftigt, „dass Kultur als Gesamtheit der unverwechselbaren geistigen, materiellen, intellektuellen und emotionalen Eigenschaften angesehen werden soll, die eine Gesellschaft oder eine soziale Gruppe kennzeichnen, und dass sie über Kunst und Literatur hinaus auch Lebensformen, Formen des Zusammenlebens, Wertesysteme, Traditionen und Überzeugungen umfasst.“

Kulturelle Vielfalt wird als „gemeinsames Erbe der Menschheit“ gesehen, ganz im Sinne von Herder, der als erster mit Nachdruck auf kulturelle Vielfalt als Reichtum menschlicher Möglichkeiten, sein Leben zu führen, hingewiesen hat.

Einen Schritt weiter von der Proklamation kultureller Vielfalt hin zu „kulturellem Pluralismus“ geht Artikel 2:

„In unseren zunehmend vielgestaltigen Gesellschaften ist es wichtig, eine harmonische Interaktion und die Bereitschaft zum Zusammenleben von Völkern und Gruppen mit sehr unterschiedlichen, pluralen und dynamischen kulturellen Identitäten sicher zu stellen. Nur eine Politik der Einbeziehung und Mitwirkung aller Bürger kann den sozialen Zusammenhalt, die Vitalität der Zivilgesellschaft und den Frieden sichern. Ein so definierter kultureller Pluralismus ist die politische Antwort auf die Realität kultureller Vielfalt. Untrennbar vom demokratischen Rahmen führt kultureller Pluralismus zum kulturellen Austausch und zur Entfaltung kreativer Kapazitäten, die das öffentliche Leben nachhaltig beeinflussen.“

Kulturelle Vielfalt ist also keine Feststellung eines (statischen) Zustandes, sondern zentrale Gestaltungsaufgabe einer lebendigen Demokratie.

Ein weiterer Abschnitt befasst sich mit der Verankerung von kultureller Vielfalt in den Menschenrechten. Ich komme später darauf zurück. 

Zum Abschluss des UNO-Jahres „Dialog zwischen den Kulturen“ fand im Haus der Kulturen der Welt in Berlin im November die offizielle Abschlussveranstaltung statt. Als Moderator des ersten Tages hatte ich u. a. in das Themenspektrum insgesamt einzuführen und Eingangsstatements zu den drei thematischen Schwerpunkten zu geben, nämlich:

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Zum Kulturbegriff der UNESCO (zusammen mit Lourdes Arizpe, langjährige UNESCO-Vize-Direktorin, und Jens Jessen, Feuilleton-Chef der ZEIT).
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Zum Thema kulturelle Rechte als Teil der Menschenrechte (mit Folarin Shyllon, Rechtswissenschaftler aus Nigeria, und Klaus Hüfner, Präsident der Deutschen UNESCO Kommission).
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Das Programm „Memory of the World“ (MOW) (zusammen mit Hermann Schäfer, Leiter des Hauses der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland, und Abdelaziz Abib, Leiter des MOW-Projektes der UNESCO in Paris).

Im folgenden gebe ich die vier Texte wieder, die in Diskussionen einführten und die sehr konkret an spezifischen Arbeitsschwerpunkten der UNESCO die Chancen und Schwierigkeiten eines „Dialogs zwischen Kulturen“ verdeutlichten.

1. Einführende Bemerkungen zum ersten Tag der Internationalen Fachtagung „Kulturpolitik als globale Aufgabe“

Das Jahr des „Dialogs zwischen den Kulturen“ findet statt in einer Zeit des Krieges. Man denkt hier sicherlich an den Krieg in Afghanistan, der insofern mit unserer Themenstellung zu tun hat, als viele Beobachter ihn mit der Huntigtonschen These vom „Clash of the Civilisations“ in Verbindung bringen. Ist also das Jahr mit dem schönen Motto schon gescheitert?

Viele werden sagen: Gerade nicht. Vielmehr ist es gerade dieser Krieg, der zeigt, wie notwendig Dialoge sind. Aber vielleicht ist diese Antwort ein wenig zu schnell gegeben. Lassen Sie mich die Frage noch ein wenig offen halten und einige weitere Antwortversuche zusammenstellen.

Das Jahr ist von der Deutschen  UNESCO-Kommission mit einer sehr guten Konzeption umgesetzt worden. Denn neben den – natürlich auch notwendigen – Texten, Resolutionen und Konferenzen hat man eine eindrucksvolle Sammlung praktischer Projekte durchgeführt und dokumentiert, in denen mit Mitteln der Künste ein Dialog zwischen Kulturen – national und international – erfolgreich gestaltet wurde. Diese Projektsammlung zeigt, wie auf ganz praktische Weise ein solcher Dialog stattfinden kann, und er zeigt, dass gerade Kulturpolitik und Kulturarbeit besondere Chancen haben, diesen Dialog zu führen. Denn die Sprache der Künste ist zwar nicht per se international. Diese Annahme, die man häufig im internationalen Austausch hört, verkennt, wie kontextgebunden auch die künstlerischen Ausdrucksformen letztlich sind. Aber sie zeigen, dass es neben der diskursiven Sprache weitere menschliche Ausdrucksmöglichkeiten gibt, in denen Kommunikation stattfinden kann. Und dass in diesen Projekten sehr viele Projekte aus meinem eigenen hauptberuflichen Arbeitsfeld, nämlich der kulturellen Bildungsarbeit, stammen, freut mich erst recht. Meine eigene Einrichtung, die Akademie Remscheid, ist etwa mit einem Projekt vertreten, bei dem jährlich Jugendliche mit Behinderung aus sehr verschiedenen Ländern für eine Woche zusammen mit ihren Betreuern künstlerisch-kreativ arbeiten. Es gibt hier also einen mehrfachen kulturellen Dialog: zwischen Nationalitäten, zwischen unterschiedlichen künstlerischen Ausdrucksformen, zwischen Generationen und zwischen Menschen mit und ohne Behinderung.

Ich habe eingangs erwähnt, dass dieses UNO-Jahr in einem Jahr des Krieges stattfindet. An dieser Stelle muss ich daran erinnern, dass dies leider überhaupt nichts besonderes ist. Es hat vielmehr bislang noch keine einzige UNESCO-Konferenz gegeben ohne einen Krieg auf der Welt. Das Stockholmer Institut für Friedensforschung SIPRI schätzt, dass es alleine zwischen 1989 und 1997 103 bewaffnete Konflikte gegeben hat, im Jahre 1999 etwa 27 größere Konflikte. Es gab immerhin 6 Kriege seit Vietnam, an denen mindestens eine Großmacht beteiligt war: der chinesisch-russische Krieg 1969, der chinesisch-vietnamesische Krieg 1979/89, der Falklandkrieg 1982, der Golfkrieg 1990/91 und schließlich der Kosovo-Krieg 1999. Wäre die Tatsache, dass es Kriege gibt, ein eindeutiges Misserfolgskriterium, dann wäre in diesen Jahren keine einzige internationale Konferenz erfolgreich gewesen, in der es um Frieden, Armut, Ökologie, kulturellen Dialog oder Ähnliches gegangen wäre.

Huntington hat seinen Bestseller als Antwort auf einen anderen Bestseller geschrieben, nämlich auf das Buch „Das Ende der Geschichte“ seines Kollegen Fukuyama. Dieser behauptet, dass mit dem Ende des großen Ost-West-Konfliktes sich eine einzige Regierungs- und Wirtschaftsform so eindeutig durchgesetzt hätte, dass es nunmehr im weiteren Verlauf der Geschichte nur mehr um deren Weiterentwicklung ginge. Huntington negierte diese These und sprach – durchaus in Übernahme der problematischen Kulturkreistheorie, die etwa von Arnold Spengler genutzt und ausgebaut worden ist – davon, dass der neue Konflikt nunmehr zwischen religiös definierten Kulturkreisen und hierbei insbesondere zwischen Islam und Christentum entbrennen wird. Eine solch strenge kulturalistische Deutung von Prozessen ist zwar in den letzten Jahren in vielen Fachdisziplinen und deren jeweiligen „cultural turn“ Mode geworden, doch sind solche Erklärungsmuster arg einseitig und übersehen einige weitere Ursachen. Richtig ist sicherlich, dass Kriege immer auch eine kulturelle Dimension haben. Oft genug geht es um Fragen der Anerkennung, um Fragen kultureller Identitäten und ihrer Unterdrückung. Doch geht es eben auch um ökonomische, soziale und politische Fragen, die lediglich kulturell überlagert sind. Man muss daher in aller Schärfe feststellen: Wer die kulturelle Dimension solcher Konflikte verabsolutiert, versucht, andere wirksame Ursachenbündel zu unterdrücken und leistet letztlich einer Ideologisierung Vorschub. Eines ist jedoch festzuhalten: Krieg ist die ultima ratio menschlichen Handelns, bedeutet also das Ende jeder Politik. Damit ist Krieg auch das Ende von Kulturpolitik.

Damit sind wir bei der Frage angelangt, was Kulturpolitik, von der bei dieser Tagung die Rede ist, überhaupt leisten kann:
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Kultur und damit Kulturpolitik können kaum Arbeitsplätze schaffen, Wohnungen besorgen, für Essen und Trinken verantwortlich sein.
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Kultur und damit Kulturpolitik können keinen Ersatz für fehlende Bürgerrechte, für Ausschluss von der politischen (Mit-)Steuerung des Gemeinwesens sein. Und selbst wenn man die Möglichkeiten von Kulturpolitik sehr optimistisch einschätzt, so muss man realistisch die zu Verfügung stehenden Ressourcen betrachten, die die Staaten oder Staatengemeinschaften wie die EU zur Verfügung stellen. Wir haben hier eine enge Gemeinsamkeit mit der Entwicklungspolitik, bei der ebenfalls immer wieder von Regierungen und Parlamenten bestimmte Mindestprozentsätze am Bruttosozialprodukt angegeben werden, die für diese Zwecke zu verausgaben sind – und die fast niemals von den selben Regierungen und Parlamenten eingehalten werden. 

Nun mag diese Erinnerung an die begrenzten Möglichkeiten von Kulturpolitik als depressiv für eine Tagung zur Kulturpolitik erscheinen, so dass es notwendig ist, zu erläutern, wieso trotz dieser Ernüchterung dieses Politikfeld eine große Bedeutung hat. Dies hat mit den zentralen Begriffen zu tun, die auch in der kulturpolitischen Programmatik der UNESCO eine wichtige Rolle spielen.
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Da ist zunächst einmal der Begriff der kulturellen Identität, der spätestens seit der Mexiko-Konferenz zur Kulturpolitik im Jahre 1982 im Mittelpunkt steht. „Kulturelle Identität“ bezieht sich dabei sowohl auf den einzelnen Menschen als auch auf Menschengruppen. Er gehört zu dem Kern dessen, was das Leben der betroffenen Menschen sinnhaft macht.
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Er ist eng verbunden mit dem Begriff der Anerkennung, der geradezu eine Karriere in der politischen und Sozial-Philosophie der letzten Jahre gemacht hat. Ich erinnere nur an die beiden Philosophen Charles Taylor und Jürgen Habermas. Anerkennung meint dabei die Anerkennung des einzelnen Menschen durch andere. Dies macht letztlich seine „Würde“ aus, so wie sie in Artikel 1 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte formuliert wird: Der Mensch ist kein Atom, sondern ein soziales und politisches Wesen. Er entfaltet seine individuelle Persönlichkeit immer in einem sozialen und kulturellen Kontext.
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Ein weiterer Begriff, der seit Mexiko auch in der Kulturpolitik – und für den wiederum Kulturpolitik – wichtig geworden ist, ist der Begriff der Entwicklung. Auch hierbei geht es sowohl um den Einzelnen als auch um die Gemeinschaft. Die wichtigste programmatische Aussage der letzten Jahre – vielfältig argumentativ gestützt durch den Bericht „Our Creative Diversity“, der unter der Leitung von Perez de Cuellar erstellt wurde – ist die Forderung nach der Berücksichtigung der kulturellen Dimension bei jeglicher Entwicklung(shilfe). Ökonomisches Wachstum, so die zentrale Erkenntnis, ohne Kultur ist Wachstum ohne Seele.

Aus diesem Grund ist nur zu begrüßen, dass das Politische, das Soziale, das Ökonomische und das Kulturelle inzwischen zunehmend als Einheit gesehen werden – was sich auf der Ebene der operativen Politik in der immer häufigeren Zusammenarbeit von UNESCO, UNDP (United Nations Development Programme) und Weltbank zeigt. So war ein viel beachteter Vortrag bei der Stockholm-Konferenz zur Kulturpolitik im Jahre 1998 der Vortrag des Vize-Präsidenten der Weltbank, der damals eine Unterstützung seiner Institution bei Kulturprojekten in Aussicht gestellt hat.

Als konzeptionelle und theoretische Grundlage einer solchen Zusammenarbeit scheint mir insbesondere das Werk des Wirtschaftsnobelpreisträgers und Wohlfahrtsökonomen Armatya Sen geeignet zu sein, der im ersten Weltkulturbericht der UNESCO mit einem Beitrag über „asiatische Werte“ vertreten war. Drei Aspekte machen aus meiner Sicht dieses Werk bedeutsam für eine integrierte Entwicklungs-, Kultur- und Sozialpolitik:

Zusammen mit der amerikanischen Philosophin und Altphilologin Martha Nussbaum hat er im UNO-Institut für Entwicklungspolitik in Helsinki an anthropologischen Fragen gearbeitet. Es ging um die Entwicklung einer Vorstellung vom Menschen, die eine rationale Orientierung für die Verteilung von Hilfsgütern sein kann. Denn nur dann, wenn deutlich wird, welches notwendig zu befriedigende Bedürfnisse des Menschen sind, kann eine rationale Verteilung vorgenommen werden. Diese theoretischen Reflexionen zur Anthropologie, die zudem sehr stark von dem Bemühen getragen sind, kulturübergreifend Gültigkeit beanspruchen zu können, sind auch eine gute theoretische Basis für die Kulturpolitik.

Ein zweiter Aspekt des Werkes von Sen betrifft den Zusammenhang von Freiheit und Lebensqualität. Es sind Ressourcen notwendig, wenn Leben als menschliches Leben geführt werden soll. Freiheit ist dabei eine zentrale Voraussetzung dafür, dass diese Ressourcen bereitgestellt werden, dass Menschen ihr Menschenrecht auf Leben in einer angemessenen Lebensqualität einfordern und politisch umsetzen. Und natürlich gehören zu diesen Ressourcen auch kulturelle Ressourcen.

Und schließlich betont der Ökonom Sen die Begrenztheit des Instruments des Marktes. Der Markt kann viele schwierige Verteilungsprobleme lösen. Dies ist unstrittig. Es gibt jedoch Prozesse (im Sozialen und Kulturellen), die bewusst gestaltet werden müssen, die daher in die Zuständigkeit von Politik gehören. 

Hier sehe ich sehr brauchbare theoretische und konzeptionelle Grundlagen für eine realistische Kulturpolitik, die die kulturelle Dimension im Zusammenhang mit Politik und Wirtschaft respektiert und einen eigenständigen Beitrag zur Lösung anstehender Probleme leisten kann.

Damit bin ich bei den Instrumenten, die der UNESCO als Weltorganisation zur Verfügung stehen und die in den folgenden drei Diskussionsrunden vorgestellt werden:
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Es geht um das Konzept von Kultur, das der Politik der UNESCO zugrundeliegt, und es ist vielleicht kein Zufall, dass dies von einer renommierten Sozialanthropologie (Lourdes Arizpe) präsentiert wird.

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Es geht um weltweit gültige Normen und Werte, so wie sie in den Menschenrechtskatalogen kodifiziert sind.

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Es geht schließlich darum, wie die UNESCO das Weltkulturerbe definiert und sichert – und damit auf ganz praktische Weise zeigt, wie sie mit kultureller Identität, mit dem Reichtum der Kulturen umgeht.

2. Zum Kulturbegriff der UNESCO

Es wird vielleicht überraschen, dass eine politische Tagung, für die es genügend aktuelle Themen zu diskutieren gäbe, ausgerechnet mit einer Konzept- oder sogar Theoriediskussion beginnt. Doch hat dies gerade im Kontext der UNO eine lange Tradition. Dies liegt nicht unbedingt daran, dass man Theoriearbeit als vordringlichste politische Aufgabe gesehen hätte. Vielmehr hat sich von Anfang an gezeigt, dass es nicht möglich ist, sich der Hauptaufgabe der Friedenssicherung zu widmen, wenn die verwendeten Begriffe unklar, vieldeutig oder umstritten sind. Die Diskussion über das Verständnis von Kultur steht dabei geradezu am Anfang der Tätigkeit der Vereinten Nationen. Denn immerhin wurde es als zivilisatorische Errungenschaft gewürdigt, dass sich die Menschheit allmählich die beinahe 200 Jahre alte Erkenntnis zu eigen machte, dass es sehr unterschiedliche Wege gibt, sein Leben menschlich zu leben: Vielfalt ist ein Charakteristikum menschlichen Lebens. Und diese Vielfalt drückt sich in Unterschieden aus. Dies zu akzeptieren war gerade nach dem zweiten Weltkrieg besonders wichtig, denn immerhin hat man gerade in einer weltweiten Anstrengung ein Regime beseitigt, das genau diese Vielfalt und die Verschiedenheit der Lebensweisen nicht akzeptieren wollte. Es waren in erster Linie die Sozial- und Kulturanthropologen, die diesen Pluralitätsgedanken vertraten. In einer Studie für die UNESCO Anfang der 50er Jahre hat der bis heute im „brain-trust“ der UNESCO wichtige französische Anthropologe Claude Levy-Strauss herausgearbeitet, wie sehr eine Negation von Vielfalt mit einer ethnozentristischen Sichtweise verbunden ist, wie groß die Gefahr ist, dass bei einer westlichen Sichtweise auf Kultur mit ihrer Konzentration auf „Fortschritt“ leicht aus Ethnozentrismus Rassismus werden kann: „Dass es notwendig ist, in einer von Monotonie und Uniformität bedrohten Welt die Verschiedenheit der Kulturen zu erhalten, ist gewiss den internationalen Institutionen nicht entgangen. Sie begreifen auch, dass es dazu nicht genügt, lokale Traditionen zu hätscheln und vergangenen Zeiten noch eine Frist zu gewähren. Das Faktum der Verschiedenheit ist zu erhalten, nicht der historische Inhalt, den jede Epoche ihm gegeben hat.“ (Levy-Strauss in Konersmann 1996, S. 221).

Vor diesem Hintergrund ist es vielleicht kein Wunder mehr, dass der amerikanische Anthropologe Herkovits im Auftrag der Amerikanischen Anthropologischen Gesellschaft am VorAbend der Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte deren Verabschiedung in letzter Minute durch einen kräftigen Hinweis darauf verhindern wollte, dass hier ein kultureller Universalismus jegliche kulturelle Vielfalt in Gefahr brächte. 

Die Diskussion über den Kulturbegriff war daher gerade in der UNESCO nicht zur Ruhe gekommen. Und natürlich hat insbesondere der „weite Kulturbegriff“ der Mexiko-Konferenz 1982 Furore gemacht, der die geistigen, materiellen, intellektuellen und emotionalen Aspekte von Gesellschaften und Gruppen erfasst, der ein klares Bekenntnis zur kulturellen Vielfalt formuliert, der Freiheit und Emanzipation als Ziele der Kulturpolitik formuliert: „Kultur“ ist Kunst und alltägliche Lebensweise. 

Damit werden zwei Thesen plausibel:

Zu jedem Begriff von Kultur gehört ein spezifisches Verständnis von Kulturpolitik.

Der Wandel von Kulturbegriffen muss daher einhergehen mit einem Wandel kulturpolitischer Konzeptionen.

Gerade aus deutscher Sicht kann man die Konzeptdiskussion der UNESCO (und des Europa-Rates) gar nicht überschätzen. Denn der „weite Kulturbegriff“ hat erst eine gestaltende Kulturpolitik ermöglicht, so wie sie in den siebziger Jahren entwickelt und praktiziert wurde.

Daher war es für mich – nach der zweiten Weltkonferenz 1982 in Mexiko – die spannendste Frage bei der dritten Weltkonferenz zur Kulturpolitik 1998 in Stockholm, ob dieser weite Kulturbegriff erhalten bleibt.

Selbstverständlich war dies aus meiner Sicht nicht. Denn die 90er Jahre brachten weltweit eine unglaubliche Ökonomisierung der Kultur und der Kulturpolitik mit sich. Und diese ökonomische Betrachtungsweise von Kultur ist sehr viel mehr kompatibel mit einer Konzentration auf künstlerisch-ästhetische Highlights, die sich gut vermarkten lassen, als mit einem Verständnis von Kultur als Lebensweise.

Eine weitere These lautet:

Der Kulturbegriff der UNESCO ist ein Spiegel der Menschenrechtsdiskussion. Dies wird man insbesondere in der zweiten Diskussionsrunde sehen können, bei der es um die Einbeziehung kultureller Rechte in den Katalog der Menschenrechte geht, so dass man formulieren kann:

Kulturpolitik ist Menschenrechtspolitik.

Dies gilt jedoch auch in einer negativen Perspektive. Denn „Kultur“ mit ihrer Verständnisweise von Vielfalt scheint die genuine Sachwalterin des Partikularismus zu sein und gerät von daher in ein grundsätzliches Spannungsverhältnis zum Universalismus der Menschenrechte.

Ein weiterer langjähriger Vorwurf an den Kulturbegriff der UNESCO bestand darin, dass er für zu harmonisch gehalten wurde, zu sehr orientiert ist an Kohärenz und Einheitlichkeit.

Dies scheint sich nunmehr grundlegend geändert zu haben. Denn der (inzwischen) zweite Weltkulturbericht steht unter dem Motto „Kulturelle Vielfalt, Konflikt und Pluralismus“. Und genau dies ist der Titel des Vortrages von Lourdes Arizpe, die die wissenschaftliche Leiterin dieses zweiten Weltkulturberichts war.

3. Kulturelle Rechte als Teil der Menschenrechte

Wer sich nicht ständig mit der Frage der Menschenrechte beschäftigt, wird möglicherweise das Thema dieses Diskussionsblockes nicht verstehen. Denn auch bei einem oberflächlichen Blick in die 30 Artikel der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ finden sich bereits eine ganze Anzahl von Artikeln, die wir zu den kulturellen Rechten zählen können: Religionsfreiheit (Art. 18), Meinungsfreiheit (Art. 19), Recht auf Bildung (Art. 26) und natürlich Artikel 27: Recht auf Teilnahme am kulturellen Leben der Gemeinschaft sowie eine grundsätzliche Regelung des Urheberrechts.

Die Verwirrung wird sich steigern, wenn man die aktuellsten Vorschläge betrachtet, eine Deklaration oder sogar eine Charta kultureller Rechte zu formulieren. Eine solche Initiative gibt es seit Jahren am Institut für die Theorie der Menschenrechte an der Universität Fribourg (Schweiz), die so genannte „Groupe de Fribourg“, die im Auftrag der UNESCO und des Europa-Rates eine „Declaration on Cultural Rights“ entwickeln sollen. Auf der Basis bestehender Erklärungen und Pakte (siehe unten) werden nach einem Artikel mit Definitionen („Culture“, „Cultural Identity“, „Cultural Community“) acht inhaltliche Artikel und ein Umsetzungsartikel (Art. 10) formuliert, die folgende Überschriften tragen: fundamental principles, cultural identity and heritage, identification with cultural community, participation in cultural life, education and training, information, participation in cultural policy. Die Inhalte dieser Artikel paraphrasieren z. T. die genannten Artikel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, z. T. werden diese jedoch wörtlich wiederholt. Wozu also der Aufwand? Und wo steckt das Problem?

Der Aufwand ist notwendig, da es völkerrechtlich unterschiedlich weit reichende Dokumente gibt: Es gibt Erklärungen wie die eingangs zitierte Resolution der Generalversammlung als eher schwacher Form eines Einigungspapiers, und es gibt die starke Form eines Paktes, der nach seiner Verabschiedung durch die Vollversammlung von jedem einzelnen Land, das beitreten will, ratifiziert werden muss. Zu letzterem gehört etwa die UNO-Kinder-rechtskonvention, die für die jungen Menschen auch weitreichende verbindliche Festschreibungen kultureller Rechte enthält. Das generelle Problem mit den Menschenrechten insgesamt und speziell mit ihrer weitergehenden Ausformulierung und Ausdifferenzierung besteht in mehreren Punkten:
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Ein erster Einwand betrifft die Gefahr der Inflationierung solcher Kataloge. Wieso soll man immer weitere Menschrechte festschreiben, wo es doch sehr viel wichtiger wäre, den bislang bereits akzeptierten Rechten zur Durchsetzung zu verhelfen?
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Ein zweiter Kritikpunkt hängt mit dieser Frage zusammen: Wenn man Rechte proklamiert, so macht dies nur dann Sinn, wenn es einen Adressaten gibt, bei dem man sie einklagen kann. Schön wäre es außerdem, wenn es eine Macht gäbe, die diese Anspruchsrechte bei den Adressaten auch durchsetzen könnte.
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Ein dritter Punkt ist eher philosophischer Natur und fragt nach der Begründung der Menschenrechte. Denn bereits bei den ersten Formulierungen, der Virginian Bill of Rights oder der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte im Zuge der Französischen Revolution, hat man eine naturrechtliche Begründung vorgenommen: Die Würde des Menschen ist unhinterfragbar angeborenes Recht eines jeden menschlichen Lebewesens. Müßte man nicht vielmehr, so eine Nachfrage, zuerst eine Einigung über eine globale Ethik haben, die dann ein moralphilosophisches Fundament für Menschenrechtserklärungen sein könnte?

All diese Fragen werden sicherlich noch weiter diskutiert werden. Ich will hier zum besseren Verständnis der folgenden Beiträge einige Erläuterungen zur Genese und Struktur der Menschenrechte anfügen.

Man spricht heute von drei Generationen von Menschenrechten.

Die erste Generation betrifft die Freiheitsrechte des Menschen: Der Mensch hat eine angeborene „Würde“ und ist – auch ohne eigene Leistung, einfach durch seine Zugehörigkeit zur Gattung Mensch – Träger von Rechten. Diese Rechte sind zunächst einmal Abwehrrechte gegen den Staat: Es geht um die Freiheit der Person, eine Traditionslinie, zu der etwa die Magna Charta liberatum oder der Habeas Corpus Act gehören, die die Verfügung des Staates über seine Bürger einengen. Zu diesem Katalog gehören etwa auch die Religions- und Meinungsfreiheit. Obwohl diese Rechte sehr lange Traditionen haben, bereiten sie bis in die jüngste Zeit Schwierigkeiten. Dies gilt nicht nur für einige islamische Staaten. Sondern auch die christlichen Kirchen haben bis in die jüngste Vergangenheit erhebliche Akzeptanzprobleme mit den Menschenrechten. So hat die katholische Kirche erst bei dem zweiten Vatikanischen Konzil, also in den dreißiger Jahren des 20. Jahrhunderts, ihren Frieden damit gemacht.

Die zweite Generation der Menschenrechte, die – wie gesehen – auch schon in der Allgemeinen Erklärung angelegt war, betrifft zum einen die politischen und Bürgerrechte (die sich also etwa auf politische Partizipation beziehen), zum anderen die ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechte.

Beide wurden in zwei „Pakten“ 1966 verabschiedet und 1976 in Kraft gesetzt, nachdem eine bestimmte Anzahl von Ländern formell beigetreten sind. Man hat es bereits als Sieg der Skeptiker gewertet, dass man das Bündel der Rechte wie beschrieben in zwei Pakte geordnet hat. Denn es handelt sich um zwei Typen von Regelungen: Die politischen und Bürgerrechte müssen vom Staat gewährt werden, haben etwas mit der demokratischen Verfassung der Staaten zu tun, machen aber ansonsten keine Umverteilung erforderlich. Die ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechte dagegen fordern einen materiellen Mindeststandard und setzen den Staat in die Pflicht, in die Einkommens- und Vermögensverteilung der Bevölkerung einzugreifen. Es sind also keine Abwehrrechte mehr, sondern es sind Anspruchsrechte gegenüber dem Staat.

Noch schwieriger wird es bei der so genannten 3. Generation. Diese sind in der Wiener Erklärung von 1993 festgeschrieben und betreffen v. a. das Recht auf Entwicklung. Zudem wurde in Wien die Unteilbarkeit der Menschenrechte festgeschrieben. Menschenrechte sind
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beziehen sich aufeinander
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bilden gemeinsam einen Sinnzusammenhang.

172 Staaten haben dies so beschlossen, und es liegt auf der Hand, dass dies die bislang stärkste Formulierung gegenüber all jenen ist, die unter Bezugnahme auf ihren eigenen kulturellen Entwicklungsweg das eine oder andere Recht gerne eingeschränkt hätten.

Wie steht es nun mit der Umsetzung des Paktes zu den ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechten?

Man spricht bei diesem Pakt von dem „Aschenputtel der Menschenrechte“, da sie am wenigsten weit entwickelt sind. Auch auf der Weltkulturkonferenz in Stockholm 1998 hat man nicht beschlossen, etwa den Freiburger Entwurf zu unterstützen, sondern sehr viel harmloser eine Zusammenstellung aller kulturellen Rechte, so weit sie in bereits existierenden Pakten angesprochen sind, zusammenzustellen. Auch die Grundrechtecharta der Europäischen Union, auf die sich die Regierungschefs letztes Jahr geeinigt haben, enthält den Kulturaspekt nur am Rande – und auch dies erst nach entsprechenden Interventionen der Verbände.

Die beiden Referate in diesem Block werden sich mit der Menschenrechtsfrage speziell aus einer afrikanischen Sicht sowie mit den Regularien befassen, wie ihre Umsetzung geprüft bzw. sogar eingeklagt werden kann.

4. Memory of the World

Die Wahrung des Kulturerbes ist eine der genuinen Aufgaben der  UNESCO. Dahinter steckt – neben der politischen Dimension, dass Kulturerbe-Politik Teil einer Politik der Anerkennung von Kulturen und ihren Traditionen ist – die philosophische Einsicht, dass der Mensch als einziges Wesen eine Geschichte hat, bewusst mit Zeit umgehen kann. Dies gilt zudem in beiden Richtungen, der Vergangenheit und der Zukunft. Denn: Wer keine Vergangenheit hat, hat auch keine Zukunft. Dies gilt für Völker und Gemeinschaften, dies gilt aber auch für den Einzelnen. Dieses bewusste Verhältnis zu sich und seiner Geschichte gehört wesentlich zu dem, was man im deutschen Sprachgebrauch „Bildung“ nennt. Eine Vergewisserung in der Zeit, eine Bewertung der Gegenwart vor dem Hintergrund der Vergangenheit und der Perspektive der Zukunft: dies ist entschieden Element der eigenen kulturellen Identität. Geschichte ist also ein Politikum. Sie alle kennen den Roman von George Orwell: 1984. Die Hauptfigur dieses Romans arbeitet in dem „Ministerium der Wahrheit“. Und dieses hat die Aufgabe, die geschriebene Geschichte ständig an die aktuelle politische Lage anzupassen.

Geschichte ist insbesondere dort politisch, wo man historische Legitimationen für einen Krieg sucht. Man kann sicherlich leicht die These aufstellen, dass bei jedem Krieg jede kriegsführende Partei historische Argumente für sich in Anspruch nimmt.

Die UNESCO setzt sich mit diesem Problem eines kulturellen Gedächtnisses immer schon auseinander. Am bekanntesten dürfte das Programm „Weltkulturerbe“ sein. Zur Zeit gibt es eine Liste von 690 Welterbestätten, und das Problem besteht hierbei in dem Umfang dieser Liste. Dieses Problem wird sicherlich auch dadurch nicht kleiner, dass man nunmehr auch Naturerbestätten mit einbezieht.

Ein neues Erbeprogramm ist die Sicherung des oralen und immateriellen Kulturerbes. Dazu wird es morgen einen Beitrag von Georges Condomines geben.

Seit 1992 gibt es als weiteres Programm „Memory of the World“. Hierbei geht es um die Sicherung des dokumentarischen Erbes der Menschheit. Um eine Vorstellung zu bekommen, was dies sein könnte, hier einige Beispiele: die Dokumente des Wiener Kongresses, die Archive des Warschauer Ghettos, den Azteken-Codex in Mexiko etc. Deutschland hat vorgeschlagen: Beethovens 9. Symphonie, Fritz Langs Film „Metropolis“, Konrad Zuses “Patentanmeldung für eine Rechenvorrichtung“ und Goethes Nachlass.

Es gibt zumindest drei Probleme im Kontext dieses neuen Programms:

So einfach ist die Frage nicht, wie Erinnerung und Wahrnehmung funktioniert. Insbesondere die neue philosophische Strömung des „Konstruktivismus“ stellt jede Dokumentation mit einem Anspruch auf Sicherung objektiver Artefakte als Teil einer Geschichtskonstruktion auf eine harte Bewährungsprobe. Ich finde es daher ausgesprochen beeindrucken, aber auch notwendig, dass die deutsche Auswahlkommission am Beginn ihrer Tätigkeit ein anspruchsvolles philosophisches Symposion realisiert hat.

Dieses Projekt ist aufs engste mit ökonomischen Prozessen verbunden. Denn eine der Dokumentationstechniken soll die digitale Form sein, mit der man „Inhalte menschlicher Kommunikation, Kultur und Tradition besser unter den Kulturen, Religionen und Zivilisationen verständlich“ machen will (so der Resolutionstext der Deutschen UNESCO-Kommission).

Es geht also in der Sprache der Medien um „content“ – und damit ist man mitten in der Politischen Ökonomie der Informationsgesellschaft.

Und natürlich stellt sich das Auswahlproblem, das – wie mehrfach angesprochen – aufs engste mit der Frage der Anerkennung verbunden ist.
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Die aktuelle UNESCO-Resolution zur kulturellen Vielfalt ist diesem Text angehängt.

Anhang:

Auf ihrer 31. Generalkonferenz, an der 185 Delegationen von Mitgliedstaaten, 57 zwischenstaatliche

Organisationen und über 300 Nichtregierungsorganisationen teilnahmen, verabschiedete die

UNESCO am 2. November 2001 in Paris die „Allgemeine Erklärung zur kulturellen Vielfalt“.

Allgemeine Erklärung zur

kulturellen Vielfalt

Die UNESCO-Generalkonferenz,

Steht zur Verpflichtung, die Menschenrechte und Grundfreiheiten in vollem Umfang zu verwirklichen, wie sie in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und anderen weltweit gültigen Vereinbarungen verankert sind – wie die beiden internationalen Menschenrechts-Pakte von 1966 über bürgerliche und politische sowie wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte;

Erinnert daran, dass die Präambel der Verfassung der UNESCO bekräftigt, "dass die weite Verbreitung von Kultur und die Erziehung zu Gerechtigkeit, Freiheit und Frieden für die Würde des Menschen unerlässlich und für alle Völker eine heilige Verpflichtung sind, die im Geiste gegenseitiger Hilfsbereitschaft und Anteilnahme erfüllt werden muss";

Erinnert darüber hinaus an Artikel 1 der Verfassung, in dem der UNESCO u.a. die Aufgabe übertragen wird, "internationale Vereinbarungen zu empfehlen, die den freien Austausch von Ideen durch Wort und Bild erleichtern";

Nimmt Bezug auf die Bestimmungen zur kulturellen Vielfalt und zur Ausübung kultureller Rechte, die in den internationalen Vereinbarungen im Rahmen der UNESCO aufgeführt werden;

Bekräftigt, dass Kultur als Gesamtheit der unverwechselbaren geistigen, materiellen, intellektuellen und emotionalen Eigenschaften angesehen werden sollte, die eine Gesellschaft oder eine soziale Gruppe kennzeichnen, und dass sie über Kunst und Literatur hinaus auch Lebensformen, Formen des Zusammenlebens, Wertesysteme, Traditionen und Überzeugungen umfasst;

Stellt fest, dass Kultur im Mittelpunkt aktueller Debatten über Identität, sozialen Zusammenhalt und die wirtschaftliche Entwicklung einer Wissensgesellschaft steht;

Bekräftigt, dass Respekt vor der Vielfalt der Kulturen, Toleranz, Dialog und Zusammenarbeit in einem Klima gegenseitigen Vertrauens und Verstehens zu den besten Garanten für internationalen Frieden und Sicherheit gehören;

Strebt eine umfassendere Solidarität auf der Grundlage der Anerkennung kultureller Vielfalt, in dem Bewusstsein der Einheit der Menschheit, und in der Entwicklung interkulturellen Austausches an;

Vertritt die Auffassung, dass der Prozess der Globalisierung, der durch die rasche Entwicklung neuer Informations- und Kommunikationstechnologien erleichtert wird, zwar eine Herausforderung für die kulturelle Vielfalt darstellt, zugleich aber Voraussetzungen für einen neuen Dialog zwischen Kulturen und Zivilisationen schafft;

In dem Bewusstsein des speziellen Mandats, das der UNESCO im System der Vereinten Nationen erteilt wurde, und um die Erhaltung und Förderung der fruchtbaren Vielfalt der Kulturen sicher zu stellen,

Verkündet die UNESCO-Generalkonferenz die nachstehenden Grundsätze und nimmt die

vorliegende Erklärung an:

IDENTITÄT, VIELFALT UND PLURALISMUS

Artikel 1 - Kulturelle Vielfalt: das gemeinsame Erbe der Menschheit

Im Laufe von Zeit und Raum nimmt die Kultur verschiedene Formen an. Diese Vielfalt spiegelt sich wieder in der Einzigartigkeit und Vielfalt der Identitäten, die die Gruppen und Gesellschaften kennzeichnen, aus denen die Menschheit besteht. Als Quelle des Austauschs, der Erneuerung und der Kreativität ist kulturelle Vielfalt für die Menschheit ebenso wichtig wie die biologische Vielfalt für die Natur. Aus dieser Sicht stellt sie das gemeinsame Erbe der Menschheit dar und sollte zum Nutzen gegenwärtiger und künftiger Generationen anerkannt und bekräftigt werden.

Artikel 2 - Von kultureller Vielfalt zu kulturellem Pluralismus

In unseren zunehmend vielgestaltigen Gesellschaften ist es wichtig, eine harmonische Interaktion und die Bereitschaft zum Zusammenleben von Menschen und Gruppen mit zugleich mehrfachen, vielfältigen und dynamischen kulturellen Identitäten sicher zu stellen. Nur eine Politik der Einbeziehung und Mitwirkung aller Bürger kann den sozialen Zusammenhalt, die Vitalität der Zivilgesellschaft und den Frieden sichern. Ein so definierter kultureller Pluralismus ist die politische Antwort auf die Realität kultureller Vielfalt. Untrennbar vom demokratischen Rahmen führt kultureller Pluralismus zum kulturellen Austausch und zur Entfaltung kreativer Kapazitäten, die das öffentliche Leben nachhaltig beeinflussen.

Artikel 3 - Kulturelle Vielfalt als Entwicklungsfaktor

Kulturelle Vielfalt erweitert die Freiheitsspielräume jedes Einzelnen; sie ist eine der Wurzeln von Entwicklung, wobei diese nicht allein im Sinne des wirtschaftlichen Wachstums gefasst werden darf, sondern als Weg zu einer erfüllteren intellektuellen, emotionalen, moralischen und geistigen Existenz.

KULTURELLE VIELFALT UND MENSCHENRECHTE

Artikel 4 - Menschenrechte als Garantien für kulturelle Vielfalt

Die Verteidigung kultureller Vielfalt ist ein ethischer Imperativ, der untrennbar mit der Achtung der Menschenwürde verknüpft ist. Sie erfordert die Verpflichtung auf Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, insbesondere der Rechte von Personen, die Minderheiten oder indigenen Volksgruppen angehören. Niemand darf unter Berufung auf die kulturelle Vielfalt die Menschenrechte und Grundfreiheiten verletzen, wie sie in allgemein anerkannten internationalen Vereinbarungen festgeschrieben sind, noch ihren Umfang einschränken.

Artikel 5 - Kulturelle Rechte zur Schaffung eines Umfeldes für kulturelle Vielfalt

Kulturelle Rechte sind integraler Bestandteil der Menschenrechte, die universell gültig, unteilbar und aufeinander bezogen sind. Die Entwicklung kreativer Vielfalt erfordert die vollständige Umsetzung der kulturellen Rechte, die in Artikel 27 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und in den Artikeln 13 und 15 des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte aufgeführt werden. Deshalb sollte jeder die Möglichkeit haben, sich selbst in der Sprache seiner Wahl auszudrücken und seine Arbeiten zu erstellen und zu verbreiten, insbesondere in seiner Muttersprache; jeder hat Anspruch auf eine qualitativ hochwertige Bildung und Ausbildung unter voller Achtung seiner kulturellen Identität; jeder sollte sich am kulturellen Leben beteiligen und unter Achtung der Menschenrechte und Grundrechte Anderer seine eigenen kulturellen Praktiken ausüben können.

Artikel 6 – Für einen Zugang Aller zur kulturellen Vielfalt

Während der freie Fluss von Ideen in Wort und Bild garantiert werden sollte, sollte gleichzeitig sichergestellt werden, dass alle Kulturen sich ausdrücken und bekannt machen können. Meinungsfreiheit, Medienpluralismus, gleicher Zugang zu Kunst und wissenschaftlichen und technologischen Kenntnissen, auch in digitaler Form, und die Zugangsmöglichkeiten aller Kulturen zu den Ausdrucks- und Verbreitungsmitteln sind Garanten kultureller Vielfalt.

KULTURELLE VIELFALT UND KREATIVITÄT

Artikel 7 - Kulturelles Erbe als Quelle der Kreativität

Kreativität ergibt sich aus den Wurzeln kultureller Tradition, aber sie kann sich nur im Kontakt mit anderen Kulturen entfalten. Aus diesem Grunde muss das Kulturerbe in all seinen Formen erhalten, gefördert und als Zeugnis menschlicher Erfahrung und menschlichen Strebens an künftige Generationen weitergegeben werden, um die Kreativität in ihrer gesamten Vielfalt zu fördern und einen wahrhaften interkulturellen Dialog anzuregen.

Artikel 8 - Kulturgüter und kulturelle Dienstleistungen: einzigartige Güter

Angesichts des aktuellen wirtschaftlichen und technologischen Wandels, der umfassende Möglichkeiten für Kreation und Innovation eröffnet, muss der Vielfalt des Angebots an kreativer Arbeit besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden, gleichzeitig müssen auch die Urheberrechte von Autoren und Künstlern sowie die Besonderheit kultureller Güter und Dienstleistungen anerkannt werden, die als Träger von Identitäten, Wertvorstellungen und Sinn nicht als einfache Waren oder Konsumgüter betrachtet werden können.

Artikel 9 - Kulturpolitik als Katalysator der Kreativität

Kulturpolitik muss, ohne den freien Fluss von Ideen und Arbeiten zu behindern, Bedingungen schaffen, die die Produktion und die Verbreitung von unterschiedlichen Kulturgütern und kulturellen Dienstleistungen durch Kulturindustrien fördern, die über die Mittel verfügen, sich auf lokaler und globaler Ebene zu behaupten. Es obliegt jedem Staat selbst, unter Berücksichtigung seiner internationalen Verpflichtungen, seine Kulturpolitik zu definieren und sie durch Maßnahmen umzusetzen, die ihm dafür sinnvoll erscheinen, sei es durch operationelle Unterstützung oder entsprechende geeignete Regelungen.

KULTURELLE VIELFALT UND INTERNATIONALE SOLIDARITÄT

Artikel 10 – Weltweiter Ausbau der Kapazitäten für kulturelles Schaffen und Austausch

Angesichts des gegenwärtigen Ungleichgewichts im Transfer und im Austausch von kulturellen Gütern und Dienstleistungen auf globaler Ebene ist es notwendig, die internationale Zusammenarbeit und Solidarität zu verstärken. Dadurch sollen alle Länder, insbesondere die Entwicklungsländer und Schwellenländer, die Möglichkeit erhalten, Kulturindustrien zu entwickeln, die auf nationaler und internationaler Ebene lebens- und wettbewerbsfähig sind.

Artikel 11 - Aufbau von Partnerschaften zwischen dem öffentlichen Sektor, dem privaten

Sektor und der Zivilgesellschaft

Die Marktkräfte allein können die Erhaltung und Förderung der kulturellen Vielfalt, die den Schlüssel zu einer nachhaltigen menschlichen Entwicklung darstellt, nicht gewährleisten. Daher muss der Vorrang der öffentlichen Politik, in Partnerschaft mit dem privaten Sektor und der Zivilgesellschaft, bekräftigt werden.

Artikel 12 - Die Rolle der UNESCO

Der UNESCO fällt aufgrund ihres Mandats und ihrer Aufgaben die Verantwortung zu: 

a. sich für eine verstärkte Einbeziehung der Grundsätze der vorliegenden Erklärung in die Entwicklungsstrategien, die in den verschiedenen zwischenstaatlichen Organisationen entwickelt werden, einzusetzen;

b. als Referenzstelle und Forum zu dienen, in dem Staaten, internationale, staatliche und nichtstaatliche Organisationen, die Zivilgesellschaft und der private Sektor gemeinsam Konzepte, Zielsetzungen und Politiken zur Förderung der kulturellen Vielfalt ausarbeiten können;

c. ihre Aktivitäten im Bereich der Normenbildung, der Bewusstseinsbildung und der Unterstützung bei der Entwicklung institutioneller Ressourcen in den Bereichen fortzusetzen, die sich im Rahmen ihrer Zuständigkeit auf die vorliegende Erklärung beziehen;

d. bei der Umsetzung des Aktionsplans mitzuwirken, der der vorliegenden Erklärung angehängt ist.
Leitlinien für einen Aktionsplan zur Umsetzung der

Erklärung der UNESCO über kulturelle Vielfalt

Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, geeignete Maßnahmen einzuleiten, um die "Allgemeine Erklärung der UNESCO zur kulturellen Vielfalt" umfassend zu verbreiten, insbesondere durch Zusammenarbeit zur Erreichung der nachstehend aufgeführten Zielsetzungen:

1. Vertiefung der internationalen Debatte über Fragen zur kulturellen Vielfalt, insbesondere im Hinblick auf ihre Verbindungen zur Entwicklung und ihre Auswirkungen auf die politische Entscheidungsfindung sowohl auf nationaler als auf internationaler Ebene; besonders Befassung mit der Zweckmäßigkeit eines internationalen juristischen Instruments zur kulturellen Vielfalt;

2. Fortführung der Definition von Grundsätzen, Standards und Praktiken auf nationaler und internationaler Ebene, sowie von Möglichkeiten zur Bewusstseinsbildung und Formen der Kooperation, die zur Bewahrung und Förderung kultureller Vielfalt führen.

3. Förderung des Austauschs von Wissen und "best practices" im Hinblick auf kulturellen Pluralismus, um in diversifizierten Gesellschaften die Einbeziehung und Mitwirkung von Personen und Gruppen mit vielfältigem kulturellen Hintergrund zu erleichtern.

4. Erzielung von weiteren Fortschritten im Verständnis und der inhaltlichen Klärung von kulturellen Rechten als integraler Bestandteil der Menschenrechte.

5. Erhaltung des sprachlichen Kulturerbes der Menschheit und Unterstützung der Ausdrucksformen, des Schaffens und der Verbreitung in einer höchstmöglichen Anzahl von Sprachen.

6. Förderung der sprachlichen Vielfalt – bei Respektierung der Muttersprache – auf allen Bildungsebenen, wenn immer dies möglich ist, und Förderung des Erlernens von verschiedenen Sprachen vom frühesten Kindesalter an.

7. Förderung eines Bewusstseins für den positiven Wert kultureller Vielfalt durch Bildung und Verbesserung des Curriculums und der Lehrerbildung zu diesem Ziel.

8. Einbeziehung traditioneller pädagogischer Ansätze in den Bildungsprozess, wenn immer dies möglich ist, um kulturell geeignete Methoden der Kommunikation und der Wissensvermittlung zu bewahren und vollständig auszuschöpfen.

9. Förderung der "digitalen Alphabetisierung" und Sicherstellung einer besseren Beherrschung der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien, die sowohl als Fachdisziplin, als auch als pädagogische Hilfsmittel angesehen werden sollten, durch die die Effizienz der Bildungsdienstleistungen verbessert werden kann.

10. Förderung der sprachlichen Vielfalt im Cyberspace und Förderung des freien allgemeinen Zugangs zu allen Informationen im öffentlichen Bereich über das globale Netzwerk.

11. Überbrückung der digitalen Kluft in Zusammenarbeit mit den entsprechenden Organisationen der Vereinten Nationen, durch Förderung des Zugangs der Entwicklungsländer zu neuen Technologien, indem ihnen geholfen wird, die Informationstechnologien zu beherrschen und die digitale Verbreitung von endogenen Kulturprodukten erleichtert wird, sowie Zugang dieser Länder zu den digitalen pädagogischen, kulturellen und wissenschaftlichen Ressourcen, die weltweit zur Verfügung stehen. 

12. Förderung der Produktion, Erhaltung, Verbreitung von vielfältigen Inhalten in Medien und in globalen Informationsnetzwerken, d.h. Förderung der Rolle von öffentlichen Funk- und Fernsehdienstleistungen bei der Entwicklung von qualitativ hochwertigen audiovisuellen Produktionen, insbesondere durch Förderung der Entwicklung von Kooperationsmechanismen, die ihre Verbreitung erleichtern sollen.

13. Formulierung von Politiken zur Bewahrung und Förderung des Kultur- und Naturerbes, insbesondere in seinen mündlichen und immateriellen Ausdrucksformen, und zur Bekämpfung des illegalen Handels mit kulturellen Gütern und Dienstleistungen.

14. Achtung und Schutz traditioneller Kenntnisse, insbesondere derjenigen indigener Volksgruppen, Anerkennung des Beitrags traditioneller Kenntnisse, insbesondere im Hinblick auf Umweltschutz und das Management natürlicher Ressourcen sowie die Förderung der Synergien zwischen modernen Wissenschaften und lokalem Wissen.

15. Förderung der Mobilität von Kulturschaffenden, Künstlern, Forschern, Wissenschaftlern und Intellektuellen und Entwicklung von internationalen Forschungsprogrammen und Partnerschaften sowie gleichzeitiges Streben nach Erhaltung der kreativen Kapazität von Entwicklungsländern und Schwellenländern.

16. Sicherstellung des Schutzes des Urheberrechts und benachbarter Rechte im Interesse der Entwicklung der zeitgenössischen Kreativität und gerechte Bezahlung kreativer Arbeit; gleichzeitig sollte das öffentliche Recht auf Zugang zu Kultur in Übereinstimmung mit Art. 27 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte sichergestellt werden.

17. Unterstützung bei der Schaffung oder der Konsolidierung von Kulturindustrien in den Entwicklungsländern und Schwellenländern, Zusammenarbeit bei der Entwicklung der notwendigen Infrastrukturen und Fähigkeiten, Förderung des Entstehens von tragfähigen lokalen Märkten und Erleichterung des Zugangs von Kulturprodukten dieser Staaten zu globalen Märkten und internationalen Verbreitungsnetzwerken.

18. Entwicklung von Kulturpolitiken unter Einbeziehung operationaler Unterstützungsvereinbarungen und/oder geeigneter regulatorischer Rahmenwerke, durch die die Grundsätze, die in dieser Erklärung aufgeführt werden, gefördert werden, in Übereinstimmung mit den internationalen Verpflichtungen, die jedem Staat obliegen.

19. Enge Beteiligung der Zivilgesellschaft an der Gestaltung von öffentlichen politischen Maßnahmen zur Bewahrung und Förderung der kulturellen Vielfalt.

20. Anerkennung und Förderung des Beitrags des privaten Sektors zur Förderung der kulturellen Vielfalt und zu diesem Zweck Erleichterung der Einrichtung von Foren für den Dialog zwischen dem öffentlichen und privaten Sektor. Die Mitgliedstaaten empfehlen, dass der Generaldirektor diesen Aktionsplan bei der Umsetzung der UNESCO-Programme berücksichtigt und ihn an Institutionen des Systems der Vereinten Nationen und andere betroffene zwischenstaatliche und nichtstaatliche Organisationen weiterleitet, um die Synergie von Aktionen zugunsten der kulturellen Vielfaltzu fördern.

__________________

Nicht-offizielle Übersetzung durch das Sekretariat der Kultusministerkonferenz und die Deutsche

UNESCO-Kommission (revidierte Textfassung v. 8. Juli 2002).
Culture unlimited – Grenzenlos Kultur!

Überlegungen zum Zusammenhang von nationaler und internationaler Kulturpolitik

- Langfassung -

1. Die Situation

„Culture counts“ war der Titel einer ambitionierten Tagung
, die die Weltbank zusammen mit der UNESCO im Oktober 2000 in Florenz durchgeführt hat. Es ging hierbei um den Zusammenhang von Kultur und Entwicklung, der auf internationaler Ebene spätestens seit der Weltdekade für Kultur und Entwicklung und dem Bericht „Our Creative Diversity“ (Paris, UNESCO 1996) ein zentrales kulturpolitisches Thema ist. Dies ist also nicht mehr völlig neu. Doch vergleichsweise neu war die Veranstaltergemeinschaft: Hier die UNO-Organisation für Kultur, Bildung und Wissenschaft, wenn man so will: für das geistige Leben des Menschen, und dort die zentrale Instanz für die ökonomische Entwicklung armer Länder. „Kultur und Wirtschaft, derselbe Kampf?“, so formulierte es einmal der französische Kulturminister Jack Lang. Bislang scheint es so, als ob es – gerade im internationalen Bereich – tatsächlich derselbe Kampf ist. Die oft benannte und nur selten seriös analysierte „Globalisierung“ ist ein solcher Kampfplatz
. Auf der einen Seite stehen die Befürworter der Globalisierung, meistens Personen aus der Wirtschaft, die auf den internationalen Finanzmarkt, den internationalen Fluss von Gütern und Dienstleistungen verweisen und die Notwendigkeit einfordern, diesen Fluss weit gehend von Reglementierungen zu befreien. Diese Position hat starke Partner, etwa in der Welthandelsorganisation (WTO), die den ohnehin vorhandenen Drang der Wirtschaft zur immer größeren Ausdehnung zusätzlich durch Verträge und Regelungswerke abstützen. Nach den Gütern (GATT-Abkommen) geraten nunmehr die Dienstleistungen (GATS) ins Blickfeld dieser Regelwerke, und zu diesen Dienstleistungen gehören letztlich auch Bildung und Kultur. Dies ist ein erster wichtiger Grund für eine operative Kulturpolitik, sich in diese internationale Diskussion einzumischen. Denn, so hat es die Weltkonferenz zur Kulturpolitik in Stockholm (Deutsche UNESCO-Kommission 1998) festgestellt, Kulturwaren sind Waren eigener Art und bedürfen daher einer besonderen Behandlung (vgl. DKR-Resolution zu GATS). 

Auf der anderen Seite in der Globalisierungsarena stehen nicht nur die sich allmählich formierenden Gegner wie Attac (Manifest 2002), die auf die negativen Folgen einer weltweiten ungehinderten Liberalisierung der Märkte gerade für die sozial Schwachen und für die armen Länder hinweisen. Es stehen auch viele Kulturvertreter in der Opposition zu globalisierten Wirtschaft, die auf höchst negative Folgen für das Soziale und Kulturelle hinweisen. Eine mittlere Position wird dabei etwa von John Galtung
 vertreten, der zeigt, warum und wie der nicht umkehrbare Prozess der ökonomischen Globalisierung gestaltet werden muss, damit weltweit eine gedeihliche soziale, ökologische und kulturelle Entwicklung mit den Zielen soziale Gerechtigkeit und Frieden stattfinden kann. Denn der Markt mit seinen immanenten Gesetzmäßigkeiten ist alleine kein Garant für eine „Friedenskultur“, in der man Konflikte gewaltfrei löst (ebd. S 189ff.).

Selbstverständlich ist also eine Zusammenarbeit zwischen einer Kultur- und einer Wirtschaftsorganisation wie bei „Culture counts“ nicht, und dies vor allem dann nicht, wenn es über Sonntagsreden über „Synergieeffekte von Kultur und Wirtschaft“ hinausgehen soll und eine ganz handfeste Infrastrukturpolitik der Nachhaltigkeit angestrebt wird. Denn neben „Kultur“ und „Wirtschaft“ ist eine dritte Größe im Bund, die ebenfalls zur Zeit heftige Probleme mit ihrer Legitimation und ihren Möglichkeiten hat: Die Politik (Beck 1998). Welche Chancen gibt es generell, Entwicklungsprozesse im Zeitalter der Globalisierung noch zu gestalten? Wer ist Akteur in diesem Spiel? Und schließlich: Welche Rolle spielen (demokratisch legitimierte) politische Instanzen? Funktionieren überhaupt noch die etablierten politischen Steuerungsformen, bei denen bislang der Nationalstaat eine entscheidende Rolle gespielt hat, oder ist Abschied zu nehmen von der Vorstellung der politischen Steuerbarkeit; zumindest jedoch vom territorial gebundenen Nationalstaat?

2. Die These

Auf der internationalen Ebene hat man einige Antworten auf diese Fragen schon ganz pragmatisch gegeben. Eine Antwort ist die „Stärkung der Zivilgesellschaft“: Damit ist gemeint, dass Vereine und Verbände („Assoziationen“) als Zusammenschlüsse, die unmittelbar die Interessen der Menschen vertreten, neben den Regierungen in die Entscheidungs- oder zumindest in die Beratungsprozesse eingebunden werden. Dazu kommt, dass nur ein Teil der Regierungen, die in der UNO-Vollversammlung ihre Länder vertreten, demokratisch gewählt ist, ist durchaus bekannt. Man hat daher im Hinblick auf die Beschlüsse der UNO-Vollversammlung gefragt, welche legitimatorische Kraft sie angesichts der großen Zahl nicht demokratisch gewählter Regierungen, die sie mittragen, überhaupt haben können. Die „Zivilgesellschaft“ im Sinne der Beteiligung von Verbänden an der politischen Willensbildung und Steuerung erinnert daher daran, dass „Politik“ nicht nur in Kategorien des Staates diskutiert werden kann, sondern „aus der Mitte der Gesellschaft“ kommen sollte (vgl. Benz 2001). Die Einengung von Politik auf staatliches Handeln hat jedoch gerade in Deutschland eine große Tradition.
 

Auch herkömmliche Formen politischer Steuerung mittels Geld und Gesetz durch direkte Einflussnahme über die vielfach gestaffelten Kompetenzhierarchien in Zusammenschlüssen von Staaten werden inzwischen etwa auf der Ebene der EU zumindest ergänzt durch neue Steuerungsverfahren wie etwa die „offene Methode der Koordinierung“. Und selbst starke EU-Mitglieder müssen zur Kenntnis nehmen, dass die EU-Regierung (Kommission) sich inzwischen selbstständig an die „Basis“, nämlich die Menschen in den Mitgliedsländern, wendet und nicht mehr ausschließlich den Weg über Nationalregierungen nimmt, um sich so eine weitere Form von Legitimität für ihre Entscheidungen zu verschaffen (aktuelles Beispiel: Weißbuch-Prozess in der Jugendpolitik).

Diese skizzenhaften Hinweise verdeutlichen einen Problemkomplex, der sinnvoll auf der internationalen Tagung „Grenzenlos Kultur“ des Deutschen Kulturrates und Partnern bearbeitet werden kann und den ich wie folgt beschreiben möchte:

Ein Blick auf das internationale Geschehen zeigt, dass und wie herkömmliche Verständnisweisen von „Politik“ und „Kultur“ brüchig geworden sind und dass sich inzwischen längst – obwohl weitgehend verborgen – neue Verständnisweisen nicht nur in der Theorienbildung, sondern auch im operativen Alltagsgeschäft durchgesetzt haben. Der internationale Horizont der Tagung ermöglicht dann zwar auch eine Begriffsbestimmung und Positionierung in der internationalen Kulturpolitik. Mindestens ebenso groß könnte jedoch der Ertrag für die nationale Kulturpolitik sein, die bestimmte reale Veränderungen bislang noch erfolgreich ausblenden konnte.

Ich will die Art der Veränderungen auch gleich am Anfang benennen: Meine These ist, dass man auf nationaler Ebene oft von so genannten „Container-Modellen“ der Gesellschaft, der Politik und Kultur ausgeht. Dieser Begriff geht auf Ulrich Beck (1998) zurück und meint die Vorstellung, dass „Gesellschaft“ und „Kultur“ weitgehend homogen und klar abgrenzbar – etwa in den territorialen Grenzen des Nationalstaates – gefasst werden können, so dass herkömmliche (hierarchische) Vorstellungen politischer Steuerung und Einflussnahme funktionieren.

Die Realität ist jedoch, dass die Globalisierung als Ausdehnung, Entgrenzung und wechselseitige Vermischung von Dienstleistungs- und Warenverkehr, von Finanztransaktionen, politischen Interventionen zahlreicher Akteure, von Mobilität und kulturellem Austausch auf der Basis einer weltweit vorhandenen und agierenden Informationstechnologie und -industrie schon längst die nationale Ebene imprägniert hat. Deshalb ist der Modus des Kulturellen – auch auf nationaler Ebene – schon längst das Interkulturelle. 
Die Kulturtheorie – vor allem im Kontext der Cultural Studies – übernimmt in den letzten Jahren immer häufiger den von Wolfgang Welsch (1997) vorgeschlagenen Begriff des „Transkulturellen“. Mit diesem sollen essentialistische Vorstellungen im Begriff des „Interkulturellen“ (verstanden als Kommunikation zwischen Kulturen, die letztlich doch tendenziell als homogen aufgefasst werden) überwunden werden. Das „Transkulturelle“ ist endgültig durchmischt und deterritorialisiert. Reckwitz (2000) spricht in diesem Zusammenhang von „kulturellen Interferenzen“. Ich teile inhaltlich diese Vorstellungen als Tendenzaussagen. Wie sich allerdings konkret stabilere Kulturformen, Interkulturelles und Transkulturelles mischen, ist letztlich eine empirische Frage, die hochrelevant für Politik und Pädagogik ist. Insbesondere kommt es darauf an, die jeweiligen „Mischungsverhältnisse“ kultureller Arrangements in den verschiedenen sozialen Milieus und Gruppen und ihre jeweilige institutionelle Absicherung zu erforschen (vgl. Göttlich u.a. 2001).

Ein Problem besteht also darin, dass sich trotz dieser nachweisbaren neuen Entwicklungsstufe der Moderne (gleichgültig, ob man sie Zweite, Reflexive oder Postmoderne nennt) der (kultur-)politische Diskurs noch weitgehend an überkommenen Begriffen und Vorstellungen von „Kultur“ und „Politik“ orientiert, die heute nur noch wenig Bezug zur Realität haben und die daher Erkenntnisse behindern und die Gestaltung der Zukunft erschweren. Man kann dies sehr gut an dem Begriff der „Leitkultur“ zeigen. Er dient offensichtlich dazu, die Vorstellung einer überschau- und abgrenzbaren homogenen und weitgehend statischen deutschen Kultur zu postulieren. Ich werde später zeigen, dass dieses Anliegen angesichts der kulturellen Entwicklung in Richtung Komplexität und Kontingenz zwar verständlich ist als Suche nach einer neuen Sicherheit, allerdings die Realität grandios verfehlt und als politischer Zielbegriff eine Menge Desorientierung und Verwirrung – und letztlich auch persönliches Leiden – produzieren könnte
.

3. Die Globalisierung, die Kultur und die Politik

Dass es ein Spezifikum des Kapitalismus ist, sich immer weiter auszudehnen, ist den Wirtschaftstheoretikern spätestens seit Adam Smith kein Geheimnis mehr. Schon früh suchten die bedeutenden Handelsherren in der frühen Neuzeit neue Waren und Absatzmärkte (Braudel 1986, Kennedy 1993). Seit Jahrzehnten sind zudem die multinationalen Konzerne im Gespräch und in der Kritik, da sie auf Grund ihrer Größe leicht je nationale Politikstrukturen aushebeln können. Was also ist das Neue und Aufregende an der Globalisierung? Ulrich Beck (1998, S. 150f) unterscheidet in diesem Problemkomplex drei Begriffe: Globalismus, Globalität und Globalisierung. 

„Globalisierung“ meint den Prozesscharakter des Transnationalen, „Globalität“ zielt – als „härtere Realitätsbehauptung“ (ebd.) – auf eine Weltgesellschaft. Und dieser Sachverhalt sei unrevidierbar. Die Weltgesellschaft müsse multidimensional, polyzentrisch, kontingent und politisch begriffen werden. „Globalismus“ ist dagegen die neoliberale Ideologie der Weltmarktherrschaft. Diese Unterscheidung ist brauchbar. Denn ein großer Teil der kritischen Literatur wendet sich gegen letzteres: Die neoliberale Ideologie des Globalismus will uns nämlich u. a. einreden, dass nicht nur eine politische Steuerung – sei es durch Nationalstaaten, sei es durch internationale Organisationen – nicht nur nicht wünschenswert, sondern auch nicht möglich ist. Hier geht es um die Durchsetzung einer Handlungsrationalität des Marktes, die das Soziale, das Politische oder das Kulturelle in ihrer eigenständigen Bedeutung nicht mehr akzeptieren will. Eine Kritik an dieser Ideologie ist dabei keine Fundamentalkritik an der Logik des Marktdenkens schlechthin, sondern man geht vielmehr davon aus, dass jedes der gesellschaftlichen Subsysteme wie Politik, Wirtschaft, Soziales und Kultur eine eigenständige Funktion in der Gesellschaft hat und nach eigenen „Spielregeln“ funktioniert. Jedes dieser Systeme hat dabei die Neigung, sich über den eigenen Bereich hinaus auszudehnen (Münch 1991). Dies gilt nicht nur für die Wirtschaft, sondern auch für „Kultur“. Eine Folge der Ausdehnung von Kultur könnte dabei sein, dass Diskurs in der Gesellschaft eine zu große Rolle spielt und letztlich zur Handlungsunfähigkeit führt. Markt, so aktuelle soziologische Diagnosen, braucht wiederum Ressourcen, die er selbst nicht herstellen kann, die vielmehr in den anderen Subsystemen erzeugt werden. Es ist also letztlich im Interesse des Marktes selbst, auf seine Begrenzung zu achten (Dubiel 1994). Für „Kultur“ als denjenigen gesellschaftlichen Bereich, der es mit der Schaffung von Bildern des Menschen und seiner Gesellschaft zum Zweck der Selbstverständigung darüber zu tun hat, wie wir leben wollen, ist die neoliberale Ideologie des Weltmarktes daher eine Herausforderung. Denn dem neoliberalen Sinnangebot, das als alternativlos dargestellt wird, ist durchaus die Legitimation bereits dadurch zu entziehen, dass man andere „Bilder des guten Lebens“ entwirft und andere Sinnangebote als weltweites, ungeregeltes Marktgeschehen macht. 

Aber auch jenseits dieser Ideologisierung ist die Globalisierung als realer Prozess Herausforderung genug. Globalisierung meint hier weltweite Vernetzung von Wirtschaft und Finanzen, von Ökologie und Sicherheitspolitik und natürlich auch von Kulturen. Doch was meint hier „Kultur“. Der anthropologische Tatbestand, dass der Mensch sich selber schafft und daher ein „kulturell verfasstes Wesen“ ist, bleibt über die Zeiten bestehen (Fuchs 1999). Es ändert sich allerdings die Art und Weise dieser Selbsterschaffung. „Kultur“, so definiert Hansen (2000), erfasst die Gewohnheiten eines Kollektives. „Kultur“ hat in diesem Sinne etwas mit den Selbstverständlichkeiten des alltäglichen Handelns zu tun. Das Problem tritt dort auf, wo die Kollektive – und damit die Gewohnheiten – nicht mehr homogen und nicht mehr abgrenzbar sind, also dort, wo sich Kollektive begegnen, überlagern, durchmischen. Die Seinsweise des Menschen wird daher auch erst seit Herder in Kategorien von „Kultur“ formuliert, weil dieser die Aufmerksamkeit auf die Pluralität und grundsätzliche Gleichberechtigung der verschiedenen Kulturen gelenkt hat (Brackert/Wefelmeier 1989, S. 94ff.). „Kultur“ meint dann, dass man sich in seiner Lebensweise vergleichen muss mit anderen. Unsicherheit ist also der Ausgangspunkt, die Wiederherstellung von Sicherheit das Ziel eines Redens über „Kultur“. Kollektive (und ihre Kultur) prägen Identitäten ihrer Mitglieder über Selbstbeschreibungen (Assmann/Friese 1999). In dem Maße, wie sich Kollektive pluralisieren, wird die Identitätsbildung zu einem Problem. Die ursprüngliche Selbstverständlichkeit der „Kultur“ wird also in dem Moment in Frage gestellt, in dem Kulturkontakte stattfinden
. Globalisierung als weltweite Vernetzung und Verdichtung von Kulturkontakten bedeutet daher das Ende jeglicher Begrenzung und damit zunächst auch jeglicher Sicherheit: Territoriale Grenzen, Sprachgrenzen, Grenzen des Einflussbereichs von Staaten, Meinungen und Ideen werden aufgehoben. Entgrenzung ist das zentrale Kennzeichen der Globalisierung. Es begegnen sich somit viele verschiedene Verhaltensgewohnheiten – und es wird so die Einzigartigkeit jeder einzelnen in Frage gestellt. Für Identitätsentwicklungen stehen unübersehbar viele – und auch einander widersprechende – Orientierungsmöglichkeiten zur Verfügung. Komplexität und Kontingenz – dass alles nämlich auch ganz anders sein könnte, als es ist – sind Kennzeichen globalisierter Kulturen. „Kultur“ heißt daher Unterschied und nicht Gleichheit, mit anderen Worten: Der Modus des Kulturellen in Zeiten der Globalisierung  ist das Interkulturelle.

Die zentrale Frage ist nun diejenige danach, ob und wie der Mensch mit dieser selbstgeschaffenen Unübersichtlichkeit fertig wird. Kulturpessimistische Ansätze in der Geschichte hatten immer wieder dies als Problem gesehen: Dass die mit jedem gesellschaftlichen Modernisierungsschub entstandene größere Komplexität nun endlich das menschliche Vermögen übersteigen wird. Und in der Tat gab es immer wieder politische Bewegungen, die einfache Lösungen anbieten: Einschränkung von Entwicklung, von Information, von Kontakten und die Konzentration auf das „Eigene“ (Religion, Rasse, Nation, Kultur etc.). Der Fundamentalismus ist daher eine Begleiterscheinung der Moderne (Meyer 1989). Es ist also kein Wunder, wenn wichtige aktuelle Gesellschaftsdiagnosen den Menschen und seine Möglichkeit, unter (post)modernen Bedingungen Identität entwickeln zu können, in den Mittelpunkt stellen (Sennett 1998). 

In diesem Zusammenhang spielen gerade in einer globalen Sichtweise die Religionen eine besondere Rolle. Nach dem 11. September ist es verständlich, dass besonders der Islam in den Mittelpunkt des Interesses gerückt ist. Der Streit dreht sich etwa darum, ob es dem Islam insgesamt möglich ist, universellen Regelungen wie etwa den Menschenrechten zuzustimmen. Vergessen wird hierbei gerne, dass sich auch die christlichen Kirchen mit einer solchen Zustimmung schwer getan haben. Die katholische Kirche hat sich etwa erst in den dreißiger Jahren des 20. Jahrhunderts zu den Menschenrechten bekannt. Innerhalb des UNESCO geht man mit Religionsfragen eher reserviert um. Man sieht nämlich, dass viele Konflikte der letzten Jahrzehnte wenn nicht religiös begründet, so doch religiös flankiert und gestützt wurden. Es gibt daher eine erhebliche Zurückhaltung, unter den kulturellen Formen den Religionen und ihren Vertretern eine Sonderrolle zuzubilligen. Auch das Projekt Weltethos, das von dem Schweizer Theologen Hans Küng initiiert wurde und das zum Ziel hat, gemeinsame Grundwerte in den Weltreligionen zu identifizieren, wird häufig kritisiert (Fuchs 2002, Dialog). Für die Kulturpolitik ist es daher im Rahmen ihrer Orientierung am Pluralismus eine besondere Aufgabe, den Dialog zwischen den Religionen zu unterstützen. 

Im Hinblick auf politische Regelungen dürfte bei islamisch orientierten Staaten und Menschen das entscheidende Problem die (westliche) Trennung von Kirche/Religion und Staat sein. Denn es ist gerade die Säkularisierung und der oft damit in Verbindung gebrachte Werteverfall in westlichen Ländern (Bellah u.a. 1987; MacIntyre 1995), die eine Rückkehr (oder einen Verbleib) des Religiösen fordern. Innerhalb der Menschenrechte ist es daher nicht bloß ihre individualistische Ausrichtung, sondern die Religionsfreiheitsgarantie, die heute in islamischen Ländern (ebenso wie früher den christlichen Kirchen) das größte Problem bereitet. Bei dieser Frage handelt es sich also in der Tat um einen Kulturkonflikt. Überlegt man sich zudem, dass Religion für den Menschen die Funktion hat, Sinnhaftigkeit des Lebens zu vermitteln, Orientierung bei Lebensentscheidungen zu geben, den Alltag zu strukturieren, also eine „Kontingenzbewältigungspraxis“ (H. Lübbe) zu sein, dann werden die Bemühungen um eine Wiedergewinnung von Religiosität sogar verständlich. Solche Tendenzen finden sich daher auch in der politischen und sozialen Theorienbildung. So gibt es inzwischen die Rede von einer „Zivilreligion“, die ihre Wurzeln bei Macchiavelli und vor allem bei Rousseau hat (Dubiel 1994, S. 151 ff.). Es geht hiebei um soziale Integration bzw. um politische Legitimation mit Hilfe allseits akzeptierter vorrechtlicher gesellschaftlicher Werte. Wie groß die Hoffnung auch in den „entwickelten“ Gesellschaften darauf ist, dass kultische, religionsähnliche Prozeduren auch heute noch die Mentalitäten der Menschen ansprechen, sieht man an öffentlichen Riten und Zeremonien. Eine Integration über vorpolitische und vorsoziale Werte soll –so die Hoffnung – die Demokratie als „die kulturelle Form einer zeitlich, sachlich und sozial unabschließbaren Debatte über Kriterien legitimer Politik“ (Dubiel 1996, S. 184), also als permanente Selbstvergewisserung und auf Dauer gestellten Diskurs über die Grundlagen unserer Gemeinschaft, ergänzen.

In internationaler Perspektive ist zudem zu bedenken, wie viel an einheitlicher Werteorientierung überhaupt notwendig ist. Ziel ist letztlich ein friedliches Nebeneinander und keine Assimilation. Es lohnt sich daher gerade heute daran zu erinnern, dass der Islam über Jahrhunderte friedlich mit Europa und seinen christlichen Traditionen koexistieren konnte. Die europäische Tradition griechischer Philosophie, sicherlich einer der Gründungsmythen für ein kulturelles Europa, wurde erst durch arabische Vermittlung – mit einem Zentrum in Spanien – ermöglicht. Gerade die Kenntnis von Aristoteles, der über Thomas von Aquin eine zentrale Rolle in der europäischen Theologie spielen sollte, wäre ohne diesen Kulturtransfer nicht möglich gewesen.

So viel bleibt also festzuhalten: „Kultur“ als homogenes abgrenzbares System von Werten und Normen, das sich auf ein gegebenes Territorium bezieht und über die Zeit stabil, vielleicht sogar statisch bleibt, ein solches Konzept („Containermodell“) von Kultur verfehlt die Wirklichkeit grandios (UNESCO 2000). In der Philosophie kritisiert man ein solches Vorgehen als „Substantialismus“ oder „Essentialismus“, der (fälschlicherweise) aus Beziehungen und Prozessen statische Dinge macht. Standard ist dagegen in den Sozial- und Kulturwissenschaften, nicht nur solche Verdinglichungen zu vermeiden, sondern sogar den Konstruktcharakter von Begriffen wie Identität, Kultur oder Gesellschaft zu betonen (Schmidt 1994). Dies gilt auch für die Vorstellung einer globalen „Weltkultur“, möglicherweise kulturindustriell geformt von Hollywood und MTV. Natürlich besteht die Gefahr, dass das weltweite Angebot kulturindustriell geformter Symbole und ihrer standardisierten inhaltlichen Angebote an Lebensstilen individuelle oder lokale Handlungsmöglichkeiten einengt. Hoffnung wecken hier die Cultural Studies, die davon ausgehen, dass auch bei der Rezeption von medien- und kulturindustriell gefertigten Produkten die Konstruktionsleistung des Einzelnen im Mittelpunkt steht: Die je unterschiedlichen sozio-kulturellen Kontexte der Rezeption verhindern eine Einheitlichkeit der Kulturrezeption. Die Kulturwissenschaften sprechen in diesem Zusammenhang von einer „Hybridisierung“ und „Kreolisierung“ des Kulturellen, also von Verschmelzungen von lokalen und transnationalen Kulturen. Daraus ergibt sich als Aufgabe für eine Kulturpolitik als Identitätspolitik, Vielfalt und Besonderheiten als menschlichen Reichtum aufzufassen (UNESCO 2001). Es ist dabei keine Erfindung von Intellektuellen, dass die Globalisierung als Gegenbewegung eine Lokalisierung zur Folge hat (was den englischen Kulturforscher Roland Robertson zu der Wortschöpfung „Glokalisierung“ veranlasste). 

Die angesprochenen Veränderungen betreffen natürlich auch die Politik und hier vor allem den Staat. In den letzten Jahren blüht die Auseinandersetzung über die Bestimmung und Funktion des Staates. Ein Absterben konstatiert etwa Niklas Luhmann (2000), einen Funktionsverlust beschreibt sein Schüler Helmut Willke (1996)
. Politik in der globalen „Netzwerksgesellschaft“, so die Charakterisierung des zur Zeit sicherlich ambitioniertesten soziologischen Analyse-Projektes von Manuel Castells (2001), kann heute nicht mehr auf Steuerungsmöglichkeiten hierarchisch durchstrukturierter Gesellschaften zurückgreifen. Es ist insbesondere die Vorstellung eines allzuständigen Staates obsolet geworden. 

In der klassischen Staatslehre sind es das Staatsvolk, die Staatsgewalt und das Staatsterritorium, die den Staat bestimmen. Dass der – zur Ausdehnung neigende – Kapitalismus und der Staat in Konkurrenz zueinander liegen, ist dabei ein altes Thema. Interessanterweise sah etwa Max Weber den Staat als Sieger aus diesem Streit hervorgehen. Heute geht das Pendel in die andere Richtung – und scheint damit Marx Recht zu geben: Der Kapitalismus löst letztlich alle herkömmlichen religiösen, politischen und rechtlichen Ordnungen auf und schafft sich eine eigene Ordnung. Man muss sich nur die beiden staatsbestimmenden Komponenten Staatsvolk und Staatsgewalt ansehen. Migrationswellen sowie die Entgrenzung des ökonomischen Handlungsraumes über herkömmliche Staatsgrenzen hinweg überwinden alle traditionellen Vorstellungen von Staatsbürgerschaft. Mit der Überwindung der Staatsgrenzen werden auch die Zuständigkeitsgrenzen des je staatlichen Rechtes zumindest relativiert. Damit wird einer einheitlichen Staatsgewalt – immerhin ist das Gewaltmonopol ein zentrales Bestimmungsmoment des Staates – der Boden entzogen. Durch vorauseilende Abgabe hoheitlicher Rechte im Zuge der Umsetzung des Neuen Steuerungsmodells erleichtern zudem seit einigen Jahren die Staaten ohne Not diesen Prozess ihrer Aushöhlung. Ein Beispiel ist die Übergabe der Verantwortung für die öffentliche Sicherheit an private Sicherheitskräfte (vgl. insgesamt St. Breuer 1998, S. 289 ff.) Es stellt sich also die Frage, die bereits im ersten Abschnitt angesprochen worden ist: wie unter den aktuellen Bedingungen politische Gestaltung noch erfolgen kann. Der „Aktivierende Staat“, den „zivilen Staat“; der „Staat als Moderator und Mediator“, der Staat in neuen Kooperationsformen mit der Bürgergesellschaft und der Wirtschaft: all dies sind Vorschläge und Konzepte, den Staat neu zu denken (Bandemer 1998. Für die Kulturpolitik siehe Fuchs 1998).

Nida-Rümelin (1999) beschreibt etwa den „Zivilen Staat“ wie folgt: Er braucht mehr als bloße Verfahrensmodelle, nämlich einen gemeinsamen Gerechtigkeitssinn. Allerdings bleibt er weit unterhalb der Forderung nach einer kollektiven Identität auf der Basis gemeinsamer Wertvorstellungen (wie im Kommunitarismus). Die Bürgerschaft ist in diesem „Zivilen Staat“ nicht andauernd politisch mobilisiert: „Die politischen Institutionen des Zivilen Staates entlasten durch konventionelle Lösungen reiner Koordinierungsprobleme, durch Verfahrenslösungen kollektiver Entscheidungsfindung, durch institutionalisierte Solidaritätsbeziehungen von der jeweils neuen Abwägung zwischen individueller Optimierung und gesellschaftlicher Kooperation“ (S. 118). Die Frage ist, ob und wie ein ziviler Weltbürgerstaat – oder zumindest eine Weltbürgergesellschaft – entstehen kann. In diesem Zusammenhang erfahren Kants diesbezügliche Ideen, die er in seiner Schrift „Zum ewigen Frieden“ aus dem Jahre 1795/96 formuliert hat, ein neues Interesse (z. B. Habermas 1996, Kap.7).

Die Entwicklungsetappen des demokratischen (nationalen) Verfassungsstaates – auch als Beschreibung einer Abfolge von Aufgaben, durch deren Lösung erst die Legitimität des Staates als neuem Organisations- und Ordnungsmodell von Gesellschaft entstand – sind auch für neue staatsanaloge überstaatliche Organisationsformen relevant (Marshall 1992): Es musste nämlich zuerst Sicherheit und Frieden, dann Freiheit und Gleichheit und schließlich Gerechtigkeit hergestellt werden. Bezogen auf die „Welt“ als Aktionsraum sieht man sofort, dass man wieder ganz am Anfang beginnen muss: bei der Sicherung des Friedens und des simplen Überlebens. Von weltweiter Freiheit und Gleichheit kann ebenfalls überhaupt noch keine Rede sein. Und die Frage einer (minimalen) sozialen Gerechtigkeit wird man nicht erst dann anpacken können, wenn die anderen Ziele erreicht sind. Denn das Spannungspotential auf Grund der weltweiten (ungerechten) Aufteilung von Vermögen und Ressourcenverbrauch ist dafür viel zu groß (Sen 2000). Ein Mittel auf dem Weg zur Herstellung einer Situation, in der die genannten Ziele erreicht werden, scheint dabei die weltweite Durchsetzung der Menschenrechte als „ethisches Minimum der Demokratie“ (Dubiel 1994) zu sein, da bislang keine andere normative Orientierung eine derart große Akzeptanz erreicht hat – trotz aller Probleme, die die universellen Rechte noch bereiten (vgl. St. Shute/S. Hurley 1996). Insbesondere werden der Pakt über die politischen und Bürgerrechte und der Pakt über die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte als erste, völkerrechtlich relevante Staatszielbestimmung für eine Weltverfassung verstanden (Denninger in Preuß 1994,. S. 191ff). 

Die Globalisierung erfordert daher sowohl auf der praktischen Ebene neuer Regelungen als auch auf der Ebene der politischen Philosophie ein neues Nachdenken (zu letztem siehe etwa Steinvorth 1991 sowie Reese-Schäfer 2000). Insbesondere ist für weite Teile der Welt das Politische erst noch zu erfinden. Denn die Struktur der gesellschaftlichen Ordnung ist dort nicht der demokratisch legitimierte Verfassungsstaat, sondern eine direkte Kontrolle der Bevölkerung durch einen kleinen Bevölkerungsteil, der wiederum eng mit der multinationalen Wirtschaft verquickt ist (Narr/Schubert 1994). Die Globalisierung stellt jedoch auch bislang erreichte Errungenschaften auf nationaler Ebene in Frage. So wird es zur Zeit auch in demokratischen Staaten zu einem Problem, in welcher Weise die Politik der inneren Sicherheit nach dem 11. September bürgerliche Freiheitsrechte einzuschränken gestattet. Der alte Kampf zwischen den Zielen und Grundwerten der Demokratie hört also nicht nur nicht auf, sondern er verschärft sich. 

4. Kulturpolitik und Globalisierung

Die hier nur knapp angedeuteten Befunde und Entwicklungstrends  führen zu den folgenden Thesen zur Kulturpolitik. Sie basieren auf der oben skizzierten Vorstellung (siehe auch These Nr. 3), dass jede Gesellschaft einen kulturellen Diskurs benötigt, in dem Fragen des Sinns und Prozesse der Legitimation und Delegitimation von Ereignissen, Strategien und Trends in den anderen Subsystemen (Wirtschaft, Politik, Soziales) anhaltend gestellt werden. Das Medium, das einen solchen Diskurs trägt, liefern die Künste: Sie erfüllen in der Gesellschaft daher „Kulturfunktionen“. Und sie tun dies umso besser, je mehr sie ihrer eigenen Logik gehorchen können (Autonomie). Das Politikfeld, das diesen Diskurs und seine Rahmenbedingungen unterstützt, ist die Kulturpolitik. Kulturpolitik kann man daher Politik des Kulturellen nennen, wobei „das Kulturelle“ hierbei im Medium des Symbolischen formuliert wird (hierzu ausführlich Fuchs 1998).

1. Für die Kulturpolitik führt die Globalisierung zu einer Reflexion und ggf. zu einer Neubestimmung der Verständnisweise von Kultur, Gesellschaft und Politik.

2. Auf pragmatischer Ebene stellen sich neue ordnungspolitische Aufgaben, da trans- oder internationale Instanzen immer mehr (De-)Regulierungskompetenz erhalten (WTO:GATS, EU). Zur Aufrechterhaltung eines aktionsfähigen kulturellen Systems, zur Sicherung der Arbeitsfähigkeit von Künstlerinnen und Künstlern ist politisches Eingreifen notwendig, freilich mit z. T. anderen Bündnispartnern und anderen Adressaten als bisher.

3. Im Grundsatz ist es weiterhin nötig, dass in der Gesellschaft Kulturfunktionen erfüllt werden. Es ist sogar mehr denn je notwendig, Möglichkeiten der Selbstbeschreibung, der Angstbewältigung, der Identitätsentwicklung, der Entwicklung von Raum- und Zeitbewusstsein etc. zur Verfügung zu haben. Nach wie vor sind die Künste in der Lage, all dies auf ihre spezifische Weise zu leisten. Sie können dies vor allem dann, wenn sie nicht nur der Logik des Marktes unterworfen sind und daher allen Menschen zugänglich sind.

4. Kulturpolitik unter Bedingungen der Globalisierung muss zur Kenntnis nehmen, dass Kultur heute nur noch im Modus des Interkulturellen entsteht. Die Entwicklung der kulturellen Kompetenz, mit Pluralität, Kontingenz und Komplexität umzugehen, ist Basis einer funktionierenden Zivilgesellschaft.

5. Eine Kulturpolitik in dieser globalen Perspektive kann nur eine Kulturpolitik der Anerkennung sein: eine Politik, die Möglichkeiten schafft, Anderes als Entwicklungschance und nicht als Bedrohung zu sehen.

6. Eine globale Kulturpolitik, die sich letztlich an einer Weltbürgergesellschaft orientiert, ist normativ nicht neutral. Sie kann eine Politik in der globalisierten Welt dabei unterstützen – und sei es nur durch Einfluss auf Mentalitäten -, die Normen und Werte der europäischen „Leitkultur“, nämlich Frieden und Sicherheit, Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit, weltweit durchzusetzen. Dies kann man das „ethische Minimum der Demokratie“ nennen.

7. Kulturpolitik in Zeiten der Globalisierung kennt ihre Grenzen. Der „cultural turn“ in vielen Fachdisziplinen hat auch zu einer Überbewertung des Kulturellen zu Lasten des Ökonomischen und Politischen geführt. Soziale Marginalisierung, ökonomische Unterentwicklung und politischer Ausschluss lassen sich nicht kulturell kompensieren. Kulturpolitik ist in diesem Sinne eine Politik der Bescheidenheit.

8. Kulturpolitik in Zeiten der Globalisierung geht nicht von Harmonie und Homogenität, sondern von Konflikt und Unterschied aus. Es gilt: Eine demokratische Zivilgesellschaft wird nicht daran erkannt, dass sie frei von Konflikten ist, sondern dass sie Konflikte zivilgesellschaftlich löst (Galtung 1998). Kulturpolitik kann in den Künsten Möglichkeiten schaffen, Konflikte und Lösungsmöglichkeiten zur Anschauung zu bringen (Fuchs 2002).

9. Kulturpolitik sollte einen Beitrag dazu leisten, Pluralität nicht nur auszuhalten, sondern als Reichtum schätzen zu lernen. Das gilt auch in Bezug auf das menschliche Genom und seine mögliche Bearbeitung. Es gibt von philosophischer Seite (Martha Nussbaum, Jürgen Habermas) die Befürchtung, dass die Gentechnologie – wenn auch z. T. in guter Absicht – Vielfalt menschlicher Erscheinungsmöglichkeiten im Sinne einer „Optimierung“ begrenzen will. Das „Andere“ menschlicher Existenz, das Alte, Behinderte, Abweichende, Kranke wird leicht zum Störfall in einer „Tyrannei der Konformität“ (M. Nussbaum). Kulturpolitik könnte hier einen Beitrag dazu leisten, die bio-technischen Möglichkeiten bewerten und das Recht auf Anderssein durchsetzen zu helfen.

10. Wirtschaft braucht wenig Vergewisserung in der Zeit, Politik will sie oft genug vergessen machen. Der Mensch als einziges Wesen mit einem bewussten Umgang mit Zeit braucht jedoch Formen einer zeitlichen Selbstvergewisserung, braucht ein kulturelles Gedächtnis. Dies ist eine wichtige Kulturfunktion, die heute nicht mehr im Selbstlauf vorhanden ist. Es gibt vielmehr viele Strömungen – gerade in der Kulturwirtschaft und in den Medien –, die darauf angelegt sind, das kollektive Gedächtnis zu zerstören oder zumindest zu verwirren. Daher ist dessen Förderung Aufgabe der Kulturpolitik.

11. Im Verständnis dieses Textes steht letztlich die Kompetenz des einzelnen Menschen im Mittelpunkt, sein eigenes „Projekt des guten Lebens“ zu realisieren angesichts von Lebensbedingungen, die dies nicht immer erleichtern. Im Mittelpunkt von Kulturpolitik steht daher das Subjekt und seine kulturelle Bildung, und diese geht entschieden über das hinaus, was in der Folge von PISA als „Bildung“ zur Zeit diskutiert wird. Kern einer solchen „kulturellen Bildung“ sind (kulturelle) Schlüsselkompetenzen im wahrsten Sinne des Wortes, nämlich Fähigkeiten, neue Erfahrungsbereiche aufzuschließen, neue Sichtweisen und Perspektiven zu entdecken (siehe DKR-Resolution „Bildung im digitalen Zeitalter“).

12. Politik funktioniert gerade in der Kulturpolitik immer weniger in hierarchischen Weisungszusammenhängen, in deren Mittelpunkt der Staat steht. Wenn die Bürgergesellschaft als politische Utopie Wirklichkeit werden soll (Brink/Reijen 1995), dann kann gerade die Kulturpolitik hierbei eine Vorreiterrolle spielen. Das bedeutet u. a.: Anerkennung einer Vielzahl von (staatlichen und nichtstaatlichen) Akteuren, weitgehende Selbststeuerung der Betroffenen und Unterstützung ihrer Selbstorganisation, Unterstützung des ehrenamtlichen Engagements, Abbau formaler und bürokratischer Handlungshemmnisse. Allerdings ist daran zu erinnern, dass bei einer Neubestimmung der zukünftigen Aufgaben des Staates in einer globalisierten Welt die bislang durch eine öffentliche Kulturförderung realisierten Aufgaben auch weiterhin gelöst werden müssen, z. B. Sicherung der kulturellen Vielfalt, Weiterentwicklung des kreativen Potentials, Ermöglichung des (demokratischen) Zugangs zu Wissen und Information, Förderung von experimentellen Kunstformen, bei denen nur ein kleines Publikum erreicht wird, Ermöglichung von Innovation, Erhalt des kulturellen Erbes (vgl. DKR-Stellungnahme zu den GATS-Verhandlungen vom 11. 6. 2001). 

13. Ohne die Entwicklung der Informationstechnologie hätte es die heutige Globalisierung nicht gegeben. Die „Welt“ ist an jedem Ort im Grundsatz technisch zugänglich. Information und Wissen sind heute entscheidende Quellen von Macht und Produktivität (Castells 2001). Die Organisationsform der Informationsgesellschaft, das Netzwerk, ist inzwischen auch das Organisationsmodell für Kultur, Gesellschaft und Staat. Sie ist somit die zentrale Herausforderung für das Ich in der globalisierten Welt. Politische Gestaltung der Globalisierung wird daher nur dann gelingen, wenn die politische und kulturelle Gestaltung der Informationsgesellschaft gelingt.
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Kunst + Politik = Kulturpolitik?

Herausforderungen der documenta XI für die aktuelle Politik

Die Bewertung der documenta XI ist äußerst widersprüchlich: Für die einen ist diese documenta der Beleg für den Niedergang der Bildenden Kunst. Während man trefflich in der Literatur über Martin Walser oder in der verwandten Architektur über die Neuerrichtung des Stadtschlosses in Berlin streitet und dabei sehr viel Kluges und weniger Kluges über das Verhältnis von Kunst, Gesellschaft und Politik austauscht, scheint diese documenta der Beleg für die gesellschaftliche Unwirksamkeit von Kunst zu sein. Das mag überraschen. Denn noch nie hat sich seit der legendären documenta V die Kunst so sehr gesellschaftlichen Fragen geöffnet. Man betrachte nur einmal die Zentralbegriffe der fünf Plattformen (vier große Diskussionsveranstaltungen weltweit und die Ausstellung in Kassel als 5. Plattform). Es fehlt kaum etwas, was eine kritische Gesellschaftsanalyse, Kulturtheorie und Politik heute diskutieren: Demokratie als unvollendeter Prozess, Rechtssysteme, Kreolisierung, Kolonialisierung und Postkolonialismus, Diaspora und Vertreibung, Xenophobie, Euro- und Androzentrierung und natürlich als großer Rahmen die Globalisierung. Genau, sagen die Kritiker. Die documenta sei zu einem „Sachbuch mit Abbildungsteil“ (so Hanno Rauterberg in der ZEIT vom 13.06.2002) oder zu einem „sozialen Archiv“ (Ingo Arend im FREITAG 38 vom 13.09.02) verkommen. Sie stelle sich als Bebilderung der internationalen Antiglobalisierungsbewegung Attac dar, bei der der Besucher letztlich lieber zu dem angebotenen Eis (wahlweise aus Meer-, Brack- oder Süßwasser, auch eine Kunstaktion) greift und an der Fulda  entlangschlendert: man wolle ja schließlich auch mal was Schönes sehen, so der Kasseler Hochschullehrer Rolf Lobeck in FREITAG vom 09.08.2002.

Aus der Sicht der Kulturpolitik müssen die verschiedenen Rezeptionsformen und Lesarten interessieren, die gerade diese documenta ermöglicht. Geht es hier doch nicht nur um eines der größten und traditionsreichsten bildkünstlerischen Ereignisse weltweit zumindest im Hinblick auf Trends, Selbstverständnis und Entwicklungen: Immerhin hatte bislang jede documenta eine große Definitionsmacht darüber, was jeweils „Kunst“ bedeutet. Insbesondere wurde in Kassel immer schon verhandelt, ob und wie Kunst die Kulturfunktionen der Deutung der Lebenswirklichkeit, der Präsentation von Sicht- und Bewertungsweisen menschlicher Lebensbedingungen wahrnehmen will und kann. Denn dieser ganz traditionellen Aufgabe von Kunst, Mittel der Selbstreflexion des Menschen zu sein, fühlt sich der künstlerische Leiter – bei allem Respekt vor ihrer Schwierigkeit – Okwui Enwezor verpflichtet. So schreibt er im Vorwort des 620 Seiten umfassenden, drei Kilogramm schweren Katalogs: „Fünfzig Jahre nach ihrer Gründung sieht die documenta sich erneut mit den Gespenstern einer unruhigen Zeit fortwährender kultureller, gesellschaftlicher und politischer Konflikte, Veränderungen, Übergänge, Umbrüche und globaler Konsolidierungen konfrontiert. Wenn wir diese Ereignisse in ihrer weitreichenden historischen Bedeutung bedenken und ebenso die Kräfte, die gegenwärtig die Wertvorstellungen und Anschauungen unserer Welt gestalten, wird uns gewahr, wie schwierig und heikel die Aussicht der aktuellen Kunst und ihre Position bei der Erarbeitung und Entwicklung von Interpretationsmodellen für die verschiedenen Aspekte heutiger Vorstellungswelten sind.“

Hier äußert sich also eine gewisse Skepsis, ob und wie Kunst heute überhaupt noch in dieser Hinsicht funktionieren kann. Diese documenta wird so zu einem praktischen Forschungsprojekt über Begriffe und Möglichkeiten von Kunst in der heutigen Welt.

Für eine Kulturpolitik, die sich in den neunziger Jahren zu großen Teilen als Spezialdisziplin der Betriebswirtschaftslehre verstanden hat, ist eine solche Ambition durchaus ein Schlag ins Gesicht, wird sie doch auf diese Weise von KünstlerInnen und KuratorInnen daran erinnert, dass eine Kunst- und Kulturpolitik, die sich nur noch für die Optimierung der rechtlichen Rahmenbedingungen, der politischen Akzeptanz und des ökonomischen Erfolgs interessiert, den Kontakt zu ihrem genuinen Gegenstand verloren hat – und damit letztlich die Legitimität ihres Arbeitsgegenstandes aufs Spiel setzt. Aber auch eine Kulturpolitik als Gesellschaftspolitik muss zur Kenntnis nehmen, dass die KünstlerInnen nicht unbedingt auf die Kulturpolitik warten, wenn es um die Selbstvergewisserung in dieser Welt geht. Denn diese documenta präsentiert nicht bloß umfassend „Weltkunst“ im Sinne einer Kunstproduktion aus allen Teilen der Welt, sie zeigt sich zudem unglaublich informiert darüber, welche Theorieangebote zum Verständnis der aktuellen Weltlage in verschiedenen Disziplinen gemacht werden. So mag man intensiv weiter diskutieren, welchen Ertrag diese documenta für die Kunstentwicklung hat: Für die Kulturpolitik ist sie in jedem Fall ein Lehrstück und ein Erprobungsfeld für die eigene Relevanz, denn sie setzt Maßstäbe dafür, wie man nicht nur künstlerisch, sondern auch theoretisch die Auseinandersetzung über die eigene Rolle in der Welt wahrnimmt. 

Man kann etwa gerade in Deutschland von ihr lernen, dass Gesellschafts- und Kulturdiskurse sowohl wissenschaftlich als auch in den Künsten selbst nicht mehr national geführt werden können (vgl. meinen Beitrag „culture unlimited“ in PuK, Ausgabe 2/02). Dies sagt sich leicht und dies mag man als inzwischen verbreitete Allerweltserkenntnis abtun. Doch zeigen die Ausstellungsobjekte mit Eindringlichkeit, was eine imperialistische Kulturpolitik im Gefolge der Kolonialisierung angerichtet hat – und welche produktiven Strategien es seitens der unterdrückten Kulturen gegeben hat, ein Stück weit sich selber behaupten zu können. Hierbei ist einer der Zentralbegriffe dieser documenta – inzwischen auch ein wichtiger Begriff in einer Kulturtheorie, die nicht aus der Sicht des reichen Westens betrieben wird – ausgesprochen ergiebig: Postkolonialität. Gerade die Perspektiven der WissenschaftlerInnen und KünstlerInnen aus ehemaligen Kolonien, ihre Suche nach einer eigenen Identität und Sprache angesichts einer brutalen Unterdrückung durch die Kolonialmächte scheint ein gutes Rüstzeug für solche Diskurse zu liefern die wir heute führen müssen, wenn es um die Bewältigung der kulturellen Globalisierung geht. Denn hierbei ist es gut möglich, dass aus ehemaligen Tätern nunmehr Opfer geworden sind, die dankbar Widerstandsstrategien der ehemaligen Opfer übernehmen können. Es geht heute um die Bewältigung einer unvermeidlichen Globalisierung, die die Frage nach dem Lokalen auch als Frage nach kultureller Identität, Heimat, Lebensweise und Tradition stellt. Der Kampf um kulturelle Identität ist heute ein weltweiter Kampf gegen neue Kolonialisierungstendenzen, die mit der Globalisierung verbunden sind und die heute auch die ehemaligen Kolonialmächte betreffen. Hierbei haben die Menschen aus den ehemaligen Kolonien einen Denkvorsprung von einigen Jahrzehnten, der produktiv von allen anderen genutzt werden kann, wenn man etwa fragt: Wie vergewissert man sich seiner selbst, wie sichert man vorhandene, vielleicht von Zerstörung bedrohte Wissensbestände? Damit könnte auch ein Ausweg aus einer Krise des westlichen Selbstbewusstseins gesehen werden, das inzwischen heftig an dem Widerspruch zwischen seiner expansiven Machtbestrebung und der – am heftigsten am 11. 9. 2001 erlebten – Machtlosigkeit leidet. Das Unbehagen an der Zivilisation, das gelegentlich reaktionäre Blüten treibt (vgl. meinen Artikel „Tabubrüche“ in PuK 3/02, S. 1) könnte in den Kunstwerken und den Theorieangeboten der documenta Verständnishilfen finden, die die westliche „Angst vor der Ohnmacht“ (so der Psychoanalytiker Horst-Eberhard Richter in seinem letzten Buch) nehmen kann.

Eine ganze Reihe von Kunstwerken und Ausstellungsobjekten der documenta setzt sich mit solchen Fragen auseinander, und es ist kein Wunder, dass in Berichten über Kassel immer wieder dieselben Namen fallen. George Adiagbo aus Benin zeigt etwa sein persönliches Lebensarchiv, in dem eine scheinbar wilde Mixtur kultureller, auch und vor allem kulturindustrieller Artefakte rund um seinen Einbaum angeordnet sind. Frédéric Bruly Bouabré, der sich selbst Cheik Nadro – der, der nicht vergisst – nennt, ist gleich mit aberhunderten postkartengroßen Piktografien vertreten, in denen er Figuren und Bilder von Dingen des Alltagslebens und der Mythologie mit ihren französischen Bezeichnungen, aber auch mit gefundenen und erfundenen Sprachzeichen versieht. Er schafft so ein kulturelles Gedächtnis, das – ähnlich wie bebilderte Wörterbücher – Verbindungen zwischen ganz unterschiedlichen Sprachformen und Zeichensystemen herstellt. Systematisch und enzyklopädisch sind auch die Werke westlicher KünstlerInnen: Die fast manisch anmutenden codierten Archive der Hanne Darboven, die geradezu im Zentrum der documenta stehen und zu denen es regelmäßig Konzerte mit ausgeklügelt strengen Vertonungen dieser codierten Systeme gibt. 

Wie tragfähig sind unsere Wissenssysteme, wie leistungsfähig sind die Bild- und Schriftsprachen, wenn es um Bewahrung, Weitergabe und Entwicklung von Wissen geht? Viele Antworten sind geradezu post-postmodern: nicht mehr die Ästhetik als das völlig „Andere der Vernunft“, aber gerade auch keine bloße Rückkehr zu dem Fortschrittsoptimismus der Moderne. Denn „Moderne“ heißt globaler Kapitalismus, heißt ausgeklügelte Überwachungssysteme, heißt Gleichschaltung der Sinne. Zu all diesem gibt es eindringliche Kunstwerke, die auch bei Vorwarnung unter die Haut gehen. Bemerkenswert ist jedoch die Aufrechterhaltung einiger Prinzipien der frühen Moderne: das Enzyklopädische und Systematische etwa. Es geht in vielen Kunstwerken um Ordnung, sicherlich auch um die Ambivalenz einer aufgezwungenen Ordnung als menschenfeindlicher Macht, aber auch um die anthropologische Notwendigkeit von Ordnung für den Menschen, zur Strukturierung seines Lebens und seiner Welt. So wird diese documenta zwar zu einem eindrucksvollen Beleg für die „Ambivalenz der Moderne“ (Z. Bauman), für ihre zivilisatorischen Errungenschaften ebenso wie für die subtilen Unterdrückungssysteme, die sie mit sich gebracht hat. Sie ist keineswegs bloß antikapitalistisch, antimodernistisch oder Teil einer Antiglobalisierungsbewegung. Man spürt vielmehr das Ringen um die Möglichkeit einer menschlichen politischen Ordnung, wobei man weiß, dass es ein einfaches Zurück nicht geben wird. Dies zeigt sich bei den Kuratoren etwa an dem gemeinsamen Bezug auf die Analyse der „neuen Weltordnung“, die Hardt/Negri in ihrem Buch „Empire“ vorgelegt haben. Präzise wird dort verfolgt, welchen Weg die Entwicklung der politischen Machtausübung gegangen ist in – durchaus spannungsvoller – Beziehung zur Entwicklung der Ökonomie. Vielleicht sind die Ansätze einer neuen (politischen) Weltordnung in Zeiten der Globalisierung schon erkennbar. Die Kunstobjekte der documenta beanspruchen nicht, solche Visionen aufzuzeigen. Wohl aber setzen sie sich mit unseren Möglichkeiten auseinander, vernünftige Visionen zu entwickeln. Eine wichtige Rolle spielt dabei das Wissen. Kunst will Wissen über Wissen, vermeintliches Wissen und Nichtwissen liefern. Künstlerinnen und Künstler zeigen dies auf dieser documenta mit großer Eindringlichkeit. Denn Wissen schafft Orientierung in der Welt – doch wie weiß ich, was Wissen ist und woher es kommt? Die Sinne als Quelle des Wissens lügen, so sagte es schon der Maler Georges Braque am Ende des 19. Jahrhunderts und markierte das Ende der gegenständlichen Malerei. Dieser Topos des Lügens, die Thematisierung von Wahrheit in Repräsentationen und Darstellungen findet sich als massive Kritik am „Retinalen“, also am Sehen und Sichtbaren etwa in den Überlegungen des Kurators Sarat Maharaj in seinem Katalogbeitrag. Die alten und neuen technischen Medien, überall präsent auf der Ausstellung, lügen sicherlich noch mehr. Wie kann man angesichts dieses notwendigen Misstrauens gegenüber den Sinnen überhaupt noch Leben dokumentieren, Ereignisse zeigen, Probleme zur Anschauung bringen? Die Künste konnten der Wirksamkeit ihrer Methoden noch nie so unsicher sein wie heute, da die Sinne vielfach verstellt sind. Nicht nur die Augen werden manipuliert, auch Ohren, Nase, Tastgefühl. Eine Konsequenz ist es für KünstlerInnen, sich zu den Menschen selbst zu begeben, mit ihnen eine Zeit lang zusammen zu leben, ihre Lebenswelt zu teilen, so wie es als Teilprojekt der documenta der Schweizer Thomas Hirschhorn im Kasseler Norden gemacht hat. Und trotz der unaufhebbaren Unsicherheit ist Wissen notwendig. Eine produktive Konfrontation von unterschiedlichen Wissensformen bietet diese documenta insgesamt: vier vorangegangene Theoriesymposien in unterschiedlichen Weltregionen, quasi völlig ohne Kunst, eine wuchtige Kunstausstellung und ein Katalog, der in den Theoriebeiträgen der KuratorInnen und weiteren Mitstreitern kaum Wünsche und Ansprüche offenlässt. Es ist also auch ein Wettbewerb zwischen unterschiedlichen Wissensformen, bei dem Wissenschafts- und Alltagswissen, Wissen aus verschiedenen Teilen der Welt, altes und neues Wissen miteinander konkurrieren. 

Postkolonialität, Kreolität, kulturelle Identität sind schwierige abstrakte Begriffe. Sie sind jedoch auch mit Händen und Sinnen erfassbare Lebenswirklichkeiten. Die Werke der documenta zerstören sicherlich immer wieder Gewissheiten – das wollte auch die Postmoderne. Sie wollen auch immer wieder neue Gewissheiten schaffen. An dieser Stelle geht die documenta über die bloß destruktive Dimension der Postmoderne hinaus.

Diese documenta ist ein Frontalangriff auf Sinne und Intellekt – sofern man sich darauf einlässt. Denn dies ist – auch kulturpolitisch – bedeutsam: Kunst entsteht letztlich durch den Betrachter und seine Rezeption. Dies ist auch ein Thema der KuratorInnen und der KünstlerInnen. Kein Wunder also, dass die Klassiker dieser Auffassung von Kunst bzw. der radikalen Infragestellung des Kunstbegriffs insgesamt, also etwa Walter Benjamin bzw. Marcel Duchamp – zu den am meisten zitierten Autoren/Künstlern gehören. Enwezor wollte die Dominanz des Westens im Kunstbetrieb sprengen. Künstlerinnen und Künstler aus Asien, Afrika und Südamerika nehmen daher einen großen Raum ein. Gezeigt und betrachtet wird deren Kunst jedoch in den Strukturen der documenta, in Kassel, in einem westlichen Land – und dies  überwiegend von einem Publikum, das nicht zum ersten Mal auf einer documenta ist. Eine theoretische Grundlage dafür, dass sich eine Kultur dann entwickelt, wenn man ihr einen quasi neutralen „dritten Raum“ zur Verfügung stellt, finden die Kuratoren in der Kulturtheorie von Homi K. Bhabha (The Location of Culture). Es gibt allerdings auch gute Gründe für die Annahme, dass der antikolonialistische Impetus gescheitert ist, dass es nunmehr, wie Rauterberg schreibt, zum Karriereziel auch von Künstlern aus Lagos und Neu-Dehli geworden ist, zur documenta eingeladen zu werden. Die Form und der dann doch nicht neutrale Ort scheinen hier den Inhalt zu besiegen. Doch auch dann wäre die documenta insgesamt nicht gescheitert, sondern könnte dazu dienen, die Kulturpolitik aus ihrem Dornröschenschlaf mit ihrem Bezug auf Verständnisweisen von „Kultur“, „Nation“ oder „Politik“, die schon längst ihre frühere Relevanz und Bedeutung verloren haben, zu wecken.

Kultur in Zeiten der Globalisierung

Vortrag im Rahmen der Veranstaltungsreihe „Massenkultur und Kunst“. 4. Bremer Symposion der Heinrich Böll Stiftung und der Galerie Katrin Rabus am 16.10.2003 in Bremen.

1. Einführung

Wenn ich Ihnen zunächst einmal davon berichte, dass ich in den letzten drei Wochen zum einen in Cancùn in Mexiko und zum anderen in Paris war, dann mögen Sie dies vielleicht als Indiz dafür deuten, es mit einem Globetrotter zu tun zu haben, aber der Zusammenhang mit dem Thema meines Vortrages leuchtet vielleicht noch nicht so unmittelbar ein. Dies wird sich allerdings schlagartig ändern, wenn ich Ihnen mitteile, was ich in Cancùn bzw. in Paris getan habe. Zunächst einmal zu Cancùn. Sie erinnern sich möglicherweise daran, dass die Welthandelsorganisation (WTO) in Cancùn in Mexiko ihr fünftes Ministertreffen durchgeführt hat, bei dem es darum hat gehen sollen, weitere Schritte in Richtung Liberalisierung der Weltmärkte zu unternehmen. Sie erinnern sich vielleicht daran, dass die Verhandlungen als gescheitert gelten, weil keine Einigung über den Agrarmarkt hat erzielt werden können. Immer mehr Entwicklungsländer hatten sich darüber beklagt, dass die reichen Länder aus Europa und Nordamerika zwar die Öffnung ihrer Märkte gefordert haben, ihrerseits allerdings keine Bereitschaft zeigten, die hohen Subventionen für die Agrarprodukte zu reduzieren. Auf diese Weise hätten die nationalen Agrarwirtschaften in den so genannten Entwicklungsländern überhaupt keine Chance, den so entstandenen Wettbewerb zu überleben. 

Selbst wenn Sie sich an diesen Tatbestand erinnern, fragen Sie sich vielleicht, was all dies mit der Globalisierung der Kultur zu tun hat. Nun ist die Liberalisierung von Märkten, in denen Güter gehandelt werden, seit über 50 Jahren Standard-Thema im so genannten GATT-Vertrag und damit seit 1995, seit ihrer Gründung, im Rahmen der Welthandelsorganisation. Ein zweites, zunehmend wichtiger werdendes Standbein der Welthandelsorganisation ist ein Vertragswerk, das es mit Dienstleistungen zu tun hat: GATS (General Agreement on Trades and Services). Selbst wenn Sie dies wissen, fragen Sie sich möglicherweise immer noch, was dies mit Kultur zu tun hat. Nun die Antwort ist denkbar einfach: Im internationalen Sprachgebrauch und insbesondere im internationalen Handelsrecht wird einiges als Dienstleistung bezeichnet, was in Deutschland nicht unter dieser Rubrik gefasst wird: Bildung und Kultur, Gesundheit, Umweltschutz und viele andere Dinge, die man bestenfalls in Deutschland unter der Rubrik „Daseinsvorsorge“ behandelt. Nun verstehen Sie, warum Kultur hat in Cancùn präsent sein müssen: um zu verhindern, dass die eh schon vorhandene Liberalisierung der Märkte für Bildung und Kultur weiter vorangetrieben wird. Wir waren dort in einem Viererbündnis von Organisationen: die Öffentlich Rechtlichen Rundfunkanstalten vertreten durch den stellvertretenden Vorsitzenden der ARD, Fritz Pleitgen, der Deutsche Kulturrat vertreten durch seinen Präsidenten, die Heinrich-Böll-Stiftung, die eine große Erfahrung in der Organisation von NGO-Veranstaltungen rund um solche internationalen Gipfeltreffen hat, und ein internationales Netzwerk für kulturelle Vielfalt (INCD). So weit zur Erklärung der ersten Reise. 

Nun zur Erklärung meines Paris-Aufenthaltes. Was die UNESCO ist, weiß jeder. Dass die UNESCO heute in Paris ihre 32. Generalversammlung abschließt, wissen vermutlich die meisten nicht. Im Ausschuss Kultur der UNESCO wurden zwei Konventionen behandelt, davon wurde eine verabschiedet, die andere in Auftrag gegeben. Und bei beiden Konventionen bin ich mitten im Thema meines Vortrages. Die erste Konvention hat es mit dem so genannten „Intangible Heritage“, dem immateriellen Kulturerbe zu tun. Diese Konvention wurde mit überwältigender Mehrheit verabschiedet. Es geht dabei darum, dass die meisten Kulturen in Asien, Afrika und Südamerika – anders als in der europäischen Tradition – sehr stark auf oralen Vermittlungen beruht. Hierzulande ist man eher gewohnt, alle kulturellen Errungenschaften quasi in Stein zu hauen, so dass es sehr viele Schlösser, Gartenanlagen, Kirchen und Kathedralen gibt, von denen wiederum sehr viele in die Welterbeliste des materiellen Kulturerbes aufgenommen worden sind. Wer sich diese Welterbeliste anschaut – immerhin ein Prunkstück kulturpolitischer Aktivitäten der UNESCO – wird feststellen, dass es eine unglaubliche Dominanz von zu erhaltenden Weltkulturerbestätten gibt, die in den reichen westlichen Ländern liegen. Asien, Südamerika und Afrika sind hoffnungslos unterrepräsentiert. Zu einem großen Teil hat das mit der soeben erwähnten Tradition zu tun, dass die Kulturen dort weniger auf Schrift und Stein, sondern eher auf mündlichen Überlieferungen, auf Sitten und Gebräuchen, auf Traditionen beruhen. Immerhin bewegt man sich auch bei dieser Frage der Traditionen, der Wertorientierungen und der oralen Überlieferungen im Bereich des weiten Kulturbegriffs der UNESCO, so wie er 1982 in Mexiko verabschiedet worden ist. Denn dieser weite Kulturbegriff erfasste zwar auch die Künste, bezog aber ausdrücklich Lebensweisen, Traditionen und Sitten mit ein. Es ist also nur konsequent, wenn man diese Lebensweisen und die kulturellen Grundlagen dieser Lebensweisen, die eher mündlich überliefert werden in vielen Teilen der Erde, ebenso berücksichtigt im Rahmen von Welterbelisten wie das materielle Kulturerbe. Dies ist jetzt geschehen, wobei es natürlich erhebliche Schwierigkeiten bereiten wird, geeignete Verfahren zu entwickeln, wie dieses „Intangible Heritage“ bewahrt werden kann. Um eine Vorstellung zu geben, was denn dieses Intangible Heritage sein könnte, gebe ich Ihnen einige Beispiele aus der ersten „Proclamation of Masterpieces“, so wie sie am 18. Mai 2001 vorgestellt wurde. Es handelt sich um 19 verschiedene „Welterbestätten“, von denen keine einzige in Nordamerika, dafür aber drei in Südamerika, vier in Afrika und acht in Asien liegen. Es geht etwa um die Tradition des Nogaku-Theaters in Japan, es geht um das Sanskrit-Theater in Indien, es geht um rituelle Musik in Korea und um den Marktplatz einer marokkanischen Stadt mit einer ganz spezifischen Atmosphäre, die von Erzählern geprägt ist. Aus deutscher Sicht wurde etwa die Partitur der Neunten Symphonie von Beethoven vorgeschlagen. In der Diskussion war auch das Patent von Konrad Zuse für den ersten elektronischen Rechner. 

Der zweite genannte Punkt, den die UNESCO behandelt hat, war eine Konvention zur Kulturellen Vielfalt. Darüber will ich an dieser Stelle noch nichts sagen, sondern ich hoffe, ein wenig Neugierde zu erzeugen, was dieses mit unserem Thema zu tun hat, um dann am Ende meines Beitrages darauf zurückzukommen. Ich werde mich nun zunächst im zweiten Abschnitt kurz mit der Begrifflichkeit der Globalisierung auseinander setzen, im dritten Abschnitt auf die kulturelle Globalisierung eingehen und im letzten Abschnitt die Frage behandeln, was denn eine globale Kulturpolitik sein könnte, die sich natürlich mit kultureller Globalisierung befassen muss.

2. Was ist Globalisierung?

„Globalisierung“ spaltet die Menschen. Sie spaltet sie nicht bloß real im Hinblick darauf, wer Nutzen und wer Schaden davon hat, sie spaltet sie auch im Hinblick auf die Bewertung. Die einen haben durchaus positive Empfindungen, wenn sie auf Globalisierung angesprochen werden. Sie denken an Weltmusik, an Weltliteratur, an den globalen Austausch der Künstlerinnen und Künstler. Andere assoziieren mit Globalisierung eher „MacDonaldisierung“, Gleichmacherei, Standardisierung auf niedrigstem Niveau. Auch die Wissenschaft ist sich nicht einig über Globalisierung: für die einen handelt es sich um einen sehr alten Tatbestand, der spätestens in der Renaissance etwa mit den großen Handelsreisenden wie Marco Polo begonnen hat. Der französische Historiker F. Braudel beschreibt in seiner voluminösen „Geschichte des Kapitalismus“ die Entstehung des Welthandels und zeigt, wie der Kapitalismus von Anfang an eine weltweite Erscheinung gerade im Hinblick auf den Handel war. Andere sagen jedoch, dass man von Globalisierung erst seit den neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts sprechen kann. Zwar gab es schon während der sechziger und siebziger Jahre eine Diskussion ober die so genannten Multis, die multinationalen Konzerne. Doch glaubt man, Anfang der neunziger Jahre eine neue Qualität in der internationalen Vernetzung der Wirtschaft erkennen zu können. Ich komme später darauf zurück. 

Wenn Globalisierung alt oder neu zugleich sein soll, wenn Globalisierung Positives ebenso wie Negatives erfassen soll, dann muss irgendetwas mit den Begriffen nicht stimmen. Es ist daher nützlich, sich ein wenig um die Begrifflichkeit zu kümmern. Eine gewaltige Hürde bei dieser Begriffsklärung stellt allerdings der inzwischen inflationäre Gebrauch dieses Begriffs dar. Wer in einer beliebigen Suchmaschine im Internet den Begriff der Globalisierung eingibt, wird gleich einige 10.000 Eintragungen finden. Ich halte vor diesem Hintergrund eine erste Begriffsunterscheidung für nützlich, die Ulrich Beck in Deutschland populär gemacht hat. Er unterscheidet Globalität, Globalisierung und Globalismus. Mit Globalität meint er den empirisch feststellbaren Tatbestand der Vernetzung der internationalen Wirtschaft. Globalisisierung ist der Prozess, der zu dieser sich ständig vergrößernden Globalität führt. Beide Erscheinungen sind verbunden mit einer zunehmenden Entmachtung des Nationalstaates zu Gunsten von übergeordneten Institutionen. Von diesen zwei eher empirisch feststellbaren Tatbeständen unterscheidet sich der „Globalismus“ dadurch, dass es sich hier um eine Ideologie handelt: Die Ideologie nämlich, dass Globalität bzw. Globalisierung zwei unaufhaltsame Erscheinungen sind, quasi im Range eines Naturgesetzes, die nicht nur nicht gestaltet werden können, sondern die man auch am besten nicht zu gestalten versuchen solle. Hinter dieser Ideologie steckt natürlich die Idee des Neoliberalismus, die These von den Märkten, die gar nicht frei genug sein können, damit sich ungehindert weltweit ein Warentausch ausdehnen kann. Philosophisch überhöht wird eine solche Position mit der These, dass ein freier Austausch von Waren und Dienstleistungen auch einen freien Austausch von Ideen mit sich brächte und so insbesondere die Idee der Menschenrechte weltweite Verbreitung finden könnte. Die Durchsetzung eines globalen Rechtsstaates und die Durchsetzung von Menschenrechten gingen einher mit der Durchsetzung eines solchen internationalen Kapitalismus. 

Im Hinblick auf die zeitliche Festlegung, wann man denn überhaupt von Globalisierung im heutigen Sinne sprechen könne, sind in der Tat die frühen neunziger Jahre eine plausible Antwort. Zu dieser Zeit wurde das Internet mit einer unglaublich großen Geschwindigkeit zu der relevanten internationalen Vernetzungstechnik schlechthin, die es ermöglicht hat, insbesondere in dem Handel mit Geld in Echtzeit große Fortschritte zu erzielen. Das Ergebnis ist für jedermann erkennbar: Die Massen an frei flottierenden Geldmitteln, die im Moment um den Globus schweben, haben sich vervielfacht. Eine wichtige Kennziffer ist hierbei die Beziehung zu real stattfindenden ökonomischen materiellen Prozessen. Sprach man in den siebziger und achtziger Jahren noch davon, dass weit über 80% aller Geldtransaktionen etwas damit zu tun haben, dass auch real im Wirtschaftsleben etwas geschieht, so ist diese Anbindung an das Reale heute nur noch im Umfang von etwa 4% der flottierenden Geldmittel vorhanden. Daher gibt es Vorschläge selbst von konservativen Wirtschaftswissenschaftlern, etwa von dem Wirtschaftsnobelpreisträger Tobin, diesen Fluss frei flottierender Geldmittel zu erschweren, denn die weltweiten Spekulationen führten immer wieder zu dem Zusammenbruch nicht bloß von einzelnen Wirtschaftsbereichen oder Unternehmungen, sondern sogar von ganzen National-Ökonomien. Die berühmte Tobin-Steuer ist eine solche Maßnahme, um diesen freien Fluss von Geldmitteln zu verhindern. Attac, die internationale Antiglobalisierungsbewegung, die ihren Ausgangspunkt in der französischen Zeitschrift Le Monde Diplomatique – etwa unterstützt durch Pierre Bourdieu – gefunden hat, setzt an dieser Stelle an: Es geht um die Besteuerung von Finanztransaktionen zu Gunsten der Bürgerinnen und Bürger. Globalisierung meint also nicht bloß eine Vergrößerung des internationalen Geschäftsbereichs von Unternehmungen, sondern bezieht sich auf eine zunehmende internationale Vernetzung der Wirtschaft und letztlich der Gesellschaft und der Politik schlechthin.

3. Globalisierung in der Kultur

Ebenso wie Wirtschaftshistoriker darauf hinweisen, dass der kapitalistische Handel von Anfang an eine internationale Ausdehnung hatte, so weisen Kunsthistoriker darauf hin, dass es immer auch schon im Bereich der Künste einen internationalen Austausch gegeben hat. Das Beispiel von Goethe und seiner Beziehung zu dem persischen Dichter Hafis ist nur eines von vielen. Kunst funktionierte eigentlich immer schon so, dass sich Künstlerinnen und Künstler ständig mit dem jeweils vorhandenen Entwicklungsstand ihrer Künste auseinander setzen und sich daraus in umfassender Weise Anregungen holten. Etwas salopp war kürzlich in einem Artikel zu lesen, dass Picasso einer der größten Diebe der Weltgeschichte gewesen sein, eben weil er sich von afrikanischer Kunst in erheblichem Umfang hat inspirieren lassen. Dieses Vorgehen ist nicht zu verurteilen, sondern man muss feststellen, dass Kunst genau so funktioniert. 

Allerdings muss man dieser idealtypischen und vielleicht auch idealistischen Sichtweise einen ökonomischen Kontrapunkt entgegensetzen. Ich will dies an einem Beispiel verdeutlichen. An einem bestimmten Punkt ihrer Karriere entdeckten die Beatles die indische Musik. Sie entdeckten das Instrument Sitar, und sie entdeckten Ravi Shankar, damals einer der berühmtesten Sitar-Spieler in Indien. Sie ließen sich in umfassender Weise von dieser indischen Musik inspirieren, und insbesondere war es George Harrison, der hier seine neue Liebe entdeckte. Zunächst ist hier überhaupt nichts dagegen einzuwenden. Wenn allerdings die Beatles ihre von indischer Musik inspirierte neue Musik auf Platten pressten und diese dann nach Indien verkaufen wollten, mussten die Inder dies sehr präzise bezahlen. Denn es gibt so etwas wie ein Urheber- und Verwertungsrecht, es gibt ein Recht am geistigen Eigentum, das ursprünglich die Idee verfolgte, dass Künstlerinnen und Künstler, dass künstlerische Produzenten bzw. ErfinderInnen von ihren Produkten auch leben können. Bezogen auf den Fall der Beatles muss man feststellen, dass sich die Beatles „ihr“ geistiges Eigentum sehr teuer haben bezahlen lassen, wohingegen die Inder mit ihrer indischen Musik auch nicht den kleinsten Betrag dafür zurückbekommen haben. Dass dies möglich war und ist, liegt daran, dass in weiten Teilen der Welt-Bevölkerung nicht die individuelle Leistung einzelner Künstlerinnen und Künstler im Vordergrund steht, sondern es sich vielmehr um kollektive Kulturen handelt. Und dies gilt auch im Bereich der Kunstproduktion. Unser derzeitiges Urheber- und Verwertungsrecht kennt jedoch kollektive Urheberschaften in diesem Sinne nicht, sondern es ist ein Produkt des Individualismus-Prinzips des „Abendlandes“. Daher kann man derartige kollektive Kulturen nach Lust und Laune ausplündern, wohingegen man in diesen kollektiven Kulturen für jede individuell zuzuordnende künstlerische Leistung bezahlen muss. Mit einer gewissen Berechtigung kann man hier also auch von einem gewissen kulturellen Imperialismus sprechen, der zudem durch internationale Urheberrechts-Gesetze (WIPO, TRIPS) auch noch geschützt wird und auch einen Rückhalt findet in der sehr stark individualistisch angelegten Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, dort insbesondere bei dem Recht auf „intellectual property“. An dieser Stelle will ich noch einmal auf das „Intangible Cultural Heritage“ in der letzten UNESCO-Konvention zurückkommen. Es ist vor diesem Hintergrund verständlich, dass insbesondere die Entwicklungsländer ein großes Interesse an dieser Konvention hatten, dass insbesondere Entwicklungsländer auch ein großes Interesse daran haben, die derzeitig gültige Allgemeine Erklärung der Menschenrechte mit ihrer starken individualistischen Tendenz zu erweitern um so genannte Gruppenrechte.

Ich will einen zweiten Hinweis zur kulturellen Globalisierung geben: Bei der letzten documenta in Kassel, der documenta XI, die einen afrikanischen Kurator (Enwezor) hatte, wurde erstmals die künstlerische Praxis aus so genannten Entwicklungsländern in den Mittelpunkt gestellt. Wie sie sich sicherlich erinnern können, bestand die documenta XI aus fünf Foren. Die ersten vier dieser Foren waren rein intellektuelle Auseinandersetzung etwa über zerfallende Städte, über Demokratie und ihre Defizite, über Prozesse der Wahrheitsfindung etwa am Beispiel der so genannten Wahrheitskommission in Südafrika. Erst das fünfte Forum dieser groß angelegten documenta war die documenta im engeren Sinne, also die Kunstausstellung in Kassel. Das Grundbuch der Kuratorinnen und Kuratoren war ein politisch-ökonomisches Buch, das von einem altlinken Philosophieprofessor aus Italien und einem amerikanischen Literaturwissenschaftler herausgegeben worden ist: Das Buch Hardt/Negri: Empire. In diesem Buch geht man sehr kritisch mit der neuen Qualität um, die die ökonomische Globalisierung inzwischen erreicht hat und die – so die These des Buches – auch zu einer völlig neuen Form politischer Herrschaft weltweit geführt hat. 

Die documenta brachte auch einige Kulturdiskurse in das Bewusstsein der Öffentlichkeit in Deutschland, die es zwar in einzelnen Feldern des Kulturbereichs und der Kulturwissenschaften durchaus schon seit einigen Jahren gab, die aber in dieser Form noch nicht in aller Breite diskutiert wurden. Ich will hier nur zwei solcher Diskurse nennen:

Das eine ist der kulturtheoretische Diskurs rund um „Kreolisierung“ und „hybride Kulturen“. Damit ist gemeint, dass es immer wieder zu Vermischungen von Kulturen in einer Form kommt, dass aus vorhandenen Versatzstücken etwas Neues gebildet wird, das zudem die Menschen in die Lage versetzt, sehr selbstbewusst ihr Leben zu ordnen und zu orientieren. Dieser Entstehungstyp von Kultur hat etwas damit zu tun, dass es globale Wanderbewegungen gibt, und der ist ausgesprochen positiv zu deuten, da es nicht automatisch zu jener oft befürchteten Standardisierung auf niedrigstem Niveau kommt, sondern dass durchaus Kulturen entstehen können, die kräftig sind und ihre Menschen lebensfähig machen.

Eine zweite kulturtheoretische und auch kulturpraktische Entwicklung verbirgt sich hinter dem Stichwort des Post-Kolonialismus. In diesem Kontext ist etwa Edward Said ein wichtiger Autor, ein kürzlich verstorbener palästinensischer Kultur- und Literaturtheoretiker, der lange Zeit in den USA gelehrt hat. Das berühmteste Buch von ihm heißt „Orientalism“ und es beschreibt, dass und wie der „Orient“ eine interessensgebundene Konstruktion westlicher Autorinnen und Autoren war. Der Postkolonialismus ist sehr stark in der Literaturwissenschaft und dort vor allem in der englischsprachigen Literaturwissenschaft verankert, weil es gerade in den ehemaligen englischen Kolonien sehr viele berühmt gewordene Autorinnen und Autoren gibt, die in englischer Sprache schreiben, und die die Situation in den ehemaligen englischen Kolonien reflektieren (kürzlich ist einer dieser Autoren mit dem diesjährigen Literaturnobelpreis ausgezeichnet worden). Dieser literarische Postkolonialismus zeigt etwa, dass selbst sehr fortschrittliche Autorinnen und Autoren (zu nennen wäre hier etwa Joseph Conrad mit seinem Buch Heart of the Darkness) letztlich doch nur Bilder von Asien oder Afrika entwerfen, die wenig mit der Realität, aber sehr viel mit imperialistischen Interessen zu tun haben. 

Im Hinblick auf unser Thema kann man durch diese knappen Hinweise feststellen, dass es sich bei der Globalisierung in der um eine ambivalente Erscheinung handelt: Sie schafft durchaus Neues und bietet neue Möglichkeiten, sich im Leben zu behaupten, sie schafft aber auch neue Formen der Unterdrückung. 

Ich will nur zwei weitere Stichworte nennen, die im Diskurs der Globalisierung heute eine gewisse Rolle spielen:
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Das erste ist der Hinweis des englischen Kulturtheoretikers Robertson, dass bei aller Globalisierung Kultur immer eine lokale Verankerung hat, so dass er konsequent von „Glokalisierung“ spricht.
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Einen weiteren Hinweis will ich geben auf das Buch von Breidenbach/Zukrigl (Tanz der Kulturen), zwei Ethnologinnen, die lange Zeit in Afrika gearbeitet haben und die eine durchaus positive Sichtweise gegenüber der Globalisierung vorstellen und begründen. Sie wissen zwar, dass die Globalkultur von ungleichen Machtverhältnissen geprägt ist, sehen jedoch auch, wie sich durch die Globalisierung die Welt ausdifferenziert und wie insbesondere die globale Kultur nunmehr als Referenzsystem für jede einzelne (lokale) Entscheidung zur Verfügung steht.

4. Globale Kulturpolitik

Als zentrale Aufgabe einer globalen Kulturpolitik sehe ich die Gestaltung der kulturellen Globalisierung. Dies klingt zunächst einmal hinreichend harmlos. Wenn man sich aber daran erinnert, dass der dritte oben genannte Aspekt von „Globalisierung“ eben die ideologische Sichtweise war, dass es sich um einen quasi naturmäßig ablaufenden Prozess handele, der nicht gesteuert werden kann und soll, dann sieht man, dass man sich mit der Forderung nach Gestaltung der kulturellen Globalisierung schon im Gegensatz zu dieser ideologischen Variante der Globalisierungstheorie setzt. 

In der internationalen kulturpolitischen Diskussion spielen in den letzten Jahren Begriffe wie „kulturelle Identität“, und „kulturelle Vielfalt“ (Cultural Diversity) eine zentrale Rolle. Dies ist durchaus verwunderlich. Denn der Begriff der Kultur, so wie ihn etwa Herder in die philosophische Fachsprache eingeführt hat, war von Anfang an ein Begriff der Differenz, der Unterscheidung und der Pluralität. Auf Herder geht nämlich die Entdeckung zurück, dass Menschen auf der Welt sehr viele Weisen des Lebens entwickelt haben, die alle menschlich zu nennen sind. Er benötigte zur Unterscheidung dieser Lebensweisen den Begriff der Kultur. Wieso braucht man daher heute den neuen Begriff „kulturelle Vielfalt“, wenn doch eigentlich „Kultur“ schon Vielfalt zum Ausdruck bringt? Der Grund dafür liegt darin, dass man die Vielfalt vielfältig bedroht sieht. Eine Bedrohung von Vielfalt geht dabei nicht bloß von diktatorischen  Regimen aus, sondern sie besteht durchaus auch in demokratischen Gesellschaften. Ich weise hier nur ganz knapp darauf hin, dass etwa die These von der „Leitkultur“ zum Ausdruck bringt, dass man mit der Vielfalt in der deutschen Gesellschaft nicht zu Rande kommt und daher eine Standardisierung oder zumindest eine Festschreibung einer Hauptkultur haben möchte. 

Auf der Ebene der UNESCO spricht man inzwischen davon, dass kulturelle Vielfalt für die Gesellschaft genauso bedeutsam ist wie biologische Vielfalt für die Natur. Man diskutiert „kulturelle Vielfalt“ auf der Ebene der Menschenrechte und ihrer zentralen Werte wie Freiheit und Gerechtigkeit, weil man erkannt hat, dass die Pluralität und die Fähigkeit hierzu den Menschen erst zum Menschen gemacht haben. Daher sagt man kurz und lapidar, dass kulturelle Vielfalt ein Menschenrecht darstellt. 

Nun komme ich auf die eingangs erwähnte Reise nach Cancùn zurück, wo es um Marktöffnung gegangen ist. Was hat diese Diskussion über kulturelle Vielfalt mit Marktöffnung zu tun? Der Grund liegt in der eingangs erwähnten Diskussion, dass Kultur, Bildung und Soziales zu den Dienstleistungen gezählt werden, für die nunmehr auch freie Märkte entstehen sollen. Erinnert man sich an Marco Polo und an die These, dass Kunst immer auch schon freien Austausch braucht, so mag man in dieser Forderung nach einem freien Markt im Bereich des Kulturellen erst einmal nichts Schlechtes zu erkennen. Eine Begründung dafür, dass sich vier nationale und internationale Organisationen zusammen gefunden haben, um in einer Cancùn-Erklärung zur kulturellen Vielfalt zu fordern, dass die Märkte für Kultur (und Bildung) nicht freigegeben werden sollen, findet sich in der Empirie. Man stellt nämlich fest – etwa am Beispiel der Film- und Buchkultur in der Türkei oder in Mexiko –, dass ein geöffneter Markt sofort zum Zusammenbruch der Vielfalt geführt hat. Wo es vorher etwa reduzierte Steuersätze bzw. Einfuhrschranken für ausländische Produkte gegeben hat, konnte man feststellen, dass die nationale Kulturproduktion sofort einen Kollaps erlitten hat, als man die Märkte geöffnet hat, weil die nationale Kulturproduktion nicht konkurrenzfähig gegenüber den großen internationalen Kultur- und Medienkonzerne war. Damit ist auch ein gehöriges Maß an Vielfalt verloren gegangen.

Vor diesem Hintergrund ist die zweite eingangs erwähnte Konvention der UNESCO zu sehen: die nunmehr in Auftrag gegebene „Konvention zur kulturellen Vielfalt“. Gegenstand dieser Konvention soll u. a. sein, was auch unsere Cancùn-Erklärung fordert:
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der Schutz nationaler Kulturwirtschaften und
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eine eigenständige nationale Kulturpolitik einschließlich einer nationalen Kulturförderung.

Auf nationaler Ebene verspreche ich mir von der zukünftigen Entwicklung, dass wir präziser als bisher bestimmen, was denn eine nationale Kulturpolitik (auf Bundesebene) beinhalten könnte. Ich stelle mir zudem vor, dass man intensiver als bisher die internationale kulturpolitische Diskussion verfolgt und sich von der hohen Qualität der kulturtheoretischen und -politischen Diskussion – etwa im UNESCO-Kontext – mitreißen lässt.

5. Anhang

A) Cancùn-Erklärung zur kulturellen Vielfalt 

Aus Anlass der 5. Ministerkonferenz der WTO im September 2003 in Cancún, Mexiko, erklären die unterzeichnenden Repräsentanten der Zivilgesellschaft, dass kulturelle Vielfalt einen unabdingbaren Bestandteil der Menschheit darstellt, den wir jetzt und in der Zukunft unterstützen und fördern werden. Wir nehmen daher folgende Erklärung an:
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In Anerkennung, dass kultureller Ausdruck ein elementares Menschenrecht und die Grundlage für eine funktionierende Demokratie ist;
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als Bestätigung, dass kulturelle Vielfalt ebenso notwendig für die Menschheit ist wie biologische Vielfalt für die Natur, und dass daher eine Politik, die kulturelle Vielfalt sichert und fördert, wesentlicher Bestandteil einer Politik der nachhaltigen Entwicklung ist;
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in der Erwägung, dass kulturelle Dienstleistungen einzigartige gesellschaftliche Werte widerspiegeln und vermitteln, die weit über kommerzielle Interessen hinausgehen und dass entsprechende handelspolitische Maßnahmen diese Werte voll berücksichtigen müssen;
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unter Berücksichtigung, dass die Möglichkeit des Einzelnen, sich über die eigene Kultur zu bilden, zu ihr Zugang zu finden und an ihr teilzuhaben, die Grundlage für den Schutz und die Förderung kultureller Vielfalt darstellt;
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in Erwägung von Fällen, in denen Handelspolitik negative Auswirkungen auf Kulturpolitik gehabt hat und dass daher die Evaluierung möglicher Auswirkungen von Handelspolitiken auf kulturelle Vielfalt ein wesentliches Instrument jeder Verhandlung im Handelsbereich sein muss;
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unter Berufung auf und in Bestätigung der UNESCO Erklärung zur kulturellen Vielfalt vom November 2001 sowie der Erklärung des Europarats zur kulturellen Vielfalt vom Dezember 2000;
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unter Berücksichtigung, dass die Globalisierung auf unterschiedliche Weise neue Herausforderungen stellt, wie Kulturen bewahrt und entwickelt werden können;
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unter Betonung, dass kulturelle Vielfalt auf der Freiheit der Meinungsäußerung, Medienpluralismus und Sprachenvielfalt und einem ausgewogeneren Austausch zwischen Kulturen beruht; und dass sie einen ebenbürtigen Zugang zu allen Formen des kulturellen Ausdrucks und den Mitteln ihrer Artikulation, Produktion und Verbreitung, auch in digitaler Form, voraussetzt; rufen wir die Mitglieder der Welthandelsorganisation dazu auf,
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Politiken, die geeignete Existenzbedingungen für audiovisuelle und andere kulturelle Güter und Dienstleistungen auf nationaler und lokaler Ebene sichern sollen, zu erhalten und zu stärken;
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innovative Kulturpolitiken zu entwickeln und umzusetzen, damit kulturelle Vielfalt in einem globalisierten Umfeld bewahrt und gefördert wird;

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
alle notwendigen Schritte in den laufenden GATS-Verhandlungen und allen künftigen Verhandlungen über Investitionen, Wettbewerbspolitik oder öffentliche Auftragsvergabe zu unternehmen, damit Kulturpolitiken zum Schutz und zur Förderung kultureller Vielfalt als Folge internationaler Handelsregelungen weder gefährdet noch geschwächt werden;
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Kulturexperten und alle relevanten Organisationen der Zivilgesellschaft vollständig in einen Dialog über mögliche Handelsverpflichtungen, die die kulturelle Vielfalt betreffen, einzubeziehen;
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solche Politiken zu fördern, die die am wenigsten entwickelten Länder, die Entwicklungsländer sowie die Schwellenländer dabei unterstützen, vor Ort nachhaltige Entwicklungsbedingungen zu schaffen, damit sich einheimische kulturelle Ausdrucksformen in allen Medien und allen Künsten entfalten können.

B) Beschluss der General-Versammlung der UNESCO

The General Conference,

Having examined document 32 C/52 containing the Preliminary study on the technical andlegal aspects relating to the desirability of a standard-setting instrument on cultural diversity, and the observations made by the Executive Board in that regard at its 166th session,

Having taken note, in accordance with 166 EX/Decision 3.4.3, of the reference to the relevant international legal instruments with regard to cultural diversity, and more particularly the protection of the diversity of cultural contents and artistic expressions (option (d), para. 23, the preliminary study reproduced in Appendix 1 of document 32 C/52),

Recalling the efforts made by UNESCO in support of cultural diversity, including the UNESCO Universal Declaration on Cultural Diversity,

Emphasizing the importance of Article 19 of the Universal Declaration of Human Rights, which declares that everyone has the right to freedom of opinion and expression, including the freedom to seek, receive and impart information and ideas through any media and regardless of frontiers,

Stressing that among the fundamental purposes of UNESCO are the promotion of the free flow of ideas by word and image and the preservation of the independence, integrity and fruitful diversity of cultures,

Reaffirming the principle of openness of each culture to all other cultures,

Recognizing the importance to artists and creators of intellectual property protection,

Bearing in mind that when elaborating a new international standard-setting instrument it is essential to take account of existing international legal instruments, and it is appropriate to this end that the Director-General undertake consultations with WTO, UNCTAD and WIPO,

Decides that the question of cultural diversity as regards the protection of the diversity of cultural contents and artistic expressions shall be the subject of an international convention;

Invites the Director-General to submit to the General Conference at its 33rd session, in accordance with Article 10 of the Rules of Procedure concerning recommendations to Member States and international conventions covered by the terms of Article IV, paragraph 4, of the Constitution, a preliminary report setting forth the position with regard to the problem to be regulated and to the possible scope of the regulating action proposed, accompanied by the first draft of a convention on the protection of the diversity of cultural contents and artistic expressions.
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Grenzenlos Kultur – Anmerkungen zur Kulturpolitik in Zeiten der Globalisierung

1. Nationale Kulturpolitik hat schon längst Probleme der Globalisierung zu bewältigen. 

Der Deutsche Kulturrat verfolgt als Spitzenverband der deutschen Kulturverbände in erster Linie die Aufgabe, für KünstlerInnen und Kultureinrichtungen in Deutschland solche Rahmenbedingungen herstellen zu helfen, die die künstlerische und kulturelle Arbeit fördern und unterstützen. Trotz des Fachausschusses Europa geht es also primär um eine kulturelle Ordnungspolitik auf nationaler Ebene. Doch macht sich trotz dieser Konzentration der Verbandsaufgaben längst eine internationale Dimension in fast allen Verbands-Aktivitäten bemerkbar. Um nur einige Beispiele aus der jüngeren Vergangenheit zu benennen: Im Urheberrecht haben wir eine Stellungnahme zur Umsetzung einer entsprechenden EU-Richtlinie verfasst. Ebenso ist inzwischen das Kürzel „GATS“ in fast jeder Gremiensitzung präsent. Und wenn wir uns nunmehr mit der Überarbeitung unserer „Konzeption Kulturelle Bildung“ befassen, dann tun wir dies natürlich vor dem Hintergrund der PISA-Studie, einer großen internationalen Vergleichsstudie, die von einem der bislang eher anonym wirkenden, allerdings immer schon äußerst einflussreichen global player nicht nur der Wirtschafts-, sondern auch und gerade der Bildungspolitik durchgeführt wurde. 

Auch inhaltlich bewegen wir uns bei diesem letztgenannten Projekt bereits in globalisierten Kontexten. Denn Leitlinie unseres Projektes wird unsere Positionierung „Kulturelle Bildung im digitalen Zeitalter“ sein. In diesem Papier haben wir zwei Themen auf Grund ihrer besonderen gesellschaftlichen Relevanz betont: die Frage nach der kulturellen Identität und das Problem der Medienkompetenz. Beide Themen werden durch Prozesse der Globalisierung in besonderer Weise forciert: „Kulturelle Identität“ wird nicht nur angesichts des dynamischen sozialen und kulturellen Wandels, sondern auch durch die internationalen Migrationsprozesse zu einer nationalen Herausforderung; und die Frage nach der Medienkompetenz wird durch das Globalisierungsmedium schlechthin, nämlich durch das Internet, erheblich forciert. Beide Themenstellungen standen daher zurecht im Zentrum der Tagung „Grenzenlos Kultur – Culture unlimited“. Doch was meint eigentlich die Rede von der Globalisierung?

Der Begriff der Globalisierung hat in den letzen Jahren national und international eine unglaubliche Karriere gemacht. Die wissenschaftliche Literatur ist nahezu unüberschaubar. Dazu gibt es eine Allgegenwart des Begriffs in den öffentlichen Medien. Dabei ist der Begriff und der Sachverhalt, auf den er sich bezieht, strittig. Man meint in der Regel die Prozesse der internationalen Vernetzung, vor allem im ökonomischen, aber auch in sozialen, politischen und kulturellen Bereich.

Die Meinungsverschiedenheiten beginnen bereits bei der Frage, ob diese Prozesse einer Internationalisierung der Wirtschaft neu sind oder nicht. So weisen viele darauf hin, dass der Kapitalismus immer schon einen großen Drang zur Expansion verfolgt hat: Neue Rohstoffe, neue Absatzmärkte, neue Arbeitsmärkte, neue Produkte. Bereits in der frühen Phase des Handelskapitalismus – man denke etwa an Marco Polo – ist dieser Expansionsdrang festzustellen. Auch die Tatsache, dass einzelne Großkonzerne („Multis“) kaum durch nationale Gesetzgebung zu bändigen waren, ist nicht neu. Eine erste große Diskussion über multinationale Unternehmen gab es etwa in den siebziger Jahren des 20. Jahrhunderts. Allerdings gibt es auch viele Experten, die auf die neue Qualität der Vernetzung seit einigen Jahren hinweisen, die zu völlig neuen Produktions- und Managementformen geführt hat. Neu ist insbesondere die internetgestützte weltweite Finanzspekulation, die dazu geführt hat, dass heute nur noch wenige Prozent des gesamten Finanzverkehrs etwas mit realen Produktbewegungen zu tun hat. Es scheiden sich zudem die Geister bei der Bewertung. Man kann grob Globalisierungseuphoriker und Globalisierungs-Pessimisten unterscheiden.

Die Globalisierungseuphoriker argumentieren damit, dass sich mit der ökonomischen Überwindung von Grenzen im Gefolge der Marktwirtschaft Demokratie, Rechtsstaat und Menschenrechte durchsetzen. Die Globalisierungs-Pessimisten weisen dagegen darauf hin, dass die Spaltung der Welt in einen reichen Norden und in einen armen Süden erheblich verschärft wird und dass es auch in jedem einzelnen Lang Globalisierungsgewinner und Globalisierungsverlierer gibt. In kultureller Hinsicht wird eine Homogenisierung und Gleichmacherei beschworen, wobei der Blick immer wieder auf die global player der Kulturwirtschaft fällt: CNN, Hollywood, AOL-Time-Life, Warner Brothers, MTV. Globalisierung wird dann schnell zur „Amerikanisierung“.

Das Institut für Auslandsbeziehungen, eine der großen Mittlerorganisationen in der auswärtigen Kulturpolitik, hat im April 2002 eine Tagung mit dem Titel „Feindbild Globalisierung“ durchgeführt. Diese Redewendung erinnert an die ähnlich klingende Rede vom „Feindbild Islam“. Bilder und vor allem Feindbilder, so mag man sich erinnern, sind Konstruktionen. Sie haben möglicherweise einen realen Bezug, doch verraten sie mehr über die eigenen Ängste und Befürchtungen als über diese Realität. Was also bedeutet die Globalisierung für die Kultur?

Eine Vermutung für verbreitete Globalisierungs-Ängste könnte darin bestehen, dass man eine falsche Vorstellung von „Kultur“ zu Grunde legt. Ulrich Beck spricht in diesem Zusammenhang von „Container-Begriffen“. Container-Begriffe behandeln Konstruktionen bzw. dynamische komplexe Beziehungsgeflechte wie statische und homogene Dinge. Gerade im Kultur- und Kulturpolitikdiskurs findet man häufiger solche Container-Begriffe. „Kultur“ selbst wird oft genug als ein solcher behandelt, nämlich dann, wenn man (essentialistisch) „Kultur“ für ein statisches, abgrenzbares, homogenes Ding hält, so wie es etwa im Begriff der „Leitkultur“ geschieht. Eine solche „Kultur“ kann eindeutig beschrieben und harmonisiert werden. Der einzig legitime Vorgang ist Bewahrung, Pflege und Weitergabe. Es liegt auf der Hand, dass ein solcher Kulturbegriff mit globalen Prozessen der Entwicklung und Vermischung nicht in Einklang zu bringen ist. Aber ist „Kultur“ derart statisch, homogen und abgrenzbar?

In Bezug auf die Künste käme keiner auf die Idee, eine solch starre Begrifflichkeit zu verwenden. Immer schon suchten KünstlerInnen ihre Anregungen überall. Goethe sprach etwa von „Weltliteratur“. Sein größtes Ideal war der persische Dichter Hafiz. Auch die Unesco legt ihrer Programmatik und den Weltkulturberichten einen dynamischen Kulturbegriff zu Grunde: „Kultur“ ist ein Fluss, kein starres Mosaik abgrenzbarer Teilkulturen. Kulturen entwickeln sich durch ständige Vermischung. Es entstehen spannungsvolle Beziehungen, vielleicht sogar Widersprüche und Konflikte. Die Kulturtheorie stellt für die Erfassung dieser Dynamik Begriffe und Theorien der „Kreolisierung“ und „Hybridisierung“ bereit. Mit solch dynamischen Begriffen wird Globalisierung keineswegs verharmlost. Sie wird jedoch insofern entdramatisiert, als man nunmehr Werkzeuge zur Verfügung hat, um zu begreifen, was hierbei geschieht. 

Ein weiterer Container-Begriff ist „kulturelle Identität“. Auch hierbei gibt es eine Vorgehensweise, die gerne eindeutig festschreiben will, was die „kulturelle Identität“ einer Ethnie oder eines ganzen Landes ist (besser: zu sein hat).

Interessant an diesem Begriff ist seine Karriere. In die internationale Diskussion – gerade auf der Ebene der Unesco – hat er Eingang gefunden im Zuge der Befreiung der ehemaligen Kolonien. Diese oft künstlich am grünen Tisch der Kolonialmächte zugeschnittenen neuen Staaten mussten nach einer jahrhundertelangen kulturellen Hegemonie der europäischen Länder erst einmal ihre eigenen Traditionen, Sprachen, Lebensformen und Werte entdecken. Später wurde allerdings dieser ursprünglich emanzipatorische Begriff dazu verwendet, durch Zuschreibung gesellschaftliche Gruppen abzukapseln und in ihre „kulturelle Identität“ einzusperren. Heute ist ein Identitätsbegriff angemessen, der von „Identitätsarbeit“ spricht, der in der Entwicklung von Identitäten einen lebenslangen Konstruktions-Prozess sieht. Solche „Identitäten“ sind dynamisch, plural, offen. Es liegt auf der Hand, dass Globalisierung in ihrer Auswirkung auf Identitätsprozesse mit dem letztgenannten Identitätsbegriff angemessener erfasst werden kann als mit dem Container-Begriff.

Die Unesco spricht in der im November 2001 verabschiedeten „Allgemeinen Erklärung zur kulturellen Vielfalt“ von multiplen Identitäten, die jeder Mensch heute erwerben muss und kann.

Doch auch bei angemesseneren Begrifflichkeiten von „Kultur“ und „Identität“, so wie sie hier skizziert worden sind, bestehen Probleme mit der Globalisierung weiter. Ich will hier nur einige Aspekte benennen, die für die Kulturpolitik relevant sind:

1. Kultur und Markt haben als gesellschaftliche Subsysteme unterschiedliche Funktionen in der Gesellschaft zu erfüllen. Der Markt hat die Aufgabe der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen. Seine Handlungslogik ist die des Tausches, sein Bewertungsmodus ist der des Geldes. „Kultur“ hat die Aufgabe, einen Diskurs über Sinn zu ermöglichen und verwendet dabei die unterschiedlichsten diskursiven und nichtdiskursiven Sprachen (einschließlich der Sprache der Künste). Während der Markt rasch Probleme lösen muss, um handlungsfähig zu bleiben, sollen in der Kultur Probleme offengehalten werden. Die These lautet nun, dass der Markt Ressourcen benötigt, die er nicht selbst herstellen kann. Dazu gehören etwa normative Grundlagen wie Fairness, Zuverlässigkeit oder Vertragstreue, die eher im permanenten Aushandlungssystem der Kultur entstehen. Lässt man es nunmehr zu, dass das Marktdenken – entsprechend seiner Dynamik – auch den Kulturbereich erfasst, droht die Gefahr, dass dieser in seiner Funktionsfähigkeit gestört wird, so dass auch für den Markt notwendige Ressourcen nicht mehr zur Verfügung gestellt werden. Der Markt, so die These, muss daher vor sich selbst schützt werden.

2. „Kultur“ und vor allem Kunst sind Mittel der Unterscheidung und der Gemeinschaftsbildung. In der kulturellen Praxis ergibt sich immer beides: Es entstehen Geschmacksgemeinschaften, die sich jeweils von anderen Geschmacksgemeinschaften unterscheiden. Diese Prozesse der Unterscheidung sind offensichtlich unvermeidlich, allerdings insofern nicht unproblematisch, als darüber auch soziale Positionen und Anteile an gesellschaftlicher Macht zugeteilt werden. Eine zentrale Frage ist nun diejenige nach der Mischung von Gemeinschaftlichkeit und Unterschied. Im Zuge der Postmoderne – als Philosophie der Differenz – wurde geradezu ein Kult der Unterscheidung betrieben. Gefährlich wird eine „Politik der Differenz“ dann, wenn ethnische oder andere Gruppen gezielt als „Andere“ betrachtet werden. Der us-amerikanische Soziologe Todd Gitlin stellt daher fest, dass unsere Gesellschaften dazu neigen, sehr viel Energie in Unterscheidungen und Differenzen zu stecken und sehr wenig in die Herstellung von Gemeinsamkeit. Dies ist ein Prozess, der insbesondere durch Marktprozesse verstärkt wird. Stimmt dies, dann könnte dies eine fatale Fehlentwicklung darstellen, denn die soziale Kohärenz der modernen Gesellschaften ist inzwischen längst zu einem Problem geworden. Andererseits liegt diese These in Widerstreit zu der Befürchtung einer durch die Globalisierung hervorgerufenen Homogenisierung. Was ist nun richtig? Wo ist Differenz notwendig, wo schädlich? Wo ist das „gesellschaftliche Minimum“ an Gemeinsamkeit und welche Rolle spielen Kultur und Kulturpolitik hierbei? 

3. Globalisierung als internationale Vernetzung aller Bereiche des menschlichen Lebens hat möglicherweise ihren Kern in der ökonomischen Globalisierung, also in dem engen Netzwerk der Finanz-, Produktions-, Absatz- und Arbeitsmärkte. Doch sind gleichermaßen die Auswirkungen im Sozialen, in der Politik und in der Kultur zu berücksichtigen. Es entstehen zudem im Zuge der Globalisierung neue Formen der Produktion und der Unternehmensorganisation. Damit verbunden sind neue Kompetenzanforderungen an uns alle, zu denen wir uns bewusst verhalten müssen. Gleichzeitig bestehen jedoch die alten sozialen Konflikte fort. So ist das ganz banale Problem des Hungers in der Welt überhaupt noch nicht gelöst. Die Globalisierung beschert uns also ein Nebeneinander neuer und alter Probleme. Sie liefert uns möglicherweise jedoch auch neue Lösungsmöglichkeiten. 

4. Durch die Globalisierung verlieren klassische Kategorien der Gesellschaftsanalyse nicht ihre Relevanz. So bedeutet insbesondere die Durchsetzung einer global agierenden Ökonomie nicht das Ende des Gegensatzes zwischen Arm und Reich. Es scheint vielmehr vieles darauf hinzuweisen, dass sich der Gegensatz gleich doppelt verschärft. Dieter Senghaas, prominenter Entwicklungstheoretiker, schreibt etwa kürzlich in der Zeitschrift „Aus Politik und Zeitgeschichte“ von einer „Globalisierung de luxe“ und einer „Globalisierung für Arme“. Er zielt damit auf die Tatsache, dass es Globalisierungsgewinner und -verlierer gibt. Und dies gilt sowohl auf je nationaler Ebene, es gilt jedoch auch im Hinblick auf den herkömmlichen weltweiten Gegensatz zwischen reichem Norden und armem Süden.

5. Es scheint auch so zu sein, dass sich ein ebenfalls klassischer Gegensatz, nämlich der zwischen Kultur und Wirtschaft, unter Bedingungen der Globalisierung verschärft. Dies geschieht zu einer Zeit, in der gerade in Deutschland wichtige Annäherungen beider Gesellschaftsfelder erfolgt sind. Ich erinnere nur an die diesjährige Verleihung unseres Kulturgroschens (vgl. PuK 4/02). Es ist dabei nicht die Wirtschaft schlechthin, sondern eine bestimmte Vorstellung von Wirtschaft, nämlich die Ideologie des Neoliberalismus, die einer Zusammenarbeit von Kultur und Wirtschaft nicht zuträglich ist. Dies liegt an dem Universalitätsanspruch, der dieser ökonomischen Denkweise inhärent ist: nämlich alle Produkte und Dienstleistungen ausschließlich als Waren anzusehen und zu glauben, dass ein (freier) Markt die ideale Organisationsform für alle Waren ist. Damit bin ich bei der vermutlich größten Gefahr, die einen Kulturbereich, so wie er sich in Deutschland, aber auch in anderen Ländern entwickelt hat, droht, nämlich seine umstandslose Einbeziehung in die Deregulierungsabkommen, wie sie auf der Ebene er WTO (World Trade Organisation) erarbeitet werden. Offensichtlich bin ich nunmehr bei GATS (General Agreement on Trade with Services) angekommen.

6. Im ungünstigsten Fall ist der Kulturbereich gleich doppelt von GATS betroffen. Denn zu den „Dienstleistungen“ werden nicht nur Kultur-„Waren“, sondern es wird auch Bildung dazu gerechnet. Für kulturelle Bildungsarbeit, die im Überschneidungsbereich der beiden Politikfelder „Kultur“ und „Bildung“ liegt – man sollte noch die Jugendpolitik anführen, deren Angebote ebenfalls unter GATS zu fallen drohen –, besteht daher die Gefahr einer vollständigen Kommerzialisierung. Der Markt – der oft genug über Anti-Monopolgesetze gegen seine heftigsten Befürworter verteidigt werden muss – ist sicherlich für viele ökonomische Verteilungsprobleme ein geeignetes Instrument. Allerdings sind wichtige kultur- und bilungspolitische Ziele wie Chancengleichheit oder freie allgemeine Zugangsmöglichkeiten gerade nicht durch ihn realisieren.

2. Für eine „Nationale Koalition zur kulturellen Vielfalt“ – Aspekte eines kulturpolitischen Rahmenkonzeptes.

Eine Tagung mit über 200 TeilnehmerInnen, zahlreichen ReferentInnen, mit Vorträgen und Diskussionen zu einem sehr breiten Themenspektrum kann nicht zu einem einvernehmlichen Resümee führen. Der Deutsche Kulturrat hat in das Konzert der verschiedenen Mitveranstalter ein eindeutiges kulturpolitisches Interesse mit dem Schwerpunkt der Bundesebene eingebracht, sich also die Frage gestellt, welche politischen Strategien sich aus der mitunter verwirrenden Vielfalt an Fakten, Einsichten und Bewertungen ergibt. Es ist dabei für mich selbst ein wenig überraschend, dass sich als kulturpolitisches Fazit die Idee eines kulturpolitischen Rahmenkonzeptes aus dieser Tagung ergeben hat, das anspruchsvolle kulturtheoretische Überlegungen mit ganz pragmatischen ordnungspolitischen Handlungsvorschlägen verbindet. Die in der Überschrift verwendete Begrifflichkeit einer „Nationalen Koalition“ ist dabei eine Kopie der „National Coalition for the Right of the Child“. Und dies hat Gründe, die bei Skizzierung dieses (subjektiven!) Fazits deutlich werden. Ich will dies in fünf Punkten tun.

1. Begrifflichkeit
Deutschland ist nicht nur reich an Kulturen, sondern auch reich an Kulturdiskursen. Dies hat zur Folge, dass kaum einer der Begriffe, die die Kulturpolitik verwenden muss, unstrittig oder zumindest eindeutig ist. In der internationalen kulturpolitischen Diskussion kann sich diese nationale Begriffskonfusion leicht multiplizieren. Diese Vielfalt ist durchaus ein politischer Nachteil. Denn ein Fazit der Analyse der unterschiedlichen Globalisierungstendenzen besteht m. E. darin, dass diese Prozesse politisch gestaltet werden können (eben weil sie keine „Naturereignisse“ sind). Eine solche politische Gestaltung kann jedoch nur im Konzert der unterschiedlichen Nationen und Staaten, der nationalen und internationalen Organisationen der Zivilgesellschaft und internationaler Zusammenschlüsse erfolgen. Daraus folgt, dass das Vorgehen von Joyce Zemans (in ihrem Tagungsbeitrag „Cultural Identity in a Global World: The Canadian Case“) sinnvoll ist: sich nämlich auch bei nationalen kulturpolitischen Konzeptionen auf die Begrifflichkeit der UNESCO einzulassen. Alle großen Regelwerke – etwa die Dokumente der Mexiko-Konferenz 1984, der Aktionsplan 1998 von Stockholm, die „Erklärung zur kulturellen Vielfalt“ aus dem Jahre 2001 – definieren Begriffe wie „Kulturpolitik“, „Kultur“ oder „kulturelle Identität“ auf der Höhe der fachwissenschaftlichen Diskussion, vermeiden etwa „Container-Begriffe“ im Sinne von Ulrich Beck. Gerade bei „Kultur“ besteht die Gefahr, darunter etwas Statisches, Homogenes und Abgrenzbares zu verstehen, anstatt das Heterogene, das Interkulturelle und das Dynamische zu betonen. Über Inhalte und Ziele von Kulturpolitik wird man natürlich weiter streiten müssen. Doch scheinen mir nationale Sonderwege, die bewusst den internationalen Diskussionsstand auch über Begrifflichkeiten ignorieren, eher in die Provinzialität zu führen. Meine These: Bei der kulturpolitischen Gestaltung der Globalisierung ist eine kulturpolitische Globalisierung im Sinne einer gemeinsamen Begrifflichkeit, so wie sie die UNESCO verwendet, hilfreich.
2. Vom Wert der Künste und der Kultur
Alle kulturpolitischen Konzepte und Maßnahmen basieren auf der Grundüberzeugung, dass „Kultur“ und „Kunst“ in der Gesellschaft notwendig sind. Insbesondere leistet eine künstlerisch-ästhetische Praxis Unverzichtbares für das Gedeihen des Einzelnen (kulturelle Bildung) und der Gemeinschaft. Gerade in Deutschland waren wir es über Jahrzehnte gewohnt, dass dieser Grundkonsens auch außerhalb des Kulturbereichs nicht in Frage gestellt wird. Dies scheint sich nunmehr zu ändern. So hat der Finanzsenator von Berlin einer Meldung des „Tagesspiegels“ vom 14.12.02 zufolge Deutschlands Intendanten kürzlich als „Hunde an den öffentlichen Futtertrögen“ bezeichnet. Peter von Becker schreibt dazu in seinem Leitartikel („Nicht Verdi spielt die Musik“):
„Das Klima wird rauer, doch merkwürdigerweise bellen die Künstler kaum zurück. Man leidet halblaut, diskutiert depressiv oder verfasst zusammen mit Gewerkschaftlern und Kulturdezernenten ein samtpfötiges Memorandum.“
Dieses Beispiel scheint mir exemplarisch zu sein für die Stimmung der Kulturverantwortlichen in diesem Land: sie scheinen selbst ihrer Sache unsicher zu sein, zweifeln gelegentlich am Nutzen der künstlerischen Angebote, reagieren zumindest enerviert oder defensiv auf kritische Nachfragen nach dem Nutzen ihrer Arbeit. Dabei ist es in einer demokratischen Gesellschaft nicht unanständig, öffentliche Ausgaben – auch für den Kulturbereich – legitimieren zu müssen. Joyce Zemans spricht in diesem Zusammenhang von „öffentlichen Gütern“. Sie versteigt sich sogar zu der Aussage, in Kanada werden Kultur und speziell kulturelle Vielfalt in ihrer Bedeutung mit nationaler Sicherheit gleichgestellt. Meine These ist daher: Wir brauchen eine Kampagne, die den Wert der Künste und der Kultur in der Gesellschaft überzeugend vermittelt.
Denn nur so entsteht ein Bewusstsein in der Gesellschaft dafür, dass Kunst und Kultur Lebensmittel sind. Allerdings wird man gleichzeitig mehr Anstrengung investieren müssen, die Wirkungsbehauptungen von Kunst und Kultur auch zu belegen. Hypothesen gibt es zahlreiche. Ich selbst verwende den Begriff der Kulturfunktionen, um diese Wirkungen zu benennen. Es geht etwa um die gesellschaftliche und individuelle  Notwendigkeit, Möglichkeiten der Selbstreflexion, Angebote an Lebensstilen und -entwürfen, Chancen zur Entwicklung eigener Identitäten, Möglichkeiten des Umgangs mit Anderen zu haben. Gerade in Zeiten einer großen Verunsicherung über den eigenen Platz in der Welt, über Zukunftschancen, in Zeiten des Unbehagens an problematischen Entwicklungen unserer Zivilisation (z.B. in Fragen der Gentechnologie) braucht der Mensch Möglichkeiten der Selbstreflexion, braucht Chancen, unterschiedliche Lebensformen für sich zu überprüfen. An kommerziellen Angeboten hierfür ist kein Mangel. Die gesamte Werbewirtschaft versorgt uns mit solchen Lebensmodellen. Gerade deshalb sind nichtkommerzialisierte Reflexionshilfen, so wie sie die Künste bereitstellen können, so wichtig.
Zu dem Forschungsdesiderat gehört auch der Beleg der in der UNESCO vehement vertretenen These, dass kulturelle Vielfalt – ebenso wie biologische Vielfalt – Reichtum bedeutet. Der Beleg dieser These ist deshalb so wichtig, weil – wie in den folgenden Punkten gezeigt wird – sich eine weitreichende politische Strategie hierin verankern lässt. 

3. Zwei internationale Strategien
Die These von der „kulturellen Vielfalt als Reichtum einer Gesellschaft und der Menschheit insgesamt“ hat international zu zwei sich komplementär ergänzenden Strategien geführt. Die erste Strategie ist eine Verhinderungsstrategie. Viele kulturwissenschaftliche Argumentationen laufen darauf hinaus, dass die Globalisierung das Lokale nicht nur nicht verdrängt, sondern ihm geradezu zu neuen Ehren verhilft („Glokalisierung“), es also nicht zu der oft befürchteten weltweiten Standardisierung und Homogenisierung des Kulturellen kommt. Tatsche ist aber auch, dass der weltweite Kulturmarkt regional oder sogar national begrenzte kulturelle Ausdrucksformen behindert oder sogar zerstört. Die erste Strategie zielt daher darauf, die immer wieder hervorgehobene Aussage „Kulturwaren sind Waren eigenen Art“ wirksam werden zu lassen. Das bedeutet insbesondere, dass Kultur und Bildung aus den GATS-Verhandlungen ausgeklammert werden sollen. In dieser Richtung gibt es inzwischen zahlreiche nationale und internationale Initiativen. Unser eigenes Positionspapier ist etwa anzuführen. Wichtig ist auch die „Brixen-Erklärung“ der europäischen Regionalminister für Kultur und Bildung vom 18.10.2002, in der gefordert wird, „dass die von demokratischen Gemeinwesen unterhaltenen Dienste in den Bereichen Bildung, Kultur und Medien zukünftig von der Behandlung im GATS ausgenommen werden „ (Ziffer 22). Ich bin nicht sicher, ob sich das BKM in Verbindung mit dem Bundeswirtschaftsminister energisch genug in diese Verhandlungen eingemischt hat. Die Bundesregierung kann dies ohnehin nur indirekt tun, da die WTO-Verhandlungs-Vollmacht bei der EU-Kommission liegt. Und hier ist zumindest darauf hinzuweisen, dass die Brixen-Erklärung ein gewisses Maß an Misstrauen gegenüber der EU-Verhandlungsstrategie hat, sofern es um die Abschwächung von Liberalisierungstendenzen in der Wirtschaft geht (Nr. 23). 
Die zweite Strategie, die ebenfalls in der Brixen-Erklärung angesprochen und die vehement von einem größeren Kreis von UNESCO-Mitgliedsstaaten verfolgt wird, ist die Weiterentwicklung der „Allgemeinen Erklärung zur kulturellen Vielfalt“ zu einer Konvention. Die Argumentation ist die bisher skizzierte:

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
kulturelle Vielfalt ist Reichtum,

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Globalisierung bedroht diese Vielfalt.

Eine wichtige Schlussfolgerung ist dann die

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Forderung nach dem Ausbau regionaler und nationaler Kulturwirtschaften.

Als Aufbau einer „Global Alliance for Cultural Diversity“ war dieser letzte Punkt bereits Gegenstand der „Mittelfristigen UNESCO-Strategie (2002 – 2007)“.

Dieser Ansatz wird jetzt verstärkt durch den Wunsch nach einer Konvention. Es scheint so zu sein, dass auf der 166. UNESCO-Exekutivrats-Sitzung im März/April 2003 ein solcher Vorschlag von Frankreich, Kanada und anderen eingebracht wird. Grundlage dürfte dann ein erster Entwurf eines informellen Netzwerks von Kulturministern sein (INCP: International Network on Cultural Policy), der im September 2001 in Luzern verabschiedet worden ist (Titel: „An International Instrument on Cultural Diversity“). In diesen Entwürfen eines „International Instruments“ begegnen uns zahlreiche bekannte Vorschläge zum Schutz des Kulturbereichs: Quotierungen im Film und in Rundfunkanstalten zu Gunsten nationaler Kulturproduktionen, Unterstützung des nationalen Handels mit Kunstwaren. Zu diesem Kontext gehört der Kampf für die Erhaltung der Buchpreisbindung ebenso wie der halbe Mehrwertsteuersatz. 

Den Vorteil, den ich in einem solchen kulturpolitischen Rahmenkonzept sehe, ist zum einen, dass man sich mit einer nationalen Strategie in eine internationale Bewegung einklinkt und so mehr Durchsetzungskraft gewinnt. Zum anderen könnten in einem solchen Rahmenkonzept viele Einzelmaßnahmen gebündelt werden, die ansonsten etwas beliebig und beziehungslos erscheinen.

4. Öffentliche Verantwortung für Kultur: Fördern, was es schwer hat!

Artikel 15 des erwähnten Kulturministerentwurfs eines „Instruments für die Erhaltung der kulturellen Vielfalt“ fordert unter dem Titel „Financial Support“, dass Staaten auch weiterhin Kunst und Kultur fördern können dürfen.

Kultur braucht eine funktionsfähige Kulturwirtschaft. Doch wird damit nur ein Teil des kulturellen Angebots in der Gesellschaft abgedeckt. Über weite Strecken kann Kunst keine Rentabilität in betriebswirtschaftlichem Sinn erzielen. Es muss daher weiterhin Raum geben für Experimentelles, es muss – so wie es das Kultursekretariat in Wuppertal als Slogan formuliert hat – weiterhin gefördert werden können, was es schwer hat.

Alle ordnungspolitischen Teile der Kulturpolitik – lebensfähige Kulturwirtschaft, vernünftige gesetzliche Rahmenbedingungen, öffentliche Förderung, Ermutigung zu privatem Engagement – lassen sich daher gut in einer solchen Konvention zur kulturellen Vielfalt bündeln.

Konventionen müssen von den Nationalparlamenten ratifiziert werden. Es gibt internationale Kontrollverfahren, die auf der Basis nationaler Berichte die Umsetzung evaluieren. Die Verantwortung für diese Umsetzung liegt zwar formal beim Staat. Doch scheint mir hier ein Vorgehen nahe liegend, so wie es bei einer anderen UNO-Konvention, nämlich der Konvention zu den Rechten des Kindes, praktiziert wurde:

These: Es ist zu überlegen, ob kulturpolitische Organisationen ggf. zusammen mit staatlichen Stellen eine „Nationale Koalition zur kulturellen Vielfalt“ gründen, die zunächst die Entstehung und Beratung dieser Konvention und die später die Umsetzung dieser Konvention begleitet.

5. Kulturelle Bildung ist die Basis von Kultur

Kulturelle Bildungsarbeit steht – wie oben erwähnt – unter dem doppelten Druck von GATS, da sowohl Kultur als auch Bildung Begehrlichkeiten der WTO geweckt haben. Kulturelle Bildungsarbeit steht jedoch auch unter dem Druck der bildungspolitischen Diskussion, die von PISA ausgelöst worden ist. Viele Anzeichen deuten z.B. darauf hin, dass es künstlerische Schulfächer in Zukunft nicht leichter haben werden. Wir müssen vielmehr aufpassen, dass ein angemessener Stundenanteil erhalten bleibt, dass das fachliche Niveau nicht abgesenkt wird und dass eine entstehende Ganztagsschule sinnvoll mit Kultur- und kulturpädagogischen Einrichtungen zusammenarbeitet.

Kultureinrichtungen müssen zudem ein vitales Eigeninteresse an der Erhaltung der kulturellen Bildung in der Schule haben: Denn wer sonst soll sie besuchen, wenn nicht kulturell gebildete junge Menschen. Vor diesem Hintergrund muss man bedauernd feststellen, dass bislang die bildungspolitischen Interventionen zu PISA aus der Breite des Kulturbereichs nicht sonderlich vehement sind. Daher:

These: Der Kulturbereich muss sich lautstark in die bildungspolitische Diskussion einmischen.
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Kulturpolitik in Zeiten der Globalisierung

- Langfassung - 

1. Ein Politikfeld auf der Suche nach seinem Gegenstand

Wirtschaftspolitik versucht, die Wirtschaft zum Florieren zu bringen, Finanzpolitik bemüht sich um die Füllung der öffentlichen Kassen. Doch um was kümmert sich die Kulturpolitik? Offenbar muss es sich um “Kultur” handeln. Wie schwierig dieser Begriff zu fassen ist, wird immer wieder durch die Aufzählung von Begriffskombinationen illustriert wie etwa Unternehmenskultur, Kulturhauptstadt, Kulturbeutel.
 Insbesondere klingt die Vorstellung, dass sich ein seriöser Politikbereich mit Kulturbeuteln befassen sollte, besonders abstrus. Doch wozu braucht man ein solches Ding? Man füllt ihn mit allerlei Hygiene- und Kosmetikartikeln, vielleicht auch mit dem ein oder anderen Medikament, wenn man auf Reisen geht. Die Hygiene und Kosmetik kann schnell als Teil einer “Selbstsorge” – durchaus im Sinne der alten Griechen oder von Foucault – verstanden werden.
 Man möchte gepflegt in Erscheinung treten, wenn man woanders ist. Pflege, man erinnere sich, ist jedoch der Ausgangspunkt der Rede von Kultur: die Analogie zwischen der cultura agri (Landwirtschaft) und der Pflege des Geistes, der cultura animi in den tusculanischen Schriften von Cicero. Also hat das albernste Glied in der Aufzählungskette, mit der man die inflationäre Weite des Kulturbegriffs karikieren wollte, doch in die Nähe dessen geführt, was man seriös als Kultur und vielleicht sogar als Gegenstand von Kulturpolitik in Auge fassen könnte: Die Pflege, Stilisierung und Gestaltung der eigenen Person. Auch die Verwendungsweise des Kulturbeutels gibt uns Aufschluss: Das Reisen. Sei es, dass man sich Entspannung in seinem Urlaub gönnen will, sei es, dass es sich um die Beerdigung eines entfernt wohnenden Verwandten handelt, sei es, dass man sich in einer anderen Stadt um eine Stelle bewerben will – all dies sind Anlässe, die etwas mit unserer spezifischen Weise zu leben zu tun haben. Sie haben mit unseren Sitten und Gebräuchen oder mit der ökonomischen Lage zu tun, mit traurigen oder freudigen Anlässen, auf die man reagiert. Es geht – kurz gesagt – um die Lebensweise, die auch hierbei zum Ausdruck kommt. Kultur ist also nicht bloß Pflege schlechthin, sondern genauer die Pflege und Gestaltung einer Lebensweise, die man in einer überlegten Art – also “kultiviert” – vollzieht. Kultur ist, wie der Mensch lebt und arbeitet, so hieß es schon bei Bert Brecht. Und über die geeignete Art und Weise dieses Lebens und Arbeitens denkt zumindest der moderne Mensch ständig nach. Denn spätestens seit der Entdeckung der Individualität in der Renaissance ist die Eigenverantwortlichkeit des Individuums bei der Gestaltung seines Lebens ein Kennzeichen unserer Gesellschaft: Es ist die zentrale Bildungsaufgabe des Menschen.
 Kultur ist Lebensweise, Lebensweise ist eine Bildungsaufgabe, Kultur und Bildung hängen also aufs engste zusammen. In der Tat befinden wir uns inzwischen in gesicherten Gefilden im Hinblick auf die Bestimmung von Kultur und Kulturpolitik, nämlich im Begriffskosmos sowohl der UNESCO als auch der deutschen kulturpolitischen Reflexion seit den siebziger Jahren.
 Denn “Kultur” ist dort der gesamte Komplex unterschiedlicher spiritueller, materieller, intellektueller und emotionaler Ausdrucksformen, die eine Gesellschaft oder eine soziale Gruppe kennzeichnen. Sie schließt nicht nur die Künste und Literatur, sondern auch die Weisen des Lebens, die fundamentalen Menschenrechte, Wertesysteme, Traditionen und Glaubensrichtungen ein. Dies ist er also, der oft bemühte – und häufig kritisierte – “weite Kulturbegriff” der UNESCO.

Was dieser Begriff als Grundbegriff der Kulturpolitik konkret bedeutet, sieht man leicht, wenn man sich eine willkürlich herausgegriffene Anzahl von Heften der “Kulturpolitischen Mitteilungen”, der wichtigsten (allerdings auch der einzigen) übergreifenden kulturpolitischen Zeitschrift in Deutschland ansieht: “Kultur und Konflikt” (Heft 87; IV/99), “Kunst macht Kulturpolitik” (95; IV/01), “Interkulturelle Arbeit und Soziokultur” (72/73; I-II/96), “Kultur der Nachhaltigkeit – nachhaltige Kultur?” (97; II/02) und schließlich “Weltkultur – Multikultur – Leitkultur” (91;IV/00). Kulturpolitik im Sinne dieser Zeitschrift hat es also zu tun mit allen Problemen und Entwicklungstrends, die unsere Gesellschaften berühren, ist also Gesellschaftspolitik. Dies gilt insbesondere für die Globalisierung, die von den einen euphorisch begrüßt, von anderen dagegen mit größter Sorge beobachtet und von einzelnen sogar vehement bekämpft wird. Denn die Internationalisierung der Finanzmärkte, so wie sie durch die weltweite elektronische Vernetzung der Kommunikation erheblich forciert wurde, die internationale Vernetzung der Ökonomie insgesamt geht einher mit Prozessen der politischen, sozialen und kulturellen Vernetzung.
 Auch wenn der Kapitalismus schon in seinen Kinderschuhen – man denke an Marco Polo – immer wieder die nationalen Grenzen überschritt, selbst wenn die Multis schon ein berühmtes Feindbild der siebziger Jahre des letzten Jahrhunderts waren: Der qualitative Sprung zur Internationalität und Vernetzung in den letzen Jahren ist unüberschaubar. Die Kulturwirtschaft gerät dabei als erstes in den Blick. Denn entsprechend der expansiven Marktlogik ist es insbesondere die englischsprachige Musik- und Filmindustrie, die mit wenigen global playern riesige Marktanteile erobert hat und mit ihren marktschnittigen Kulturwaren weltweit präsent ist. Legt man zudem den weiten Kulturbegriff zu Grunde, betrachtet also insbesondere die Lebensweise als Teil von Kultur, dann sind es nicht nur die Kulturwaren, sondern eben auch alltägliche Konsumgegenstände mit ihrem Einfluss auf die alltägliche Lebensweise, also die Nahrungsaufnahme, die vielfältigsten Konsumwaren in ihren ausgetüftelten Erscheinungsformen, von der Globalisierungsskeptiker oder -kritiker sagen, dass sie den lokalen und regionalen kulturellen Ausdruck (de-)formieren.
 Eine Kulturpolitik als Gesellschaftspolitik auf der Basis des weiten Kulturbegriffs muss sich daher angesprochen fühlen, wenn es um die Globalisierung geht. 

Dies deckt auch die eher pragmatische Begriffsbestimmung von Kulturpolitik ab, so wie sie auf UNESCO-Ebene eingeführt ist, die darunter Leitideen, praktische Ziele und Maßnahmen nationaler, regionaler oder kommunaler Stellen versteht, die dazu dienen, das immaterielle und materielle Kulturerbe zu erhalten, den kulturellen Ausdruck zu befördern und die kulturelle Entwicklung national und international zu unterstützen.
 Diese Begriffsbestimmung ist sicherlich an einigen Stellen erklärungsbedürftig, da “kultureller Ausdruck” oder “kulturelle Entwicklung” durchaus ambitionierte Konzepte sind, mit deren definitorischer Füllung man ganze Weltkongresse beschäftigt hat.
 Doch wird deutlich, dass Globalisierung, so wie sie hier skizziert wurde, als “Bearbeitungsgegenstand” fassbar wird. Denn die Auswirkungen auf den “kulturellen Ausdruck”, die spezifische Prägung der kulturellen Entwicklungen liegen auf der Hand. Dies betrifft zudem beides, die Lebensweise und die Künste als Gegenstände der Kulturpolitik.

Auf der konzeptionellen und theoretischen Ebene wird Kulturpolitik als spezifisches Gestaltungsfeld zumindest in Konturen greifbar. Doch entspricht dieses Bild auch der alltäglichen Realität in den Kulturausschüssen der Kommunen, der Landtage oder des Bundestages? Stehen die “Lebensweisen” wirklich auf der Agenda der Kulturverbände?

Vermutlich zeichnet man kein Zerrbild dieser Akteure, wenn man diese Fragen vorsichtig verneint. Denn der Alltag kulturpolitischer Debatten wird sehr stark von Finanzierungsfragen geprägt. Es wird über Rahmenbedingungen gesprochen. Man spricht über Strukturen, über Haushalte, über Urheber- und Verwertungsrechte, über die Künstlersozialkasse. Kulturpolitik ist in der Praxis auf Bundesebene sehr stark kulturelle Ordnungspolitik, auf Landes- und kommunaler Ebene überwiegend Kulturfinanzpolitik und in Verbänden Interessenspolitik für die jeweilige Berufsgruppe oder für die betreffenden Kultureinrichtungen.

Kulturpolitik kommt in der Praxis also überwiegend “pragmatisch” daher, und die Rede von dem “Menschen als kulturell verfasstem Wesen”, das für seine angemessene Entwicklung ein “anregungsreiches kulturelles Milieu” benötigt, ist eher etwas für die berühmten Sonntagsreden von PolitikerInnen, für Antrittsreden von Amtsinhabern oder für die Kulturpolitischen Mitteilungen. Das ist zunächst einmal auch gut so. Denn die theoretischen Höhenflüge der Kultur(politik)theorie müssen praktisch umgesetzt werden. Diskurs ist dabei das eine. Doch inzwischen müssen Einrichtungen mit ihren Arbeitsplätzen erhalten werden, müssen KünstlerInnen ohne Ängste alt werden können. Auch kann die Suche nach neuen Geldquellen durchaus zu gesellschaftspolitisch ambitionierten Diskursen führen. Denn die Säulen der Kultur(förder)politik, von denen man heute spricht (nämlich öffentliche Kulturförderung, Kulturförderung der Wirtschaft, private Kulturausgaben und neuerdings vermehrt Stiftungen) haben sehr viel damit zu tun, welche Rolle dem Staat und den Organisatoren des Dritten Sektors, der Wirtschaft und dem bürgerlichen Engagement in der Gesellschaft zukommt. Selbst eine noch so pragmatische kulturelle Ordnungspolitik wird sich also den Diskursen rund um den sozialen, ökonomischen und politischen Wandel stellen müssen, weil hier neue Rahmenbedingungen geschaffen werden, die auch für den Kulturbereich gelten. Man kann sogar die These aufstellen, dass eine bloß pragmatische Kulturpolitik zur Zeit an ihr Ende zu kommen scheint, weil sie nicht mehr genügend Überzeugungskraft angesichts stark wachsender Legitimationsanforderungen entfaltet. Ich will daher zumindest einige Hinweise auf mögliche Begründungen von Kulturpolitik geben und dabei einige Ergebnisse der kulturellen Ordnungspolitik der letzten Jahre vorstellen. 

2. Wozu Kultur?

“Kulturelle Ordnungspolitik” ist nicht unbedingt ein in der Praxis beliebter Begriff. Denn “Kultur” bezieht sich zwar immer auch auf die Gewohnheiten von Gruppen und Gesellschaften, hat aber – gerade in den Künsten – immer auch ein gesellschaftskritisches Potenzial: Kultur ist immer auch Kulturkritik.
 In einer systemtheoretischen Betrachtungsweise der Gesellschaft kann man die Subsysteme Wirtschaft, Politik, Soziales und Kultur unterscheiden, die alle vielfach miteinander in Beziehung stehen.
 Trotz der innergesellschaftlichen Vernetzung (“Interpenetration”) hat jedes dieser Subsysteme seine spezifische gesellschaftliche Aufgabe: die der Waren- und Dienstleistungsversorgung (Wirtschaft), die der politischen Steuerung (Politik), die der Schaffung sozialen Zusammenhalts (Soziales) und schließlich – als Aufgabe des Kulturbereichs – die Aufgabe des Diskurses. Man kann geradezu von “Kulturfunktionen” sprechen, die offenbar nötig sind, will eine Gesellschaft (oder soziale Gruppe) nicht in Agonie verfallen.
 Zu diesen Kulturfunktionen zählen etwa die Möglichkeiten zur Selbstreflexion, sich also Bilder von sich selbst zu schaffen und darüber zu diskutieren, man braucht Angebote an Identitäten und Vorstellungen vom guten Leben. Man braucht ein soziales und kulturelles Gedächtnis, das auch nicht im Selbstlauf entsteht.
 Im Kulturbereich werden Probleme thematisiert – ebenso wie im Feld der Wirtschaft und der Politik. Doch während man hier irgendwann – und oft genug ziemlich rasch – zu Lösungen kommen muss, dürfen und sollen sie im kulturellen Bereich offengehalten werden. Dies gilt für den Kulturbereich insgesamt, es gilt jedoch insbesondere für die Künste, die trotz allen Redens über den “weiten Kulturbegriff” nach wie vor in dessen Mittelpunkt stehen. Meine These ist, dass nur dann ein öffentlich geförderter Kunstbetrieb aufrechterhalten werden kann, wenn es zu zeigen gelingt, dass die Künste solche gesellschaftlich und für die individuelle Entwicklung notwendigen Kulturfunktionen erfüllen.
 Andernfalls werden zwar nicht die Künste aus der Gesellschaft verschwinden. Sie werden jedoch dann nur noch als Wirtschaftsfaktor, als Teil einer kommunalen oder betrieblichen Selbstdarstellung oder als Standortfaktor eine Rolle spielen, also dort, wo ein eher betriebswirtschaftlich erfassbarer Nutzen belegt werden kann.
 Oder sie werden als Privatsache Einzelner begriffen, die die Öffentlichkeit nicht weiter kümmern muss. Erfüllen also die Künste im Grunde derartige Kulturfunktionen? Hierzu nur einige Hinweise.

Wenn der künstlerische Leiter einer der bedeutendsten Ausstellungen zeitgenössischer Kunst davon spricht, dass es der Kunst nach wie vor um die “...Erarbeitung und Entwicklung von Interpretationsmodellen für die verschiedenen Aspekte heutiger Vorstellungswelten...” geht, dann spricht er von “Kulturfunktionen”, die diese Kunst – immer noch – erfüllen soll.
 Ähnliche Aussagen gibt es von VertreterInnen der Literatur, des Theaters, der Musik oder des Tanzes.
 Man erwartet also nach wie vor von den Künsten, dass sie den Gesellschaften immer wieder Möglichkeiten verschaffen, sich selbst den Spiegel vorzuhalten, Lebensstile zu reflektieren, Identitätsangebote zu produzieren und Orientierungen bereitzustellen, die eine Verortung in Raum und Zeit ermöglichen. Dies gilt selbst dann, wenn in einer postmodernen oder dekonstruktivistischen Sicht all diese Konzepte und Vorstellungen radikal in Frage gestellt werden – eben auch als spezifisches Deutungsangebot, dass nämlich die heutige Gesellschaft mit solchen Konzepten nicht mehr zu begreifen ist.
 In der Geschichte der Menschheit entstanden als “Medien” einer solchen Selbstgestaltung, Selbstreflexion und Weltaneignung Religion und Mythos, aber auch Wissenschaft und Kunst. Ernst Cassirer nennt diese Hervorbringungen menschlichen Geistes symbolisch-kulturelle Formen und ihre Gesamtheit “Kultur”.
 In dieser Hinsicht steht also die Kunst durchaus in Konkurrenz zu anderen Sinngebungsinstanzen, so dass die Skepsis von Enwezor, ob und wie die zeitgenössische Kunst diese Aufgabe der Interpretation noch erfüllen kann, verständlich wird. Und tatsächlich zeigt die Geschichte, dass nicht alle symbolisch-kulturellen Formen zu jeder Zeit gleichmäßig in Anspruch genommen worden sind. Vielmehr geraten bestimmte Formen immer wieder in Verdacht, ihre Aufgaben nicht mehr erfüllen zu können. So wurde der Mythos abgelöst durch Wissenschaft und Religion, die Religion wiederum erlebte in der Säkularisierung des 19. Jahrhunderts einen Prozess der Entwertung. Und seit einigen Jahren ist der Glaube an die Wissenschaft stark beschädigt. Verständlich ist daher die Skepsis gegenüber der zeitgenössischen Kunst bei Enwezor, weil die Art und Weise, wie diese die genannten Funktionen erfüllt, ebenfalls ins Gerede gekommen ist. Zum Teil lag das sicherlich an innerkünstlerischen Entwicklungen, zum Teil hatte es mit der generellen Infragestellung von Sinngebungsangeboten zu tun. Es ist also zu fragen, wie die Künste die genannten Kulturfunktionen überhaupt erfüllen können.

Gleichgültig, wie Kunst letztlich definiert oder verstanden wird, geht es darum, etwas zur Anschauung oder zu Gehör zu bringen, etwas den Sinnen zu präsentieren, das wahrgenommen werden kann. Der etymologische Rückbezug der Ästhetik auf aisthesis – Wahrnehmung – bleibt in jedem Fall relevant, selbst dort, wo Kunst die Wahrnehmung als Grundmodus ihrer Funktionsweise in Frage stellt. Doch wird man zur Kenntnis nehmen müssen, dass die Sinne längst nicht mehr die untrügerische Quelle von Wissen durch Wahrnehmung sind, für die man sie einmal gehalten hat. Die Sinne trügen und lügen – und sind zudem leicht zu manipulieren. Auch dies ist daher ein Anlass, sich mit der Funktionsweise der Künste auseinander zu setzen. Selbstzweifel an der eigenen Darstellungskraft und Wirksamkeit waren zudem immer schon starke Motoren zur Weiterentwicklung der Künste. Dies ging – gerade in der jüngeren Zeit – so weit, den Kunstbegriff bzw. zentrale ästhetische Kategorien total in Frage zu stellen. Auch hat die Konjunktur der Ästhetik in den 90er Jahren des 20. Jahrhunderts (“Postmoderne”) ihr selbst nicht unbedingt gut getan. Es könnte jedoch sein, dass nach dem Ende dieser Denkweise als Modeerscheinung nunmehr eine Bilanz gezogen werden kann, die die zutreffenden Erkenntnisse der radikalen Vernunftskritik der Postmoderne einbezieht. Mir scheint, dass die Entwicklung der Künste, so wie sie etwa auf der documenta XI präsentiert wurden, Anlass zur Annahme einer solchen Synthese gibt.

Gesetzt der Fall, die Künste – als “harter Kern” der Kulturpolitik – erfüllen im Grundsatz die genannten Kulturfunktionen, dann schärfen sich erneut die Konturen dessen, was unter “Kulturpolitik” hier verstanden wird: Denn dann ist Kulturpolitik in der Tat Gesellschaftspolitik, unterscheidet sich jedoch von anderen Politikfeldern, die dies ebenfalls sind, durch die Art und Weise, wie gesellschaftspolitische Probleme behandelt werden. Dann ist es auch sinnvoll, für das System der Künste geeignete Rahmenbedingungen zu schaffen, so wie es eine pragmatisch orientierte kulturelle Ordnungspolitik seit Jahren erfolgreich betreibt. Notwendig ist es jedoch, sich dieser Wirkungen oder sogar Funktionen der Künste verstärkt zu besinnen. Denn die Zeiten, in denen die Gesellschaft und insbesondere die Parlamente ohne weitere Begründung Kulturausgaben bewilligten, gehen allmählich zu Ende. Eine Weile wird der Topos der “Autonomie der Künste” noch vorhalten, um die Frage nach Wirkung und Funktion abzuwehren. Doch wird man die Zeit nutzen müssen, um eine kritische Bilanz über die letzten Jahre zu ziehen. Weder hat die Festivalisierung noch die starke Ökonomisierung dem Kunstbereich auf Dauer die notwendige Legitimationsbasis geschaffen.
 Es taugen beide Paradigmen der Kulturpolitik der 90er Jahre wenig, Künste in ihren Kulturfunktionen zu stärken. Auch hat die Selbstreferentialität des Kunstbetriebes sich an der einen oder anderen Stelle allzu ungehindert entfaltet, so dass – zu Recht – große Kultureinrichtungen nunmehr auf der Suche nach dem (vor allem jungen) Publikum sind. Denn was nützt die elaborierteste Kunst, wenn der Kreis, der sie zur Kenntnis nimmt, immer kleiner wird. Das bedeutet u.a., dass das Verständnis von Kulturpolitik aus den siebziger Jahren, Kulturpolitik als kulturelle Bildungspolitik zu verstehen, wiederbelebt werden muss. Man kann dies an einem wichtigen internationalen Dokument zeigen. 

Auf Initiative des UNO-Generalsekretärs Kofi Annan hat eine Gruppe von 19 “eminent persons”, der aus deutschsprachiger Seite der Schweizer Hans Küng und der ehemalige Bundespräsident Richard von Weizsäcker angehörten, Ende 2001 des Manifest “Brücken in die Zukunft” vorgelegt
. Man erinnere sich: Das Jahr 2001 war – auf Vorschlag des iranischen Präsidenten Seijed Mohammad Chatami – zum UNO-Jahr des Dialogs der Kulturen erklärt worden. Eine Motivation dafür war, der unseligen These von Samuel Huntington von einem Clash of the Civilisations eine weltweite Bewegung entgegenzusetzen, die auf Dialog und nicht auf Konfrontation setzt. Der 11. September schien zunächst einen Rückschlag zu bedeuten, denn recht schnell war man mit der “Erklärung” bei der Hand, dass nunmehr der Clash doch stattfinde. Diese Deutung ist zwar immer noch im Gespräch, doch hat sie sich nicht durchgesetzt. Vielmehr ist “Dialog” geradezu zu einem Zauberwort geworden. “Dialog” ist das Mittel, das eine Brücke schlagen lässt nicht nur zwischen den Kulturen, sondern auch von der Gegenwart in eine Zukunft, bei der die Vielfalt der Kulturen als Reichtum der Menschheit gefeiert werden kann (“celebrate the diversity” ist ein wichtiger UNO-Slogan in diesem Kontext). Dies ist die Botschaft des Manifests. Die Vision ist, dass sich alle Menschen auf gemeinsame Werte einigen mögen, was alleine deshalb möglich sein sollte, weil Grundbedürfnisse und Grunderfahrungen der Menschen überall gleich sind (Fähigkeit zu verzeihen, Rechtsempfinden etc.). So viel Universalität wie nötig, dies ist die eine Hälfte der Vision, so viel Vielfalt wie möglich, dies ist ihr zweiter Teil.

Das Manifest erlaubt so zwei Lesarten: eine politische, die auf die Rahmenbedingungen eines friedlichen Dialogs achtet, und eine pädagogische, die die individuellen Dispositionen jedes einzelnen Menschen in den Blick nimmt, einen solchen Dialog auch bewältigen zu können. Bildung wird so geradezu zu einem Motor der Realisierung der vorgestellten Vision. Alle kultur- und gesellschaftspolitischen Ziele lassen sich nämlich auch als Bildungsziele formulieren: Friedenserziehung, Menschenrechtserziehung, interkulturelle Erziehung. Sicherlich ist es möglich, einzelne Argumentationen und Begrifflichkeiten dieses Manifests zu kritisieren. Doch erscheint es als Aufzeigen eines relevanten gesellschaftlichen Horizonts zunächst akzeptabel, so dass die aktuelle kultur- und bildungspolitische Diskussion darauf bezogen werden kann.

3. Eine kulturpolitische Zwischenbilanz: Ergebnisse und Perspektiven

Das “pragmatische” Verständnis von Kulturpolitik soll hier nicht denunziert, sondern es sollen lediglich Schwächen aufgezeigt werden, die jedoch bei Nichtbehebung fatal wären für die Zukunft. Dass es keinen Grund für eine Fundamentalkritik gibt, zeigen die Erfolge der letzten Jahre.
 Insbesondere hat die von den Verbänden kräftig unterstützte Einrichtung des Amtes eines/einer “Beauftragten der Bundesregierung für Angelegenheiten der Kultur und Medien” (BKM) und die Wiederbelebung des Kulturausschusses im Bundestag für einen neuen Aufschwung auf Bundesebene gesorgt. Bei der Bilanzierung anhand der Wahlprüfsteine aus dem Jahr 1998 anlässlich des Endes der Legislaturperiode und bei der Vorlage der neuen Wahlprüfsteine bei der Bundestagswahl 2002 ist der Deutsche Kulturrat zu einer gemäßigt positiven Bewertung gekommen: Verbesserungen bei der Künstlersozialkasse, wichtige Schritte zu einem Stiftungsrecht, Verbesserungen bei der Besteuerung ausländischer KünstlerInnen, Erhaltung der Buchpreisbindung, die Einrichtung einer Bundeskulturstiftung.
 Unstrittig sind zudem die Verdienste des Bundes in den neunziger Jahren bei der Erhaltung zumindest eines Teils der kulturellen Infrastruktur in den neuen Ländern. Ohne Hauptstadtkulturvertrag hätte es sowohl in Berlin, aber auch in Bonn große Schwierigkeiten gegeben. Insbesondere ist die Bundesverantwortung für die neuen Länder auf der Grundlage des Einigungsvertrages erheblich gewachsen. So sind für das Aufbauprogramm “Kultur in den neuen Ländern” bis 2004 165 Mrd. € an Bundesmitteln vorgesehen, wobei zusammen mit Mitteln der Kommunen und Länder sowie privater Geldgeber etwa 400 Mrd. € erreicht werden. Es gibt zudem das “Leuchtturmprogramm” des BKM, das bundesweit bedeutsame Kultureinrichtungen fördert. Mit der deutschen Einigung ist daher die Tatsache verbunden, dass der Anteil des Bundes an der öffentlichen Kulturförderung sich von vormals 3 – 4% auf nunmehr 7% verdoppelt hat. Nach neuen Berechnungen hat sich zudem der Anteil der Gemeinden auf 46% (Jahr 1998) verringert.

Hier zeigen sich anstehende Zukunftsaufgaben: Es geht zum einen um Strukturfragen innerhalb der einzelnen Kulturetats. So brauchen die großen Institutionen in den Bereichen Musiktheater, Bibliotheken und Museen bereits 51% des Gesamtetats, wohingegen die nicht institutionellen Projekt- und Fördertöpfe mit 11% zu Buche schlagen.
 Die Verschiebungen in den Ausgaben zwischen Bund, Ländern und Gemeinden weisen zudem weniger auf konzeptionelle Umorientierungen, sondern vielmehr auf finanzielle Notlagen hin, die insbesondere die Kommunen betreffen. Zurecht steht daher nicht nur eine Debatte über zukünftige kulturpolitische Zuständigkeiten, sondern auch eine Gemeindefinanzreform (im Kontext des Bund-Länder-Finanzausgleichs) auf der Tagesordnung der jetzigen Legislaturperiode. Ein wichtiges gesellschaftspolitisches Thema war und ist die Unterstützung des bürgerschaftlichen Engagements, bei dem sich nicht nur neue Finanzierungsquellen für den Kulturbereich erschließen, sondern auch aktuelle Entwicklungen im Verhältnis Bürger/Gesellschaft/Staat aufgegriffen werden.

Aus dieser Zwischenbilanz (die hier jedoch nur in einigen Punkten skizziert wurde) ergeben sich einige Zukunftsaufgaben für die Kulturpolitik:
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Fortführung der Reform des Stiftungsrechts (Stiftungszivilrecht),
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Führung der “Entflechtungsdebatte”, d. h. Klärung der Verantwortlichkeiten zwischen Bund, Ländern und Gemeinden,
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demokratische Ausgestaltung der Bundeskulturstiftung im Hinblick auf die Beteiligung der Verbände,

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
Stärkung der Rolle der Kultur in der Europäischen Verfassung,
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Stärkung der nationalen Kulturwirtschaften (Film, Musik, Bildende Kunst, Literatur; vgl. Abschnitt 4),
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Stärkung der kulturellen Bildung vor dem Hintergrund einer problematisch verlaufenden PISA-Diskussion,
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Verbesserung des Dialogs zwischen den Kulturen auf der Basis der Erhaltung der kulturellen Vielfalt; kritische Überprüfung kulturalistischer Erklärungsmuster bei beabsichtigten kriegerischen Konflikten, 
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Ausloten der Bedeutung des Zieles der Nachhaltigkeit für die Kultur(politik),
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kulturelle Bewertung des technischen Fortschritts (dies betrifft u. a. die Gentechnologie, aber auch die humanitäre Gestaltung der Informationstechnologie).

4. Eine leistungsfähige nationale Kulturwirtschaft als Grundlage kultureller Vielfalt 

Vorschläge für ein kulturpolitisches Rahmenkonzept

Eine kulturpolitische Rahmenkonzeption versucht, praktische Handlungsvorschläge mit theoretischen Erwägungen und empirischen Beobachtungen in einen Zusammenahng zu bringen. Ein solches Konzept kann im günstigsten Fall dem Eindruck der Beliebigkeit des pragmatischen politischen Alltagshandelns entgegenwirken, da es erkennbar macht, welche größere Leitlinie mit diesem Alltagshandeln verfolgt werden soll. Diskutierbarkeit und Transparenz wären positive Folgen eines solchen Konzeptes. Die vom Deutschen Kulturrat und der Bundeszentrale für politische Bildung zusammen mit anderen Partnern durchgeführte internationale Fachtagung “Grenzenlos Kultur – culture unlimited” im Dezember 2002 in Berlin hat in meinen Augen die Möglichkeiten für ein solches Rahmenkonzept eröffnet, das einen weiten Bogen von sehr grundlegenden Annahmen über die gesellschaftliche Rolle der Kultur, vor allem dem Wert kultureller Vielfalt, bis hin zu ganz praktischen Vorschlägen für eine nationale kulturelle Ordnungspolitik schlägt.
 Es handelt sich um die Forderung nach einer Internationalen Konvention zur kulturellen Vielfalt, deren je nationale Umsetzung das hier angesprochene Rahmenkonzept darstellt. Ich will die Grundidee in vier Punkten und einem notwendigen aktuellen Zusatzpunkt skizzieren:

1. Verwendete kulturpolitische Begrifflichkeit

Deutschland ist nicht nur reich an Kulturen, sondern auch reich an Kulturdiskursen. Dies hat zur Folge, dass kaum einer der Begriffe, die die Kulturpolitik verwenden muss, unstrittig oder zumindest eindeutig ist. In der internationalen kulturpolitischen Diskussion kann sich diese nationale Begriffskonfusion leicht multiplizieren. Diese Vielfalt ist durchaus ein politischer Nachteil. Denn ein Fazit der Analyse der unterschiedlichen Globalisierungstendenzen besteht m. E. darin, dass diese Prozesse politisch gestaltet werden können (eben weil sie keine “Naturereignisse” sind). Eine solche politische Gestaltung kann jedoch nur im Konzert der unterschiedlichen Nationen und Staaten, der nationalen und internationalen Organisationen der Zivilgesellschaft und internationaler Zusammenschlüsse erfolgen. Daraus folgt, dass das Vorgehen von Joyce Zemans sinnvoll ist: sich nämlich auch bei nationalen kulturpolitischen Konzeptionen auf die Begrifflichkeit der UNESCO einzulassen.
 Alle großen Regelwerke – etwa die Dokumente der Mexiko-Konferenz der UNESCO 1984, der Aktionsplan 1998 von Stockholm, die “Erklärung zur kulturellen Vielfalt” aus dem Jahre 2001 – definieren Begriffe wie “Kulturpolitik”, “Kultur” oder “kulturelle Identität” auf der Höhe der fachwissenschaftlichen Diskussion, vermeiden etwa “Container-Begriffe” die unter “Kultur” etwas Statisches, Homogenes und Abgrenzbares verstehen, anstatt das Heterogene, das Interkulturelle und das Dynamische zu betonen.
 Über Inhalte und Ziele von Kulturpolitik wird man natürlich weiter streiten müssen. Doch scheinen mir begriffliche nationale Sonderwege, die bewusst den internationalen Diskussionsstand auch über Begrifflichkeiten ignorieren, eher in die Provinzialität zu führen. Meine These: Bei der kulturpolitischen Gestaltung der Globalisierung ist eine “kulturpolitische Globalisierung” im Sinne einer gemeinsamen Begrifflichkeit, so wie sie die UNESCO verwendet, hilfreich.
2. Vom Wert der Künste und der Kultur

Alle kulturpolitischen Konzepte und Maßnahmen basieren auf der Grundüberzeugung, dass “Kultur” und “Kunst” in der Gesellschaft notwendig sind. Insbesondere leistet eine künstlerisch-ästhetische Praxis Unverzichtbares für das Gedeihen des Einzelnen (kulturelle Bildung) und der Gemeinschaft. Gerade in Deutschland waren wir es über Jahrzehnte gewohnt, dass dieser Grundkonsens auch außerhalb des Kulturbereichs nicht in Frage gestellt wird. Dies scheint sich nunmehr zu ändern. So hat der Finanzsenator von Berlin einer Meldung des “Tagesspiegels” vom 14.12.02 zufolge Deutschlands Intendanten kürzlich als “Hunde an den öffentlichen Futtertrögen” bezeichnet. Der Chefredakteur der Zeitung, Peter von Becker, schreibt dazu in seinem Leitartikel (“Nicht Verdi spielt die Musik”):

“Das Klima wird rauer, doch merkwürdigerweise bellen die Künstler kaum zurück. Man leidet halblaut, diskutiert depressiv oder verfasst zusammen mit Gewerkschaftlern und Kulturdezernenten ein samtpfötiges Memorandum.”

Dieses Beispiel scheint mir exemplarisch zu sein für die Stimmung der Kulturverantwortlichen in diesem Land: sie scheinen selbst ihrer Sache unsicher zu sein, zweifeln gelegentlich an der Relevanz der künstlerischen Angebote, reagieren zumindest enerviert oder defensiv auf kritische Nachfragen nach dem Nutzen ihrer Arbeit. Dabei ist es in einer demokratischen Gesellschaft nicht unanständig, öffentliche Ausgaben – auch für den Kulturbereich – legitimieren zu müssen. Joyce Zemans berichtet in diesem Zusammenhang davon, dass in Kanada Kultur und speziell kulturelle Vielfalt in ihrer Bedeutung mit nationaler Sicherheit gleichgestellt werden. Meine These ist daher: Wir brauchen eine Kampagne, die den Wert der Künste und der Kultur in der Gesellschaft überzeugend vermittelt.

Denn nur so entsteht ein Bewusstsein dafür in der Gesellschaft, dass Kunst und Kultur notwendige Lebensmittel und nicht verzichtbare Luxusartikel sind. Allerdings wird man gleichzeitig mehr Anstrengung investieren müssen, die Wirkungsbehauptungen über Kunst und Kultur auch zu belegen. Hypothesen gibt es zahlreiche. Ich selbst verwende wie oben erläutert den Begriff der Kulturfunktionen, um diese Wirkungen zu benennen. Gerade in Zeiten einer großen Verunsicherung über den eigenen Platz in der Welt, über Zukunftschancen, in Zeiten des Unbehagens an problematischen Entwicklungen unserer Zivilisation (z.B. in Fragen der Gentechnologie) braucht der Mensch Möglichkeiten der Selbstreflexion, braucht Chancen, unterschiedliche Lebensformen für sich zu überprüfen. An kommerziellen Angeboten hierfür ist kein Mangel. Die gesamte Werbewirtschaft versorgt uns mit solchen Lebensmodellen. Gerade deshalb sind nichtkommerzialisierte Reflexionshilfen, so wie sie die Künste bereitstellen können, so wichtig.
Zu dem Forschungsdesiderat gehört dann auch der Beleg der in der UNESCO vehement vertretenen These, dass kulturelle Vielfalt – ebenso wie biologische Vielfalt – Reichtum bedeutet. Der Beleg dieser These ist deshalb so wichtig, weil – wie in den folgenden Punkten gezeigt wird – sich eine weitreichende politische Strategie hierin verankern lässt. 

3. Zwei internationale Strategien

Die These von der “kulturellen Vielfalt als Reichtum einer Gesellschaft und der Menschheit insgesamt” hat international zu zwei sich komplementär ergänzenden Strategien geführt. Die erste Strategie ist eine Verhinderungsstrategie. Viele kulturwissenschaftliche Argumentationen laufen darauf hinaus, dass die Globalisierung das Lokale nicht nur nicht verdrängt, sondern ihm geradezu zu neuen Ehren verhilft (“Glokalisierung”), es also nicht zu der oft befürchteten weltweiten Standardisierung und Homogenisierung des Kulturellen kommt. Tatsache ist aber auch, dass der weltweite Kulturmarkt regional oder sogar national begrenzte kulturelle Ausdrucksformen behindert oder sogar zerstört. Die erste Strategie zielt daher darauf, die immer wieder hervorgehobene Aussage “Kulturwaren sind Waren eigener Art” wirksam werden zu lassen. Das bedeutet insbesondere, dass Kultur und Bildung aus den GATS-Verhandlungen ausgeklammert werden müssen. In dieser Richtung gibt es inzwischen zahlreiche nationale und internationale Initiativen. Unser eigenes Positionspapier vom 19.06. 2001ist etwa anzuführen. Wichtig ist auch die “Brixen-Erklärung” der europäischen Regionalminister für Kultur und Bildung vom 18.10.2002, in der gefordert wird, “dass die von demokratischen Gemeinwesen unterhaltenen Dienste in den Bereichen Bildung, Kultur und Medien zukünftig von der Behandlung im GATS ausgenommen werden“ (Ziffer 22). Ich bin nicht sicher, ob sich das BKM in Verbindung mit dem Bundeswirtschaftsminister energisch genug in diese Verhandlungen eingemischt hat. Die Bundesregierung kann dies ohnehin nur indirekt tun, da die WTO-Verhandlungs-Vollmacht bei der EU-Kommission liegt. Und hier ist zumindest darauf hinzuweisen, dass die Brixen-Erklärung ein gewisses Maß an Misstrauen gegenüber der EU-Verhandlungsstrategie hat, sofern es um die Abschwächung von Liberalisierungstendenzen in der Wirtschaft geht (Nr. 23). 

Die zweite Strategie, die ebenfalls in der Brixen-Erklärung angesprochen und die vehement von einem größeren Kreis von UNESCO-Mitgliedsstaaten verfolgt wird, ist die Weiterentwicklung der “Allgemeinen Erklärung zur kulturellen Vielfalt” zu einer Konvention. Die Argumentation ist die bisher skizzierte:

 SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h 
kulturelle Vielfalt ist Reichtum,
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Globalisierung bedroht diese Vielfalt.

Eine wichtige Schlussfolgerung ist dann die
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Forderung nach dem Ausbau regionaler und nationaler Kulturwirtschaften.

Als Aufbau einer “Global Alliance for Cultural Diversity” war dieser letzte Punkt bereits Gegenstand der “Mittelfristigen UNESCO-Strategie (2002 – 2007)”.

Dieser Ansatz wird jetzt verstärkt durch den Wunsch nach einer Konvention. Es scheint so zu sein, dass auf der 166. UNESCO-Exekutivrats-Sitzung im März/April 2003 ein solcher Vorschlag von Frankreich, Kanada und anderen eingebracht wird. Grundlage dürfte dann ein erster Entwurf eines informellen Netzwerks von Kulturministern sein (INCP: International Network on Cultural Policy), der im September 2001 in Luzern verabschiedet worden ist (Titel: “An International Instrument on Cultural Diversity”). In diesen Entwürfen eines “International Instruments” begegnen uns zahlreiche bekannte Vorschläge zum Schutz des Kulturbereichs: Quotierungen im Film und in Rundfunkanstalten zu Gunsten nationaler Kulturproduktionen, Unterstützung des nationalen Handels mit Kunstwaren. Zu diesem Kontext gehört der Kampf für die Erhaltung der Buchpreisbindung ebenso wie der halbe Mehrwertsteuersatz. 

Den Vorteil, den ich in einem solchen kulturpolitischen Rahmenkonzept sehe, ist zum einen, dass man sich mit einer nationalen Strategie in eine internationale Bewegung einklinkt und so mehr Durchsetzungskraft gewinnt. Zum anderen könnten in einem solchen Rahmenkonzept viele Einzelmaßnahmen gebündelt werden, die ansonsten etwas beliebig und beziehungslos erscheinen.

4. Öffentliche Verantwortung für Kultur: Fördern, was es schwer hat!

Artikel 15 des erwähnten Kulturministerentwurfs eines “Instruments für die Erhaltung der kulturellen Vielfalt” fordert unter dem Titel “Financial Support”, dass Staaten auch weiterhin Kunst und Kultur fördern können dürfen.

Kultur braucht eine funktionsfähige Kulturwirtschaft. Doch wird damit nur ein Teil des kulturellen Angebots in der Gesellschaft abgedeckt. Über weite Strecken kann Kunst keine Rentabilität in betriebswirtschaftlichem Sinn erzielen. Es muss daher weiterhin Raum geben für Experimentelles, es muss – so wie es das Kultursekretariat in Wuppertal als Slogan formuliert hat – weiterhin gefördert werden können, was es schwer hat.

Alle ordnungspolitischen Teile der Kulturpolitik – lebensfähige Kulturwirtschaft, vernünftige gesetzliche Rahmenbedingungen, öffentliche Förderung, Ermutigung zu privatem Engagement – lassen sich daher gut in einer solchen Konvention zur kulturellen Vielfalt bündeln.

Konventionen müssen von den Nationalparlamenten ratifiziert werden. Es gibt internationale Kontrollverfahren, die auf der Basis nationaler Berichte die Umsetzung evaluieren. Die Verantwortung für diese Umsetzung liegt zwar formal beim Staat. Doch scheint mir hier ein Vorgehen nahe liegend, so wie es bei einer anderen UNO-Konvention, nämlich der Konvention zu den Rechten des Kindes, praktiziert wurde:

These: Es ist zu überlegen, ob kulturpolitische Organisationen ggf. zusammen mit staatlichen Stellen eine “Nationale Koalition zur kulturellen Vielfalt” gründen, die zunächst die Entstehung und Beratung dieser Konvention und die später die Umsetzung dieser Konvention begleitet.

5. Kulturelle Bildung ist die Basis von Kultur

Kulturelle Bildungsarbeit steht – wie oben erwähnt – unter dem doppelten Druck von GATS, da sowohl Kultur als auch Bildung Begehrlichkeiten der WTO geweckt haben. Kulturelle Bildungsarbeit steht jedoch auch unter dem Druck der bildungspolitischen Diskussion, die von PISA ausgelöst worden ist.
 Viele Anzeichen deuten z.B. darauf hin, dass es künstlerische Schulfächer in Zukunft nicht leichter haben werden. Wir müssen vielmehr aufpassen, dass ein angemessener Stundenanteil erhalten bleibt, dass das fachliche Niveau nicht abgesenkt wird, dass eine entstehende Ganztagsschule sinnvoll mit Kultur- und kulturpädagogischen Einrichtungen zusammenarbeitet und dass die Kindergärten nicht zu bloß kognitiv orientierten Vorschulen verkommen.

Kultureinrichtungen müssen zudem ein vitales Eigeninteresse an der Erhaltung der kulturellen Bildung in der Schule haben: Denn wer sonst soll sie besuchen, wenn nicht kulturell gebildete Menschen. Vor diesem Hintergrund muss man bedauernd feststellen, dass bislang die bildungspolitischen Interventionen zu PISA aus der Breite des Kulturbereichs nicht sonderlich vehement sind. Daher:

These: Der Kulturbereich muss sich lautstark in die bildungspolitische Diskussion einmischen.

09.01.2004

Staat oder Markt?

Kulturpolitik im Begründungsnotstand

„Das wenige an Kulturpolitik, das wir brauchen, das machen wir schon selbst!“ so kommentierte in Cancun anlässlich der letzten WTO-Verhandlung eine führende Vertreterin der us-amerikanischen Filmwirtschaft die (alt-)europäische Forderung, dass es auch weiterhin eine staatliche Kulturpolitik geben sollte. Recht schnell könnte man dies nun als Beispiel dafür abwerten, wie sehr der Geist des Kapitalismus in den USA auch solche Lebensbereiche erfasst, die wir gerne vor rigorosem Wettbewerb und brutalem Gewinndenken geschützt hätten. Nun hat die oben zitierte Filmwirtschaftlerin den Satz nachgeschoben, dass man doch der Entscheidungsfreiheit des Einzelnen auch in kulturellen Fragen vertrauen solle, ohne staatliche, möglicherweise paternalistische Schutzmechanismen aufzubauen.

Spätestens an dieser Stelle wird deutlich, dass es auf der Seite der Markt-Liberalen doch nicht immer nur um Gewinnmaximierung geht. Vielmehr könnte es sein, dass in diesem Streit zwischen Staat und Markt als kulturpolitischen Ordnungsmodellen recht unterschiedliche Traditionen in Politik und Kultur, in der Bewertung des Einzelnen bzw. der Gemeinschaft, in der Bewertung der Rolle des Staates im Hinblick auf sein Verhältnis zur Individualität und Freiheit des Bürgers eine entscheidende Rolle spielen. Es lohnt jedenfalls ein Blick in die Geschichte der jeweiligen Traditionen, der zumindest einige Paradoxien, vielleicht sogar einige handfeste Widersprüche zu Tage fördern wird.

Betrachten wir zunächst den Markt. Man erinnere sich, dass der erste Systematiker des Marktdenkens, der Schotte Adam Smith, von Hause aus Moralphilosoph war, der darüber nachdachte, wie eine gute gesellschaftliche Ordnung aussehen könnte. Nachdem Gott oder König als „natürliche“ Ordnungsprinzipien obsolet geworden waren, ging nunmehr das aufstrebende Bürgertum daran, sich selbst eine soziale und politische Ordnung zu schaffen, die ein gutes Leben des Einzelnen in erträglichen sozialen und politischen Verhältnissen ermöglichte. Der Wirtschaftshistoriker Albert O. Hirschmann (Leidenschaften und Interessen, 1987) hat dabei gezeigt, wie groß die zivilisatorische Wirkung war, die man sich durch die Kanalisierung und Zügelung wilder Leidenschaften zu Gunsten eines sozialverträglichen Egoismus versprachen. Die Ökonomie schien dabei das geeignete Feld zu sein, in dem sich die bislang ungezügelten Emotionen, die oft genug zu Gewalt und Krieg geführt haben, ertragreich austoben konnten – und dies sogar zu Gunsten der Allgemeinheit. Offensichtlich hat dies der Markt auch geleistet. Denn Sigmund Freud konnte in seiner Kulturtheorie sein „Unbehagen an der Kultur“ vor allem an der Triebunterdrückung – also der Zähmung der wilden Leidenschaften – festmachen, die das kapitalistische System mit sich gebracht habe. Der Markt, so setzte Adam Smith folgerichtig seine Studien zur Theorie der Emotionen fort, ist der geeignete Ort, an dem sich ein wohlverstandener Egoismus durch das Wirken einer „unsichtbaren Hand“ in Gemeinwohl verwandelt: Die Politische Ökonomie des (Früh-)Kapitalismus war die erfolgreiche praktische Fort- und Umsetzung seiner Moralphilosophie. Der Markt war der Ort der Freiheit des Einzelnen, er kultivierte und erzog die Marktteilnehmer, er weckte das Gute im Menschen. Er bringt als „doux commerce“ Friede zwischen den Völkern. Der politische Liberalismus, der für die Freiheitsrechte der Menschen kämpft, findet so seine kanonische Ergänzung folgerichtig im Wirtschaftsliberalismus. Dies ist bis heute die Botschaft der Liberalen. Dabei sei diese Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung auch nochausgesprochen sozial. Denn die ungenierte Verfolgung individueller Ziele führe sogar in Hinblick auf die Wohlfahrt der Schwächsten zu einem volkswirtschaftlichen Optimum. Über Jahre hatten Theoretiker dieser Position den Wirtschaftsnobelpreis für sich abonniert, da in immer neuen mathematischen Modellrechnungen gezeigt wurde, dass es – auch und gerade in Hinblick auf die Sozialpolitik – keine bessere Alternative zu diesem Ansatz gebe.

Allerdings gab es auch schon früh Kritiker. Selbst Adam Smith identifiziert bereits Bereiche, in denen das Marktprinzip tunlichst nicht angewandt werden sollte. Er entwickelt eine Theorie öffentlicher Güter, bei deren Produktion und Verteilung der Staat dafür sorgen müsse, dass eine Form von Verteilungsgerechtigkeit entsteht: Bildung etwa gehört ausdrücklich dazu.

Mit der Ausbreitung des kapitalistischen Systems wurde die Kritik härter. Neben der Radikalkritik durch Sozialisten und Kommunisten gab es zunehmend eine Kapitalismuskritik von Konservativen bzw. eine immanente liberale (Selbst-)Kritik: Der Markt zerstöre die moralischen Grundlagen, die er zu seiner Funktionsweise benötige, zumindest sei er nicht in der Lage, sie zu erzeugen, so etwa der britische Ökonomie-Theoretiker Fred Hirsch. Der Markt führe zu Tugend- und Moralzerstörung, zur Zerstörung alter Ordnungen und Traditionen, zur Entwurzelung der Menschen und schließlich: Es gäbe einen quasi gesetzmäßigen Drang des Marktes zum Krieg, weil anders Rohstoff-, Absatz- oder Arbeitsmärkte nicht zu bekommen seien.

Krieg, so liest man andererseits in Darstellungen zur Genese des Sozialstaates, war ebenfalls eine wichtige Ursache für die Sozialgesetzgebung. Es ging nämlich bei ihrer Etablierung zum einen um den Erhalt der Wehrbereitschaft, es ging zudem um den Erhalt von Massenloyalität angesichts einer erstarkenden Arbeiterbewegung, die recht schnell die zurückkehrenden Soldaten für ihre Zwecke hätten vereinnahmen können (Bismarck, Beveridge) – kurz: Es ging in dieser frühen Phase der sozialen Absicherung durch staatliche Systeme weniger oder gar nicht um Menschenliebe, Altruismus, Barmherzigkeit, sondern um harte Fragen des Machterhaltes. Der Staat sorgte daher nicht mehr länger nur für Ordnung und Ruhe, sondern auch für individuelles Wohlbefinden, freilich um den Preis eines Verzichts auf individuelle Freiheitsrechte.

Hier haben wir also ein geistes- und realgeschichtliches Spektrum, das sich zwischen zwei Polaritäten bewegt: Zum einen gibt es eine liberale Marktrhetorik, die die individuelle Freiheit des Einzelnen gegen staatliche Gewalt schützt und die im Markt das ideale Ordnungsinstrument sieht, um diesen Wert zu realisieren. Dabei wird im Namen individueller Freiheit gerne auch zu Feuer und Schwert gegriffen, um der eigenen „liberalen“ Überzeugung gegenüber Andersgläubigen Nachdruck verleihen. Zweifellos: Diese Position, der Markt werde es schon richten, ist erheblich auf dem Vormarsch, und das schon alleine deshalb, weil der Sozialstaat als nicht mehr finanzierbar gilt. Ob allerdings das kalifornische Modell, bei dem mehr öffentliche Gelder für Gefängnisse als für Schulen ausgegeben werden, letztlich wirklich preiswerter ist, wird sich noch zeigen müssen. Es fehlen zudem der neoliberalen Denkweise die großen Intellektuellen, deren Einfluss auf Wahrnehmung und auf Denk- und Bewertungsformen der Menschen man nicht unterschätzen sollte. Von Habermas bis Rorty, von Rawls bis Bourdieu sind die einflussreichen Sozialtheoretiker der letzten Jahre alle mehr oder weniger stark sozialstaatlich orientiert, während von Hayek, Röpke oder Eucken bislang keine angemessene Nachfolger als Gesellschaftstheoretiker gefunden haben.

Auf der anderen Seite findet sich eine Sozialrhetorik, die die Gemeinschaft in der Verantwortung gegenüber dem Einzelnen sieht, bei der jedoch oft genug die „Gemeinschaft“ die menschenverachtende Form eines totalitären Staates annimmt. So findet man sich in einer auch in Deutschland verbreiteten Polemik gegen antiliberales Denken (St. Holmes, Anatomie des Antiliberalismus, 1996) als braver Sozialstaatsbefürworter plötzlich in einer Reihe, die von gemeinwohlorientierten Kommunitariern über verängstigte Konservative („Wertezerfall“) bis hin zu handfesten Faschisten reicht. Die Polemik dieser Zusammenstellung von Holmes ist durchaus lehrreich, weil sie verdeutlicht, dass die liberale Position Kernelemente und Werte erfasst – etwa das Leben in Freiheit –, auf die der demokratische Sozialstaatler kaum wird verzichten wollen. 

Neben diesen theoretischen bzw. ideologischen Positionen findet sich auf der Realitätsebene ein breites Spektrum unterschiedlicher Kapitalismusmodelle. Eine eher in den USA verbreitete, empirisch vorgehende vergleichende Kapitalismusforschung studiert solche nationalen Modelle, bei denen deutlich wird, dass der Kapitalismus mit sehr unterschiedlichen politischen Ordnungsformen verträglich ist. Und noch eines zeigt eine solche Kapitalismusforschung: Bei aller (neo-)liberalen Rhetorik eines sich bei Wirtschaftsdingen zurückhaltenden Staates hat es bislang keine nachhaltige ökonomische Wachstumsphase gegeben, bei der nicht kräftige staatliche Investitionsprogramme die Initialzündung gegeben hätten. Letztlich ist auch Cancun daran gescheitert, dass die reichen Staaten ihre Deregulierungsforderung nur bei den Armen und nicht bei dem eigenen Agrarmarkt anwenden wollten. 

Man hat also zwei theoretisch-philosophische Konzeptionen von Staat, Gesellschaft und Einzelnem, die man beide durchaus als humanistische Quintessenz der (westlichen) politischen Philosophie betrachten kann. Beide Ansätze finden sich so auch in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, die mit dieser Integration von individuellen Schutz- und sozialen Teilhaberechten durchaus einen „Dritten Weg“ eines gesellschaftlichen Leitbildes zwischen liberalem Kapitalismus und Staatssozialismus formulieren wollten: Die liberale Position dort, wo es um die Abwehrrechte, um den Schutz des Einzelnen geht; die sozialorientierte Position dort, wo es um eine gezielte Herstellung von sozialer Gerechtigkeit durch Umverteilung geht.

Beide Positionen haben allerdings auch gemeinsam, dass sie immer wieder als Ideologien zur Beschönigung einer Praxis herhalten müssen, bei der es im ersten Fall um rigorose ökonomische Ausbeutung, im zweiten Fall um eine politische Herrschaft durch eine Minderheit geht, die im Namen eines vorgeblichen Gemeinwohls die Freiheitsrechte des Einzelnen unterdrücken. Dabei ist der Weg von der humanistischen philosophischen Theorie zur inhumanen verschleiernden Ideologie oft nur kurz. 

Was bedeuten diese Überlegungen für die Kulturpolitik, die sich zur Zeit in einem erheblichen Begründungsnotstand befindet? Der Hinweis auf die Menschenrechte als wichtigster internationaler normativer Grundlage politischen Handelns ist hochrelevant angesichts der zunehmenden Internationalisierung nationaler Kulturpolitiken. Es ist – etwa im Zuge der Entwicklung einer Konvention zur kulturellen Vielfalt – eine Einigung zwischen sehr unterschiedlichen politischen Kulturen zu erzielen. Im Bereich der Sozialpolitik gibt es inzwischen profunde vergleichende Studien zwischen nationalen Politikkonzeptionen, die zeigen, wie nationale Werte-Traditionen bei durchaus vergleichbaren Problemlagen in ähnlichen Staaten zu einer großen Verschiedenheit der jeweiligen politischen Strategien führen (vgl. F. X. Kaufmann, Varianten des Wohlfahrtsstaates, 2003). Diese Verschiedenheit der politischen Konzepte dürfte in der Kulturpolitik eher noch größer sein als in der Sozialpolitik. 

In Hinblick auf die hier vorgenommene, zugegeben grobe Unterscheidung zweier politischer Ordnungsmodelle findet sich die Politik in Deutschland zur Zeit in einer Phase des Wandels: In allen Parteien gibt es zur Zeit Richtungskämpfe zwischen Anhängern des Wohlfahrtsstaates und des Neoliberalismus, wobei in allen Parteiprogrammatiken die zweite Ausrichtung eindeutig auf dem Vormarsch ist. Ob die Bevölkerung diesen „Wertewandel“ der Parteien nachvollzieht, ist derzeit noch offen. Allerdings hat diese Debatte erheblichen Einfluss auf die Akzeptanz kulturpolitischer Strategien, insbesondere wenn es um Fragen der Umverteilung und der öffentlichen Finanzierung von Dienstleistungen geht. Parallel zu dieser Werteverschiebung findet zudem eine erneute Diskussion über die jeweiligen Zuständigkeiten und Möglichkeiten von Bund, Ländern und Gemeinden statt – ebenfalls mit durchaus erheblichen Auswirkungen auf eine zukünftige Kulturpolitik.

Die Skizze zweier gesellschaftspolitischer Denkansätze und ihre Übertragung auf die Kulturpolitik zeigt, dass man dabei durchaus Paradoxes oder sogar Widersprüchliches erreichen möchte: Eine Kulturpolitik der Freiheit und Liberalität, die jedoch das Soziale und den Gemeinsinn nicht vernachlässigt; ein staatsfernes kulturelles Leben, für das der Staat jedoch nicht nur die Rahmenbedingungen optimieren soll, sondern für das auch Mittel in erheblichem Umfang bereitgestellt werden sollen. Wir pflegen eine Rhetorik der Kunstautonomie und wollen gleichzeitig ein System von Kunstbetrieben erhalten, die in ihrer großen Mehrzahl im 19. Jahrhundert eine klare politische oder zumindest soziale Aufgabe für eine bestimmte gesellschaftliche Gruppe, das Bürgertum, zu erfüllen hatten. Wir vertreten die These, dass „Kunst“ im emphatischen Sinn unserer Weimarer Klassik und unseres großen Königsberger Denkers mit der Zweckfreiheit ihrer spielerischen Ausübung eine menschgemäße, ja sogar überlebensnotwendige und daher unbedingt zu unterstützende Praxisform ist, und sind nach wie vor relativ blind gegenüber der Erkenntnis, wie gering der Bevölkerungsanteil ist, der an dieser allgemeinmenschlichen Segnung teilhat. Denn die Fähigkeit und Bereitschaft zu einem derart anspruchsvollen Umgang mit Kunst ist äußerst voraussetzungsvoll: Muße; zumindest die zeitweilige Abwesenheit des Zwanges, die eigene Existenz sichern zu müssen – also sich die „Zweckmäßigkeit ohne Zweck“ auch leisten zu können; die Fähigkeit und Möglichkeit einer Distanz zu sich selbst (vgl. Bourdieu, P., Meditationen, 2001). Neben materiellen Ressourcen ist es zudem auch eine Frage der Bildung, ob und wie man die Möglichkeiten einer solchen Kunstpraxis nutzen kann. 

Ohne bildungspolitisches Engagement läuft Kulturpolitik daher ins Leere. Und dass aktuelle bildungspolitische Entwürfe sonderlich hilfreich sind, kann man kaum behaupten (vgl. etwa die kritische Analyse eines aktuellen Vorschlages der bayrischen Wirtschaft von Thomas Asshauer: Leben auf eigene Rechnung; Die ZEIT Nr. 52 vom 12.12. 2003, S. 39). Mit all diesen überhaupt nicht neuen Widersprüchen des kulturpolitischen Alltags ließ sich bislang ganz gut leben. Möglicherweise ist aber nunmehr der Zeitpunkt gekommen, etwas mehr Mühe in das Sortieren der Ziele und Absichten zu investieren und diese zudem mit der harten Realität ihrer tatsächlichen Umsetzung zu vergleichen. Die Gesellschaft braucht die Künste – zweifellos. Doch ist es eine Bringschuld der Kulturpolitik, dies erneut argumentativ ins Bewusstsein möglichst vieler Menschen zu rufen, die dann vielleicht sogar von sich aus die Politik unter Druck setzen, für angemessene kulturelle Angebote zu sorgen. Wäre dies in einer Demokratie eine so abwegige Vorstellung? Der lapidare Rückbezug auf „Kunstautonomie“ oder die Forderung, dass Tanz, Musik, Theater etc. „sein müssten“, genügt jedenfalls nicht mehr.
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Bildung – Brücke zwischen den Kulturen

Vortrag bei der LKJ Baden-Württemberg am 11. 07. 2003 in Stuttgart

1. Vorbemerkung

Im Herbst letzten Jahres habe ich im Rahmen der Reihe „Interkultur im Rathaus“ schon einmal zu der Rolle von Bildung in der interkulturellen Arbeit gesprochen. Ich habe seinerzeit das gerade erschienene Buch „Brücken in die Zukunft“ in den Mittelpunkt meiner Überlegungen gestellt, das von Kofi Anan (Generalsekretär der UN) herausgegeben wurde und das das Ergebnis eines Beratungsprozesses von einer Gruppe von „eminent persons“ darstellt. Zu diesen gehörten aus deutschsprachiger Sicht etwa Richard von Weizsäcker und Hans Küng. In diesem Buch geht es darum, wie man mit der Globalisierung umgehen sollte, wie insbesondere sichergestellt werden kann, dass kulturelle Vielfalt erhalten bleibt. „Kulturelle Vielfalt“ – ich komme später darauf zurück – dürfte nach „Frieden“ und „Armut“ inzwischen zu den wichtigsten Leitbegriffen im UNO-Kontext gehören. Ich habe gezeigt, dass es zwei Lesarten dieses Manifests gibt: eine politische und eine pädagogische. Es ist wichtig, beides in ihrem Zusammenhang zu erkennen – schließlich funktioniert Politik nur dann, wenn die Menschen jeder für sich die vorgeschlagenen Regelungen auch individuell leben. Doch darf man beides nicht vermischen. Eine – im internationalen Bereich wichtige – Beobachtung besteht nämlich darin, dass man in Deutschland sehr schnell genuin politische Fragen pädagogisiert. Dies gilt auch für Interkulturalität, die zwar ebenfalls bestimmte individuelle Kompetenzen erforderlich macht, soll sie funktionieren. Allerdings braucht man auch geeignete Rahmenbedingungen, in die die pädagogischen Prozesse eingebettet werden. 

Ich werde mich im folgenden mit vier Begriffen aus dem Diskurs des Interkulturellen auseinander setzen, die ebenfalls jeweils zwei Dimensionen haben: eine pädagogische und eine politische. Und ich will zeigen, dass und wie die Kulturarbeit geeignet ist, bei diesen für unser Problemfeld entscheidenden Begriffen Fehldeutungen zu vermeiden.

Vorab will ich jedoch eine Beobachtung mitteilen. An meiner Hochschule (Universität Duisburg-Essen) gibt es nicht nur die Möglichkeit, sein Diplom in Pädagogik mit dem Schwerpunkt „Kulturarbeit“ zu machen (das ist das Lehrgebiet, das ich vertrete), sondern es gibt einen gut ausgebauten Zweig Interkulturelle Erziehung. In den letzten Jahren kann ich feststellen, dass die Anzahl von Diplomarbeiten, die beide Bereiche – die Kulturarbeit und das Interkulturelle – miteinander verbinden wollen, zunimmt. Die wachsende Beliebtheit von Kulturarbeit in diesem Feld kann man sich leicht erklären. Denn im ungünstigsten Fall weiß ich mit einem Studium der interkulturellen Erziehung eine Menge über Migration, über Probleme der Zuwanderung, über Zweisprachigkeit. Ich weiß aber möglicherweise nicht, was ich in der Praxis mit einer Gruppe von Kindern mit Migrationshintergrund anfangen soll. Dort wird dann Kulturarbeit interessant. Denn hierbei geht es zwar auch um Theorien und Wissen, es geht aber auch um eine konkrete Praxis, in der Theorien und Wissen erlebbar werden. Ich halte dies fest als 

Feststellung 1: Kulturarbeit ist im Bereich der interkulturellen Pädagogik gut geeignet, weil hierbei eine konkrete pädagogische Arbeit im Mittelpunkt steht, die mit allen Sinnen arbeitet, die von den Stärken der Kinder und Jugendlichen ausgeht.

Ich schließe gleich eine bereits oben vorbereitete

Feststellung 2 an: In der Kulturarbeit können zentrale theoretische Konzepte sinnlich erfahrbar gemacht werden. Kulturarbeit wird so (auch) zu einem kognitiven (!) Entwicklungsprojekt, das auf eine spezifische Weise Erkenntnisse und Einsichten vermittelt – und auf Grund seiner emotionalen Wirksamkeit es den Beteiligten leichter ermöglicht, neue Erkenntnisse und Sichtweisen auch zu akzeptieren und zu praktizieren.

2. Arbeit an Begriffen

Ich habe vier zentrale Begriffe ausgewählt, die in der Diskussion des Interkulturellen unverzichtbar sind, bei denen jedoch immer wieder falsche Verständnisweisen festgestellt werden. Die Begriffe sind „Kultur“, „Identität“, „Integration“ und „Kunst“.

„Kultur“

Die vielleicht erregendste Kultur-Diskussion der letzen Jahre entbrannte rund um den Begriff der „Leitkultur“. Ursprünglich von Bassam Tibi in die Diskussion eingebracht, um die Europäer an ihre „Leitkultur“ der Menschenrechte und Demokratie zu erinnern, wurde er von Friedrich Merz (CDU) mit einer nationenbezogenen Bedeutung versehen: Es ging gerade nicht mehr um das Europäische und Weltoffene, sondern um das Nationale, „Eigene“. Viele – auch ich – haben dieses Konzept in dieser politischen Verwendung kritisiert. Doch muss man sich verdeutlichen, dass auch die eher nationale Sicht auf eine „Leitkultur“ durchaus verständlich ist. „Kultur“ ist nämlich immer auch das Selbstverständliche, das Alltägliche. In meiner Kultur kann ich mich bewegen, ohne über das richtige Verhalten nachzudenken. Kultur ist das Übliche, Gewohnte. Ein Bezug zu „Heimat“ liegt in dieser Verständnisweise durchaus nahe. Ebenso ein Bezug zu den üblichen Verhaltensregeln, zu den Sitten und Gebräuchen, also den „mores“, so dass „Kultur“ hier auch eine ethisch-moralische Aufladung erhält. Es ist zudem ganz menschlich, das Vertraute erst einmal sicherzustellen, es bewahren zu wollen. Gerade in der Kulturpolitik ist „Bewahrung des kulturellen Erbes“ daher eine ganz zentrale Zielstellung und „Kulturpflege“ daher eine weit verbreitete Verständnisweise von Kulturpolitik. Man erinnere sich nur einmal an das dichte Netzwerk von Museen, die nichts anderes machen. Auch in Oper und Theater ist Pflege des Repertoires, sind die Klassiker oft genug im Mittelpunkt des Angebots. Ich kann diese Sichtweise noch weiter unterfüttern mit aktuellen Zeitdiagnosen. Eines der letzen Bücher des amerikanischen Kulturhistorikers Richard Sennett heißt „Der flexible Mensch“. Er setzt sich darin äußerst kritisch mit den Anpassungszumutungen des heutigen Kapitalismus auseinander mit der Grundidee, dass die ständigen Veränderungserwartungen an den Einzelnen letztlich nicht human sind. 

So unverständlich ist also die Idee nicht, dass es einen verbindlichen (Kultur-)Kanon geben sollte, der möglichst von Generation zu Generation weitergegeben wird. Wenn jemand zu uns kommt, dann sollte dieser Mensch als erstes sich diesen Kanon aneignen, so lautet dann eine entsprechende politische Forderung.

Aber vielleicht ist diese Idee doch sehr deutsch. Betrachten wir daher einmal klassische Einwanderungsländer, also etwa die USA. Auch dort gibt es eine „Leitkultur“, etwas, von dem die Bewohner zutiefst überzeugt sind. Und diese Leitkultur hat zu tun mit dem Gründungsanlass, sich nämlich am Ende einer Flucht vor unfreundlichen Verhältnissen im Ursprungsland zu befinden. Generell kann man sagen, dass das Bewusstsein von Zuwanderung zur amerikanischen Leitkultur gehört. Kein Wunder also, wenn man hört, dass sich Kanada sogar per Gesetz vor Jahren zu einer multikulturellen Gesellschaft erklärt hat. Doch muss man sich auch daran erinnern, dass es selbst in diesen offenen USA auch einmal einen Ausschuss zur Untersuchung „unamerikanischen Verhaltens“ gegeben hat, also der Versuch einer Festschreibung stattgefunden hat, dass nicht das Offene und Liberale, sondern eine sehr konservative, sogar reaktionäre Idee der USA dieses Bild von Toleranz erheblich gestört hat. Es gibt also einige Gründe dafür, bei aller Vorsicht Verständnis für die Rede von Leitkultur zu entwickeln. Trotzdem ist der Begriff falsch, vielleicht sogar gefährlich. Warum? Schauen wir uns einmal die deutsche Realität an. Viele deutsche Städte – mit Stuttgart an der Spitze – haben einen Anteil von Zuwanderern („Menschen mit Migrationshintergrund“) von über 20%. Für die nachwachsende Generation heißt das, dass dieser Anteil leicht auf 40% oder 50% steigen kann. Das heißt aber doch, dass wir schon längst ein Zuwanderungsland sind. Wirft man als nächstes einen auch nur oberflächlichen Blick in ein Geschichtsbuch, wird man schnell feststellen, dass „Kultur“ – völlig gleichgültig, welche Definition man wählt – nie statisch ist. Seien es die Werte und Normen, die Lebensweise oder gar die Künste: Immer stellt man Veränderung und Bewegung fest. Es gibt einige historische Beispiele dafür, dass man gesellschaftliche Entwicklung stillzustellen versuchte. China ist ein solches Beispiel, wo ein bestimmter Wissenskanon gerade bei den Führungsschichten des Landes über Jahrhunderte hinweg unverändert weitergegeben wurde. Allerdings: Es kostete viel Kraft und musste letztlich doch aufgegeben werden. Für moderne Gesellschaften ist dies schlechterdings nicht mehr möglich. „Kultur“ wird geradezu definiert durch Bewegung, durch Austausch. Auch das, was üblich ist in einer Gesellschaft, ändert sich ununterbrochen. Der Modus des Kulturellen, so kann man dies zusammenfassen, ist immer schon das Interkulturelle. Die Vorstellung von Stillstand und Einheitlichkeit, die der Begriff der Leitkultur suggeriert, geht also völlig an der Realität vorbei. Falsche Begriffe können jedoch leicht zu einer falschen Handlungsorientierung führen.

Begriffe, die eine dynamische Gegebenheit so darstellen, als ob es sich um etwas Festes, um ein „Ding“ handelt, kann man in Anschluss an Ulrich Beck  „Container-Begriffe“ nennen.

„Leitkultur“ ist offensichtlich ein solcher Container-Begriff.

Feststellung 3: Kulturarbeit in der interkulturellen Arbeit kann zeigen, dass Kultur dynamisch und ein Geflecht von Beziehungen ist. Dies ist die (kognitive) Erkenntnisfunktion von Kulturarbeit. Sie kann zudem erlebbar machen, dass Dynamik und Fließen, dass Vielfalt etwas mit Spaß und Freude zu tun haben können, so dass man sie nicht abwehren muss. Dies ist die emotionale und motivationale Seite von Kulturarbeit.

„Kultur“ ist kein Ding, noch nicht einmal ein Mosaik, sondern ein Fluss, so formuliert dies der zweite Weltkulturbericht der UNESCO. Wer allerdings entgegen der Realität daraus ein Ding machen will und politische Strategien auf einer solchen Vorstellung aufbaut, verfehlt nicht nur die Realität, sondern erzeugt menschliches Leid.

„Kulturelle Identität“

„Identität“ kann ein Einzelner oder eine soziale Gruppe haben. Die soziale Gruppe kann dabei von einer kleinen überschaubaren Gruppe (Familie, Klicke etc.) bis zu ganzen Staaten oder Staatenbündnissen („europäische Identität“) reichen. Der Grundgedanke jedes Redens über Identität ist die Vorstellung, dass etwas über die Zeit hinweg gleichbleibt. So kann ich etwa von mir in der Ich-Form selbst dann sprechen, wenn ich mich im Alter von 5 Jahren meine. Man möge sich verdeutlichen, wie ungewöhnlich diese Vorstellung ist: Dass ein Kind dasselbe „Ich“ sein soll wie der erwachsene Mensch, der doch in jeder Hinsicht – körperlich, geistig, mental etc. – anders ist als seine frühe Erscheinungsform. Die Tatsache, dass man etwas Stabiles unterstellt und mit einem Begriff bezeichnet, der in Logik und Philosophie in der Tat etwas Starres, nur mit sich selbst vergleichbares erfasst, bringt ihn sofort in die Nähe von „Leitkultur“: Offenbar wird Identität sehr leicht zu einem Container-Begriff. Und ebenso wie die „Leitkultur“ bezieht sich dieser Begriff auf etwas, das überhaupt nicht stabil ist. Man erinnere sich etwa an die Geschichte von Herrn K., der einen Bekannten traf. Als dieser ihm – durchaus als Kompliment gemeint – sagte, er habe sich gar nicht verändert, wurde er blass. Entwicklung ist nämlich eine entscheidende Eigenschaft des Menschen. Gerade die Pädagogik ist eine systematisch reflektierte Unterstützung von Entwicklung. „Erziehung“ und „Bildung“ – also unsere beiden wichtigsten Begriffe – sind Bewegungsbegriffe, gehen auf Verben zurück, die eben als „Tu-Worte“ etwas Dynamisches zum Ausdruck bringen. Und doch werden entgegen jeder Beobachtung Identitätsbegriffe verwendet, die so tun, als ob der Mensch etwas Starres wäre. 

Im politischen Gebrauch wird diese zugeschriebene starre „Identität“ dann durchaus zu einem Gefängnis: Man hat dann gefälligst seine türkische, tamilische, italienische Identität zu haben mit der Folge, in bestimmten Gegenden zu wohnen, bestimmte kulturelle Präferenzen zu haben, sich auf eine bestimmte Weise zu verhalten. Nicht von ungefähr weigern sich daher türkischstämmige Schriftsteller, zuerst als Türke und dann erst als Schriftsteller wahrgenommen zu werden. Diese Verwendungsstrategie eines Container-Begriffs von Identität ist dabei durchaus eigenartig. Denn ursprünglich war gerade „kulturelle Identität“ im politischen Gebrauch der UNO ein emanzipatorischer Begriff. Es ging darum, dass die ehemaligen Kolonien sich nunmehr auch aus der kulturellen Herrschaft ihrer früheren Kolonialmächte befreiten und ihre eigene Sprache, ihre Traditionen entdeckten. 

Sollte man also eher auf diesen Begriff verzichten? Das muss man nicht. Denn die Wissenschaft stellt auch hier schon längst Konzepte bereit, die die Dynamik des Gegenstandes, den sie erfassen wollen, nicht überdecken. Hier ist insbesondere das Identitäts-Konzept von Heiner Keupp und seiner Gruppe zu nennen, die ein empirisch und theoretisch geprägtes Konzept von Identität entwickelt haben, das darunter einen ständigen Konstruktionsprozess versteht: Ständig muss sich der Mensch mit den unterschiedlichsten Anforderungen auseinander setzen und dabei sein Ich immer wieder neu konstruieren. Dieser Prozess wird „Identitätskonstruktion“ oder „Identitätsarbeit“ genannt. Es geht um eine immer wieder herzustellende Balance zwischen Stabilität und Veränderung.

Feststellung 4: Gerade in der Kulturarbeit kann man ein solches Spiel mit Identitäten ausprobieren. Man kann sanktionsfrei experimentieren, wodurch die Gefahr eines Identitätsgefängnisses gebannt wird.

Dies gilt für den Einzelnen, es gilt jedoch auch für Gruppen. Gerade von „kollektiven Identitäten“ wollte man lange Zeit nichts wissen, da man dort die Gefahr eines Missbrauchs im Rahmen einer „Identitätspolitik“ gesehen hat. In neueren Studien rehabilitiert man jedoch – gerade im Kontext von Migration – dieses Konzept, weil es sozialpsychologische und soziale Prozesse des Aus- und Einschlusses bei bestimmten Gruppen verständlich macht. Auch auf der Ebene der UNESCO hat man diese aktuellen Forschungsergebnisse rund um die Identität zur Kenntnis genommen und spricht inzwischen auch in offiziellen Papieren (etwa in der „Allgemeinen Erklärung zur kulturellen Vielfalt“ aus dem Jahre 2001) über „multiple Identitäten“: Der Mensch hat nicht nur eine einzige (starre) Identität, sondern er kann in verschiedenen Kontexten durchaus flexibel mit unterschiedlichen Identitäten aufwarten. Kulturarbeit wird so zu einem Erprobungsfeld an einer Stelle, die persönlich oder politisch durchaus problematisch verlaufen könnte.

„Integration“

Unter Integration kann man zunächst einmal die Bildung übergeordneter Ganzheiten verstehen. Auf individueller Ebene geht es dann darum, dass man sich auf irgendeine Weise in eine solche, schon vorhandene Ganzheit einordnet, also Teil dieses Ganzen wird.

Wenn diese Einordnung als „bedingungslose“ Eingliederung verstanden wird, spricht man von Assimilation: Man soll sich im wörtlichen Sinne dieses Wortes gleichmachen, sich so angleichen, dass keine Unterschiede zu denen, die schon da waren, erkennbar werden. Die Idee, die dahintersteht, ist die, dass das als unveränderlich angenommene Ganze bewegungslos und ohne Veränderung das Neue schluckt: Es ist also wieder eine Container-Vorstellung dieses Ganzen. Auch hier gibt es eine große Passfähigkeit zu den bisherigen Begriffen: Das unveränderbare (und als solches bewahrenswerte) Ganze mit seiner stabilen Leitkultur kann zwar Menschen mit einer anderen „kulturellen Identität“ aufnehmen. Allerdings gibt es nur zwei Möglichkeiten: Die (eigentlich als unveränderlich angenommene) Identität der Dazukommenden wird radikal verändert, die Menschen werden also komplett umgemodelt, oder man schafft Exklaven (Ghettos), in denen diese Außenseiter in Ruhe ihre Identität ausleben können. 

Doch funktioniert ein soziales Ganzes überhaupt so? Natürlich nicht. Denn soziale Ganzheiten sind wiederum immer nur dynamisch vorstellbar. Die moderne Soziologie denkt hier nicht in Ding-, sondern in Beziehungsbegriffen: Das „Ganze“ ist ein dynamisches System von Beziehungen. 

Jeder Neuankömmling knüpft natürlich vielfältige Beziehungen innerhalb dieses Ganzen, selbst wenn er in Ghettos lebt und abgeschirmt wird. Das bedeutet aber, dass sich mit diesen neuen Beziehungen ein neues Ganzes ergibt. „Integration“ auf der Ebene des Sozialen ist also ebenso ein dynamischer Prozess einer immer wieder produzierten Ganzheit, wie auf der individuellen Ebene die Eingliederung mit individuellen Veränderungen einhergeht verbunden mit – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – Gestaltungen dieses Ganzen.

Feststellung 5: Kulturarbeit kann als gutes Modell dafür dienen, wie soziale Ganzheiten entstehen und wie dieser Prozess auf der individuellen Seite abläuft. 

Ein Beispiel: Man stelle sich vor, dass man ein Theaterstück erarbeitet. Dieses ist – letztlich auf die Bühne gebracht – die „Ganzheit“. Jeder Einzelne bringt sich ein, gestaltet dieses Ganze als Netz von Beziehungen und verändert sich selbst dabei. Selbst der rigideste Regisseur wird diese Mitgestaltung der Akteure überhaupt nicht vermeiden können. Man erlebt also sinnlich, was Integration sein könnte.

„Kunst“

Mein letzter Begriff ist aus dem engeren Bereich der Kulturarbeit genommen. Auch wir selbst machen uns das Leben gelegentlich dadurch schwer, dass wir mit Begriffen hantieren, die sich eigentlich schon durch unsere eigene Praxis als verfehlt erweisen. Hier will ich dies am Beispiel der Kunst und insbesondere der immer wieder in diesem Zusammenhang vorgetragenen These von der „Kunstautonomie“ zeigen. Diese These wird immer wieder gerne vorgetragen, wenn es um soziale oder individuelle Wirkungen einer künstlerischen Praxis – auch in der Kulturpädagogik – geht. Man erhält dann den Eindruck, als ob Kunst etwas Sakrosanktes wäre, jenseits des Alltags, mit einer Aura versehen, die eine Form von Heiligkeit vermittelt. Diese Vorstellung hat in der Tat eine Tradition, allerdings weniger als überzeitliche, immer schon dagewesene Bestimmung dessen, was „Kunst“ in ihrem Wesen ist, sondern als historisches Faktum, das seine soziale Relevanz im 19. Jahrhundert entfaltet hat – und dies vor allem in Deutschland. Was steckt hinter der Rede von „Kunstautonomie“ an realen Prozessen? Zunächst einmal ging es darum, dass diejenigen, die künstlerisch tätig waren – also Schriftsteller, Musiker, Maler – in Ruhe ihre Arbeit machen wollten. Sie wollten immer weniger, dass Auftraggeber, die Kirche, Machthaber sich in ihr Geschäft einmischten. Dies ist der Prozess der Herausbildung des Künstlerberufes, also der Professionalisierung der künstlerischen Tätigkeit. Verbunden war dies mit der Herausbildung eines spezifischen sozialen Kontextes (Bourdieu nennt dies „soziales Feld“), in dem sich eine derart „autonome“ Berufspraxis entfalten konnte. Bourdieu zeigt etwa am Beispiel von Flaubert, wie sich der „autonome Schriftsteller“ anhand eines „autonomen Werkes“ mit ganz eigenen ästhetischen Gestaltungsprinzipien zusammen mit einem „autonomen literarischen Feld“ im Frankreich des frühen 19. Jahrhunderts entwickeln. „Autonomie“ ist hier ein empirisch zu untersuchender sozialer Prozess der Ausdifferenzierung einer sozialen Rolle und eines sozialen Bereichs.

Eine zweite Quelle der Kunstautonomie ist die Philosophie Kants. In deren Architektur der unterschiedlichen Vermögen (theoretische Vernunft, praktische Vernunft, Urteilskraft), braucht man einen Modus der „Zweckmäßigkeit ohne Zweck“ und findet ihn im Ästhetischen. Schiller hat dies gleich politisch gewendet und daraus – in Reaktion auf die Französische Revolution – ästhetische Erziehung als politisches Reformprogramm einer friedlichen Umgestaltung der Gesellschaft entwickelt.

Eine dritte Quelle des Autonomietopos ist die Sozialgeschichte des deutschen (Bildungs)-Bürgertums im 19. Jahrhundert. Erfolglos im Kampf um politische Macht wollte das Bürgertum zunächst kulturell die Hegemonie gewinnen. Eine „autonome“ Kunst in entsprechenden Kunsteinrichtungen war hierzu das geeignete Mittel (das auch schon Adlige erfolgreich zur Selbststilisierung genutzt haben). Es entstehen Museen, Theater, Opernhäuser, Orchester, Literatur- und Kunstvereine in großer Zahl, in denen sich das Bürgertum trifft und sich auf diese Weise kulturell vergesellschaftet. Gerade die auratische autonome Kunst bietet also hier einen eminent sozialen und politischen Beitrag bei Konstituierung einer sozialen Schicht.

Natürlich war weder damals noch ist heute Kunst jenseits der Gesellschaft. Kein ernst zu nehmender Künstler vertritt einen solchen Container-Begriff von Kunst, da er weiß, wie dynamisch Kunstentwicklung immer schon stattgefunden hat und wie dabei ständig alle erreichbaren Einflüsse genutzt werden. Immerhin geht der Begriff der „Weltliteratur“ auf Goethe zurück, dessen Werk – wie jedes bedeutende Werk – als ständige Auseinandersetzung mit allen lebenden und toten Künstlern verstanden werden muss. 

Inzwischen findet sich ein realitätshaltigerer Begriff von Kunst auch wieder im Kunstdiskurs. Man möge sich nur einmal aktuelle Tanz- oder Theaterzeitschriften ansehen oder sich an die letzte Documenta erinnern.

Dabei wird allerdings auch deutlich, dass eine solche sozial eingebundene Kunst nicht per se zum Guten führt: Stets wurde Kunst auch zur Legitimierung von Gewalt und Verbrechen genutzt. Kunst ist sozial nicht unschuldig, und jede leichtfertige Rede von „Autonomie“ ist geeignet, eine notwendigerweise falsche, also ideologische Vorstellung von Kunst zu vertreten.

Feststellung 6: In der Kulturarbeit geschieht beides: Die Entfaltung des Eigensinns der künstlerischen Praxis (auch ein Begriff von Autonomie) und die Entfaltung individueller und sozialer Wirkungen von Kunst.
3. Zusammenfassung und Ausblick

1. In der (interkulturellen) Kulturarbeit kann man wichtige Begriffe des politischen und pädagogischen Diskurses sinnlich wahrnehmbar und erfahrbar machen.

2. Insbesondere hilft Kulturarbeit dabei, Containerbegriffe von Kultur, Identität, Integration und Kunst zu überwinden.

3. Kulturarbeit entfaltet so (individuelle) Bildungswirkungen und erfüllt (soziale) Kulturfunktionen.

4. Insbesondere sind die Künste in der Kulturarbeit ein wirkungsmächtiges „Instrument“, das allerdings auf Grund der Möglichkeit des antihumanen Missbrauchs verantwortungsvoll und reflektiert eingesetzt werden muss.

5. Eine solche Kulturarbeit braucht Rahmenbedingungen, braucht Material, Räume und natürlich auch Geld. 

Ich weise zum Abschluss daher darauf hin, dass die vielleicht größte Gefahr von den weltweiten Liberalisierungsbemühungen der Welthandelsorganisation (GATS-Verhand-lungen) ausgeht. Ohne dies hier näher erläutern zu können, will ich zumindest darauf hinweisen, dass als wichtiges Instrument zur Eindämmung dieser Tendenzen eine „Konvention zur kulturellen Vielfalt“ entstehen soll.
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Interkultur in der kulturellen Bildung

1. Der globale Rahmen – Bildung als zentrales Arbeitsfeld von UNO und UNESCO

Kulturelle Bildungsarbeit, die in ihrem Kern den pädagogischen Einsatz von Künsten, Medien und Spiel meint, scheint für Probleme des Interkulturellen maßgeschneidert zu sein
: Nichtdiskursive Kommunikations- und Arbeitsformen – so suggeriert oft genug die Rede von der internationalen Sprache der Musik, des Tanzes, des Theaters etc. – lassen die oft genug hinderlichen Barrieren ungenügender Sprachkenntnisse verschwinden
. Der von üblichen gesellschaftlichen Zwängen entlastete Spiel-Raum kulturpädagogischer Arbeit gibt zudem genügend Freiraum, sich auf Experimente, Begegnungen mit Anderem und Fremdem, einzulassen. Neugierde ist möglich, das Explorative geradezu Definitionsmerkmal von Kulturarbeit. 

Gestärkt wird diese offenbar große Passfähigkeit der praktischen Kulturarbeit durch Rahmenbedingungen, die dem Bildungsdiskurs größte gesellschaftliche Relevanz bescheinigen. So hat gerade das schlechte Abschneiden Deutschlands bei der internationalen Vergleichsstudie PISA (Programme for International Student Assessment) der OECD für eine große öffentliche Aufmerksamkeit für Bildungsfragen gesorgt
. Auch auf internationaler Ebene stehen Bildungsfragen ganz oben auf der Agenda. So scheint sich nach dem bevorstehenden Wiedereintritt der USA in die UNESCO eine Dynamisierung der Bildungsdiskussion in dieser großen Organisation anzubahnen: Eine „globale Bildung“ soll den Zusammenhang von Menschenrechten, Demokratie und gewaltfreier Konfliktlösung ebenso vermitteln wie die Notwendigkeit, Armutsbekämpfung, Erhaltung kultureller Vielfalt und nachhaltiges Wirtschaften zusammen zu denken
. Der UNO-Generalversammlung liegt zudem die Empfehlung vor, das Jahrzehnt 2005 bis 2014 zu einer Weltdekade „Bildung für eine nachhaltige Entwicklung“ auszurufen (ebd.).

Bildung wird als Schlüssel dafür gesehen, alle zentralen Zielstellungen der UNO und UNESCO miteinander zu verbinden und in den Köpfen und Herzen der Menschen zu verankern: Frieden, Menschenrechte, Kampf gegen Armut, Nachhaltigkeit, Erhaltung der biologischen und kulturellen Vielfalt (Akademie Remscheid 2002). Gute Zeiten also für Bildung insgesamt und speziell für kulturelle Bildung, so scheint es zumindest. 

Ohne die oben skizzierten Prinzipien der Kulturpädagogik und die nationalen und internationalen Rahmenbedingungen grundsätzlich in ihrer Relevanz für die Möglichkeit kultureller Bildungsarbeit in Hinblick auf einen produktiven Umgang mit dem Interkulturellen zu bestreiten, lohnt es sich, sich einzelne Aspekte genauer anzusehen. Ich will dabei keinen Bericht über die vielfältigen Formen von kultureller Bildungsarbeit geben, die sich gezielt um kulturelle Vielfalt, um ein friedliches Miteinander von Menschen verschiedener ethnischer und kultureller Angehörigkeit kümmert. Dies ist inzwischen hinreichend empirisch und methodologisch aufgearbeitet
. Ich will vielmehr einige Probleme eines Umgangs mit dem Interkulturellen herausgreifen, die für die Politik und Pädagogik in Zukunft von Bedeutung sind.

2. Der „Dialog der Kulturen“ als Bildungsproblem

Auf Initiative des UNO-Generalsekretärs Kofi Annan hat eine Gruppe von 19 „eminent persons“, der aus deutschsprachiger Seite der Schweizer Hans Küng und der ehemalige Bundespräsident Richard von Weizsäcker angehörten, Ende 2001 des Manifest „Brücken in die Zukunft“ vorgelegt
. Man erinnere sich: Das Jahr 2001 war – auf Vorschlag des iranischen Präsidenten Seijed Mohammad Chatami – zum UNO-Jahr des Dialogs der Kulturen erklärt worden. Eine Motivation dafür war, der unseligen These von Sammuel Huntington (1996) von einem Clash of the Civilisations eine weltweite Bewegung entgegenzusetzen, die auf Dialog und nicht auf Konfrontation setzt. Der 11. September schien zunächst einen Rückschlag zu bedeuten, denn recht schnell war man mit der „Erklärung“ bei der Hand, dass nunmehr der Clash doch stattfinde. Diese Deutung ist zwar immer noch im Gespräch, doch hat sie sich nicht durchgesetzt. Vielmehr ist „Dialog“ geradezu zu einem Zauberwort geworden. „Dialog“ ist das Mittel, das eine Brücke schlagen lässt nicht nur zwischen den Kulturen, sondern auch von der Gegenwart in eine Zukunft, bei der die Vielfalt der Kulturen als Reichtum der Menschheit gefeiert werden können („celebrate the diversity“ ist ein wichtiger UNO-Slogan in diesem Kontext). Dies ist die Botschaft des Manifests. Die Vision ist, dass sich alle Menschen auf gemeinsame Werte einigen mögen, was alleine deshalb möglich sein sollte, weil Grundbedürfnisse und Grunderfahrungen der Menschen überall gleich sind (Fähigkeit zu verzeihen, Rechtsempfinden etc.). So viel Universalität wie nötig, dies ist die eine Hälfte der Vision, so viel Vielfalt wie möglich, dies ist ihr zweiter Teil.

Das Manifest erlaubt so zwei Lesarten: eine politische, die auf die Rahmenbedingungen eines friedlichen Dialogs achtet, und eine pädagogische, die die individuellen Dispositionen jedes einzelnen Menschen in den Blick nimmt, einen solchen Dialog auch bewältigen zu können. Bildung wird so geradezu zu einem Motor der Realisierung der vorgestellten Vision. Alle Ziele lassen sich nämlich – ganz so, wie die UNESCO die anfangs vorgestellten zukünftigen Arbeitsschwerpunkte diskutiert – als Bildungsziele formulieren: Friedenserziehung, Menschenrechtserziehung, interkulturelle Erziehung. Sicherlich ist es möglich, einzelne Argumentationen und Begrifflichkeiten dieses Manifests zu kritisieren. Doch erscheint es als Aufzeigen eines relevanten Horizonts zunächst akzeptabel, so dass die aktuelle bildungspolitische Diskussion darauf bezogen werden kann.

3. Bildung zwischen PISA und Interkultur

Bildung, so wurde eingangs festgestellt, hat zur Zeit national und international Konjunktur. Aber was für eine Bildung ist es, die in der bildungspolitischen Diskussion nach PISA im Gespräch ist. Man möge einmal über die These nachdenken, dass die Terror-Piloten des 11. September den PISA-Test gut bestanden hätten. Denn mathematisches und naturwissenschaftliches Verständnis waren zum Beherrschen der Flugzeuge ebenso notwendig wie sprachliche Kompetenz, etwa im Umgang mit den Flug-Handbüchern. Dieser Vergleich mag zwar brutal klingen. Er zeigt aber deutlich die Begrenztheit der Bedeutung der PISA-Kenntnisse. Natürlich bestreite ich die Relevanz der PISA-Fächer im Kontext der „life skills“ – so ein Hauptbegriff der internationalen PISA-Studie – nicht. Doch muss Bildung als Lebenskompetenz
 weit mehr erfassen: Werte etwa, Fantasie und Kreativität, die sich auf eine produktive und sozialverträgliche Lebensgestaltung beziehen – „Lebenskunst“ haben wir dies  im BKJ-Kontext genannt
. Eine Förderung des Kognitiven, aber auch des Emotionalen und der Empathie sollen gleichermaßen stattfinden. Nachhaltigkeit ist dabei ein relevantes Bildungsziel. All dies müsste das öffentliche Bildungssystem zusammen mit der Jugendarbeit, den Medien und der Familie anstreben. All dies ist zudem notwendig, soll der Dialog der Kulturen funktionieren. Interkultur in der Bildungspolitik erzwingt also geradezu eine erhebliche Ausweitung des Bildungsverständnisses weit über die drei PISA-Fächer hinaus, nämlich eine Orientierung an einem ganzheitlichen Bildungsverständnis, so wie es der kulturellen Bildungsarbeit zu Grunde liegt. 

4. PISA – Die Suche nach Schuldigen

In der oft hektischen Diskussion der PISA-E-Ergebnisse, die zum Teil in den Bundestagswahlkampf gefallen ist, bekam gelegentlich ein Befund eine bestimmte Bewertung, der in unserem Kontext von großer Bedeutung ist. PISA zeigt eindeutig, dass die Sprachkompetenz die Grundlage sogar für mathematische und naturwissenschaftliche Fähigkeiten ist. Die deutsche Sprachkompetenz von Jugendlichen aus Zuwandererfamilien – speziell aus türkischen Familien – hat sich als schlecht herausgestellt. Es scheinen sich hierbei verschiedene negative Bedingungen miteinander zu verbinden: Der Tatbestand der Migration verbunden mit der (oft) niedrigen sozialen Position. Gerade das deutsche Bildungswesen – so kritisieren die PISA-Autoren – betreibt eine straffe Selektion in Abhängigkeit von der sozialen Lage. Dazu kommt eine zu kurze Grundschulzeit, so dass familiär bedingte sprachliche Defizite noch nicht aufgeholt sind, wenn die Entscheidung für die Sekundarstufe ansteht. 

Dieses Ergebnis ist nicht nur negativ im Hinblick auf die PISA-Resultate. Es ist geradezu eine Katastrophe für die betroffenen Jugendlichen – es sind immerhin 27% der 15jährigen, bei denen fast 50% die elementare Kompetenzstufe I (von insgesamt 6 Stufen) nicht überschreiten, obwohl über 70% von ihnen die deutsche Schule vollständig durchlaufen haben. Auch für diesen Tatbestand ist die spezifische Organisation des deutschen Bildungswesens verantwortlich, so dass der an anderer Stelle der Studie verwendete Begriff der „strukturellen Demütigung“ auch hier zutrifft
.

In der Diskussion erhält dieser Tatbestand allerdings bisweilen eine eigenartige Deutung: „Schuld an dem schlechten Abschneiden Deutschlands sind die Türken!“

Im Hinblick auf das Interkulturelle als Moment deutscher Realität zeigt diese Deutung, dass die seinerzeit politisch prominent vorgetragene Vorstellung einer deutschen „Leitkultur“ immer noch sehr verbreitet ist. Denn sie bezieht sich nicht nur auf einen vermeintlichen Kanon rein deutscher Kulturleistungen, sondern kann offenbar auch dazu genutzt werden, die deutsche Gesellschaft zu segmentieren, hier insbesondere: Jugendliche aus türkischen Zuwandererfamilien, die in den meisten Fällen sogar die deutsche Staatsangehörigkeit haben oder leicht bekommen könnten, aus der „deutschen Kultur“, der Schule oder sogar der Gesellschaft auszusondern. 

Die kulturtheoretische Erkenntnis, dass „Kultur“ nicht statisch, homogen, geographisch oder im Hinblick auf Personengruppen abgrenzbar ist, dass also der Modus des Kulturellen immer schon das Interkulturelle, die Vermischung, der Austausch, das Lebendige und Dynamische ist, ist weder vollständig in der Gesellschaft noch in der Politik angekommen
. Dies wiederum ist ein eklatantes Bildungsproblem gerade bei Vertretern der politischen Elite. 

5. Folgen für das Bildungskonzept

Interkulturelle Kompetenz als Teil der (kulturellen) Bildung bezieht sich also durchaus auch Wissen darüber, wie „Kultur“ in der Gesellschaft funktioniert. Zu dieser interkulturellen Kompetenz gehört jedoch auch, mit dem Fließen, mit Veränderung, mit Kontingenz umzugehen. Dies ist allerdings nicht einfach, da der Mensch immer auch Stabilität und Sicherheit braucht. Die aktuelle Identitätstheorie – und Identitätsentwicklung gehört ebenfalls zu den wichtigen Bildungsaufgaben – macht daher den Vorschlag, Identität nicht mehr als etwas Festes und Unveränderliches anzusehen, das man schlicht durch Lernprozesse übernimmt, sondern sieht vielmehr einen ständigen Prozess der Identitätskonstruktion und spricht daher konsequent von Identitätsarbeit
. Kulturelle Bildungsarbeit ist geeignet, bei diesem Konstruktionsprozess zu helfen, da das Spiel mit Identitätsangeboten, mit dem Ausbalancieren von Fremd- und Selbstbildern ein immanenter Bestandteil ist
.

Damit wird aber auch deutlich, dass das oft verwendete Bild von Bildung als Brücke zwischen Kulturen nicht richtig ist
. Wenn es nämlich stimmt, dass das Interkulturelle der Modus des Kulturellen ist, dann wird gerade der Zwischen-Raum das Spannende. Dort finden die entscheidenden Prozesse der Persönlichkeitsentwicklung statt. „Bildung“ soll also gerade nicht über dieses Zwischen-Reich hinwegführen, sondern vielmehr ein Konzept dafür sein, sich in ihm zurecht zu finden. „Bildung als Kompass“ ist daher die hier vorgeschlagene Alternative zu „Bildung als Brücke“. Ein Kompass orientiert die Suche nach dem richtigen Weg. 

Zwei wichtige Orientierungsmöglichkeiten in der kulturellen Bildungsarbeit sollen benannt werden: das Problem geeigneter oder manipulativer Begriffe und das Problem der Einstellungen und Werte.

Die aktuelle Kulturtheorie, insbesondere der postkoloniale Kulturdiskurs,
 zeigen, wie sehr Begriffe interessens- bzw. kulturbedingte Konstruktionen sind, die wiederum die Wahrnehmung prägen. Gerade im Umgang mit dem Fremden, dem Anderen funktioniert diese Konstruktion besonders gut, wobei alle möglichen Ängste und Vorurteile, aber auch Aspekte der Machterhaltung und Hegemonie die Konstruktionen prägen. Geradezu klassisch ist die Prägung des „Orients“, wie sie von Edward Said (1978) untersucht wurde. Aber auch „Islam“ oder „Fundamentalismus“ sind Konstruktionen, die oft mehr mit eigenen Ängsten und Vorurteilen als mit der Realität zu tun haben. Kulturelle Bildungsarbeit kann zeigen, wie Vorurteilsbildung funktioniert, wie Stereotypen entstehen und welche individuellen und gesellschaftlichen Funktionen sie haben. In Kulturprojekten können zudem Handlungsalternativen und Wertentscheidungen zur Anschauung gebracht werden, so dass man – quasi spielerisch – Werte als Lebensorientierung analysieren, erkennen, aneignen oder ggf. modifizieren kann (Fuchs 2002 – Ethik). 

6. Schlussbemerkung: Gegen eine Überforderung von Bildung

Gerade in Deutschland neigt man dazu, gesellschaftliche Problemlagen zu pädagogisieren. Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit, Gewalt, Naturzerstörung: recht schnell fühlt sich die Pädagogik aufgefordert, pädagogische Konzepte zu entwickeln
. Es ist daher darauf hinzuweisen, dass zwar alle sozialen, ökonomischen, politischen Prozesse immer nur über das Handeln des Einzelnen realisiert werden und dessen Fähigkeit, Einstellungen und Fertigkeiten eine entscheidende Rolle spielen. Doch sind Armut, Gewalt, Ausgrenzung kein genuin pädagogisches Problem. Teil von Bildung muss daher sein, auch die Grenzen des Pädagogischen zu erkennen. Im Falle der kulturellen Bildung kommt hinzu, dass sie Mittel verwendet, die ihrerseits auf subtile Weise Möglichkeiten der Unterdrückung liefern. Hier ist etwa auf die Arbeiten von Pierre Bourdieu zur problematischen Funktion des Kunstgebrauchs in der Gesellschaft hinzuweisen. Bildung als Entwicklung eines bewussten Verhältnisses zu sich, zu anderen, zu Natur und Kultur, zu Zukunft und Geschichte enthält also auch dies: die ständige kritische Selbstreflexion über Chancen und Risiken der eigenen Bildungsarbeit.
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ÖKONOMISCHE THEORIEN


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Neoliberalismus


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	IPE (Int. Pol. Economy)


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Regulierungstheorie


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Castells, Hardt/Negri


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Sen


Probleme


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Armut, Unterentwicklung


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	neue ökonomische Weltordnung





POLITIK-THEORIEN


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	neue Akteure


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Dezentrierung des Staates


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Steuerungsprobleme


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Entwicklung von multi-level-gouvernance


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	neue Öffentlichkeiten


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Netzwerkdenken


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	neue politische Weltordnung


Probleme


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Delegitimation


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Rückkehr von Gewalt und Unfrieden


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	mangelnde Partizipation


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	symbolische Politik usw.
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GESELLSCHAFTS-


THEORIEN


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	postmoderne Gesellschaft


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	multikulturelle Gesellschaft


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	individualisierte Gesellschaft


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	postindustrielle Gesellschaft


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Zivilgesellschaft


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Risikogesellschaft usw.


Probleme


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	sozialer Ausschluss/ Marginalisierung


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Identitätsdiffusion


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Wertepluralismus


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Desintegration usw.
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Kulturpolitik als


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Politik der Anerkennung


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Identitätspolitik


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Politik der Vielfalt


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Politik der Vermittlung von Kollektiv und Individuum usw.
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KULTUR-THEORIEN


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Hybridisierung/Kreolisierung


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Interkulturalität


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Transkulturalität usw.


Probleme


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	kulturelles Gedächtnis/ Zeitbewusstsein


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Schwund der Kulturfunktionen


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Pluralität als Kulturkonflikt


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	kulturelle Anerkennung


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	kulturelle Ausgrenzung





Ziele:


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Sicherstellen der Kulturfunktionen*, u.a.


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Aufzeigen von Vielfalt


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Sichtbarmachen von Lebensformen/ Identitätsangebote


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	kulturelle Aner-kennung/Integration


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Unordnung aushalten/ Ordnungsangebote


� SYMBOL 183 \f "Symbol" \s 10 \h �	Kontingenz und Komplexität bewältigen
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*Kulturelles Gedächtnis, Angebot von Selbstbildern, Selbstbeobachtungen, Entwicklung von Zeit- und Raumbewusstsein, (De-)Legitimation von gesellschaftlichen Prozessen, Reflexivität von Sittlichkeit/Moral, Zeigen und Aushalten von Pluralität, Angebot von Deutungsmustern, Angstbewältigung usw.








� Unter ihnen insbesondere das Abkommen von Florenz von 1950 und sein Protokoll von Nairobi


von 1976, die Universelle Urheberrechtskonvention von 1952, die Erklärung über die Grundsätze


der internationalen Zusammenarbeit von 1966, die Konvention über Maßnahmen zum Verbot und


zur Verhinderung von illegalem Import/Export und Transfer von Kulturgütern von 1970, die


Konvention zum Schutz des Weltkultur- und -naturerbes von 1972, die Empfehlung zu den


Arbeitsbedingungen von Künstlern von 1980 und die Empfehlung über die Erhaltung traditioneller


und populärer Kultur von 1989.


� Diese Definition stimmt mit den Beschlüssen der Weltkonferenz über Kulturpolitik


(MONDIACULT, Mexiko City, 1982), der Weltkommission über Kultur und Entwicklung (Unsere


kreative Vielfalt, 1995) und der Zwischenstaatlichen Konferenz über Kulturpolitik zur Entwicklung


(Stockholm 1998) überein.


� Ich verweise auf meine Artikel „Wozu Kulturpolitik?“ (2001) und „Kultur und Politik“ (2002), in denen einige Grundgedanken etwas ausführlicher dargestellt werden.


� www.worldbank.org


� Die Literatur hierzu ist unüberschaubar. Ich beziehe mich u. a. auf U. Beck 1998. sowie auf M. Castells 2001.


� Galtung 1998; ähnlich argumentiert der Wirtschaftsnobelpreisträger A. Sen 2000. Für die Kultur wird der Ansatz von Galtung genutzt von Drechsel, P. u.a. 2000.


� vgl. Dubiel 1994, S. 67ff. sowie verschiedene Beiträge in Nida-Rümelin 1999 (zum „Zivilen Staat“ oder zur „globalen Zivilgesellschaft“). Von Beyme 1995 gibt einen Überblick über aktuelle Denkrichtungen in der Politikwissenschaft, die die angesprochenen Transformationen des Politischen theoretisch erfassen.


� Vgl. Heft 91 (IV/2000) der Kulturpolitischen Mitteilungen.


� So etwa in Anschluss an Gregory  Bateson D. Baecker 2000, S. 11 – 43.


� Vgl. auch Grimm 1994. Für eine marxistische Sichtweise siehe das Themenheft „Topografie des neoliberalen Staates“, Das Argument 236, 3/2000.


� Kulturpolitik ist als wissenschaftliche Disziplin an Hochschulen kaum verankert. Am häufigsten wird sie an Instituten zum Kulturmanagement oder der Angewandten Kulturwissenschaft vertreten. Die bislang einzige Gesamtdarstellung ist Max Fuchs, Kulturpolitik als gesellschaftliche Aufgabe, Wiesbaden 1998. Hilfreich ist die kulturpolitische Bibliografie, die regelmäßig in der Zeitschrift Kulturpolitische Mitteilungen (hg. von der Kulturpolitischen Gesellschaft) und in den Jahrbüchern für Kulturpolitik (seit 2000 herausgegeben vom Institut für Kulturpolitik der Kulturpolitischen Gesellschaft) zumindest einen Teil kulturpolitischer Publikationen erfasst. Unüberschaubar ist dagegen die Literatur zum Kulturbegriff, zumal seit dem cultural turn in den 90er Jahren fast jede Einzeldisziplin ihren eigenen Kulturdiskurs pflegt. Als Überblick siehe etwa Terry Eagleton, Was ist Kultur? München 2001, als Beispiel für die Renaissance der Kulturwissenschaften Klaus P. Hansen, Kultur und Kulturwissenschaft, Tübingen und Basel 2000.


� Vgl. die Beiträge in Bundesvereinigung Kulturelle Jugendbildung (Hg.), Lernziel Lebenskunst, Remscheid 1999 sowie Wilhelm Schmid, Philosophie der Lebenskunst, Frankfurt/Main 1998.


� Vgl. Max Fuchs, Persönlichkeit und Subjektivität, Opladen 2001 sowie Richard von Dülmen, Die Entdeckung des Individuums (1500 – 1800), Frankfurt/M. 1997.


� Vgl. Deutsche UNESCO-Kommission (Hg.), Kultur und Entwicklung. Zur Umsetzung des Stockholmer Aktionsplans, Bonn 1998.


� Vgl. Ulrich Beck, Was ist Globalisierung? Frankfurt/M. 1998 sowie als Überblick über den aktuellen Diskussionsstand Max Fuchs, Kunst, Gesellschaft, Ökonomie und Politik in Zeiten der Globalisierung, Remscheid 2002, als download auf der Homepage der Akademie Remscheid (� HYPERLINK http://www.akademieremscheid.de ��www.akademieremscheid.de�, Publikationen).


�Eine differenzierte Sicht vertreten Johanna Breidenbach und Ina Zukrigl, Tanz der Kulturen. Kulturelle Identität in einer globalisierten Welt, Reinbek 2000. Nützlich als Gesamtdarstellung ist die Reihe Globale Trends der Stiftung Entwicklung und Frieden, die im Fischer-Verlag erscheint, aktuell Globale Trends 2002, Frankfurt 2001, mit Darstellungen zur Global Governance, zur Weltgesellschaft, zur Weltwirtschaft, zur Weltökologie, zu Weltpolitik und Weltfrieden und auch zu den Weltkulturen.


� Vgl. Deutsche UNESCO-Kommission (Anm.4), S. 11ff.


� So hat es 1998 eine UNESCO-Weltkonferenz zum Thema “Kultur und Entwicklung” gegeben, die sich zum Ende der “Weltdekade zur kulturellen Entwicklung” mit der Umsetzung des Berichtes einer Kommission unter der Leitung von Perez de Cuellar, World Commission on Culture and Development, Our Creative Diversity, Paris 1995, befasst hat; vgl. Deutsche UNESCO-Kommission (Anm. 4).


� Vgl. Ralf Konersmann (Hg.), Kulturkritik, Reflexionen in einer veränderten Welt, Leipzig 2001.


� Ich beziehe mich hier auf Arbeiten von Richard Münch auf der Grundlage der Soziologie von Talcot Parsons; siehe etwa Richard Münch, Dialektik der Kommunikationsgesellschaft, Frankfurt/M. 1991.


�Solche “Kulturfunktionen” lassen sich allgemein menschlich mit Hilfe der Anthropologie erklären; vgl. Max Fuchs, Mensch und Kultur, Wiesbaden 1999. Sie lassen sich zudem gesellschaftstheoretisch begründen.


�Eine kulturphilosophische Begründung für die Notwendigkeit solcher Funktionen findet sich etwa in der These von der “exzentrischen Positionalität” des Menschen, die der Philosoph Helmut Plessner entwickelt und begründet hat. Der Mensch entwickelt die Fähigkeit, in Distanz zu sich selbst zu treten und sich so zum Gegenstand eigener Betrachtungen zu machen als Basis für die Aufgabe einer bewussten Lebensführung; siehe etwa Helmut Plessner, Die Frage nach der Conditio humana, Frankfurt/M., 1976.


� In den einzelnen Bezugswissenschaften der Künste diskutiert man solche Frage, inwieweit etwa das “Theater der Gesellschaft den Spiegel vorhält” (so Shakespeares Hamlet) oder inwieweit der Roman oder allgemeiner das literarische Erzählen eine Möglichkeit lebensweltlicher Sinngebung anbietet, inzwischen wieder häufiger. Dies hängt u.a. mit einem Paradigmenwechsel dieser Wissenschaften zusammen, sich nämlich unter dem Dach der Kulturwissenschaften zu vereinen und damit auch die jeweilige Kunstsparte als Kulturmacht in einem übergreifenden Sinn zu deuten. Eine ausgearbeitete Theorie hierzu liefert Volker Steenblock, Theorie der kulturellen Bildung, München 1999. Im kulturpolitischen Diskurs sind diese Akzentsetzungen bislang nur begrenzt angekommen.


� An dieser Stelle sind die kulturpessimistischen Überlegungen von Max Horkheimer/Theodor Adorno, Dialektik der Aufklärung, Frankfurt/M.: 1971 nach wie vor relevant.


� Okwui Enwezor u.a., Demokratie als unvollendeter Prozess. Documenta 11 – Plattform 1, Ostfildern-Ruit 2002.


� Vgl. den Überblick in Max Fuchs, Kunst und Ästhetik. Neuere Entwicklungen, Remscheid 2003 (als download auf der website � HYPERLINK http://www.akademieremscheid.de ��www.akademieremscheid.de�, Publikationen.


� Vgl. Peter Zima, Moderne/Postmoderne, Tübingen und Basel 1997.


� Ernst Cassirer, Versuch über den Menschen, Frankfurt/M. 1990.


� Vgl. Max Fuchs, Kunst + Politik = Kulurpolitik in: Politik und Kultur 4/02, S. 13.


� Hartmut Häußermann und Walter Siebel (Hg.), Festivalisierung der Stadtpolitik, Leviathan-Sonderheft 13/1993.


� Kofi Annan, Brücken in die Zukunft, Frankfurt/M. 2001.


� Siehe das Themenheft “Vier Jahre Bundeskulturpolitik” der Kulturpolitischen Mitteilungen 98, III/2002.


� Siehe die Sonderausgabe der Zeitung des Deutschen Kulturrates “Politik und Kultur” vom Mai 2002.


� Vgl. Michael Söndermann, Kulturausgaben in Deutschland 2000, in: Institut für Kulturpolitik der Kulturpolitischen Gesellschaft (Hg.), Jahrbuch für Kulturpolitik 2000, Essen 2001, S. 341 – 371.


�Ebd., S. 358.


� Einige Beträge sind in der Ausgabe 1/03 der Zeitung Politik und Kultur nachzulesen.


� Joyce Zemans, Cultural Identity in a Global World: The Canadian Case. Vortrag bei der Fachtagung “Grenzenlos Kultur – culure unlimited” am 12.12.02 in Berlin, abgedruckt in Politik und Kultur 1/03 (i.E.).


Über die Programmatik der UNESCO kann man sich leicht auf den Homepages der UNESCO (� HYPERLINK http://www.unesco.org ��www.unesco.org�) und der Deutschen UNESCO-Kommission (� HYPERLINK http://www.unesco.de ��www.unesco.de�) informieren. Insbesondere findet man dort die angesprochenen Resolutionen und Erklärungen.


� Vgl. Max Fuchs, Culture unlimited, in: Politik und Kultur 2/02.


� Vgl. meine Analysen zu PISA und PISA-E in Politik und Kultur, Nr. 2/02, S. 11 und Nr. 3/02, S. 4.





� Eine gut begründete Definition bestimmt kulturelle Bildung als Allgemeinbildung, die mit kulturpädagogischen Methoden vermittelt wird. Vgl. Fuchs 1994 und 2000 sowie Zacharias 2001.


� Diese These übersieht die Kontextbezogenheit auch der künstlerischen Sprache.


� Vgl. Deutsches PISA-Konsortium 2001 und 2002; zur Analyse siehe Fuchs 2002 (zu PISA und PISA-E).


� So T. Schöfthaler im Editorial von UNESCO heute 3/02, S. 1.


� Vgl. etwa Institut für Bildung und Kultur o.J. (1996) sowie zahlreiche Projekte in der Projektbank der Bundesvereinigung Kulturelle Jugendbildung (� HYPERLINK http://www.bkj.de ��www.bkj.de� unter Dokumentationsstelle/Projektbank)


�  Annan 2001                  


� Münchmeier 2002


� BKJ 1999, 2000, 2001.


� Die Rolle solcher (und anderer) Demütigungen, die völlig einer „Politik der Anerkennung“ (etwa im Sinne von Charles Taylor1993) widersprechen, untersucht Emcke 2000; siehe auch Tietze 2001.


� Fuchs 2002 (Culture unlimited); vgl. auch Schiffauer 1997, v. a. S. 144 – 171.


� Keupp 1997, 1999.


� So etwa Böhringer in BKJ 2001.


� Vgl. hierzu verschiedene Beiträge in Akademie Remscheid 2002.


� Young 2001, vgl. auch Fuchs 2002 (Kunst, Kultur, Ökonomie und Politik)


� Schiffauer 1998, S. 45ff., bemerkt, wie sehr der „Diskurs über den Fremden in Deutschland fast ausschließlich von Pädagogen dominiert war, weil hier zu Lande tendenziell in das Individuum verlagert werde, was sich anderswo im Austausch zwischen Individuen herstelle.
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